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Strukturprobleme und schleichende Deindustrialisierung:
Ist Frankreich das neue Sorgenkind Europas?

Seit vergangenem Herbst häufen sich Negativmeldungen über die Wirtschaft
Frankreichs. Guido Zimmermann, Landesbank Baden-Württemberg, Stuttgart,
sieht den Hauptgrund für den im internationalen Vergleich sehr starken Einbruch
der Exporte Frankreichs in einem Strukturbruch in der Fähigkeit, international
kompetitive Güter zu produzieren. Vor industriepolitischem Aktivismus sei aller-
dings zu warnen, denn er sei in vielen Ländern in der Vergangenheit kein großer
Erfolg gewesen. Man sollte sich eher darüber sorgen, dass das stark exportab-
hängige Verarbeitende Gewerbe in Deutschland in Zukunft verstärkt unter Druck
stehen wird. Henrik Uterwedde, Deutsch-Französisches Institut, Ludwigsburg,
verweist nicht nur auf die aktuellen Krisensymptome, wie Wachstumsschwäche,
steigende Arbeitslosigkeit und anhaltende außenwirtschaftliche Defizite, sondern
auch auf eine Reihe von Stärken und Potenzialen, beispielsweise die ausgezeich-
nete Qualität der Infrastrukturen oder der anerkannt hohe Standard der sozialen
Sicherung. Damit verfüge Frankreich über Potenziale, die ihm helfen können, die
Probleme zu überwinden. Daniela Schwarzer, Stiftung Wissenschaft und Politik,
Berlin, betont, dass Frankreich in den kommenden Jahren viel dafür tun muss, um
seine verbleibenden industriellen Stärken nicht zu verlieren. Potenzial liege etwa in
traditionell starken Bereichen wie Pharma, Luxusgüter, der Luft- und Raumfahrt
oder der Kernenergie. 

It’s Agriculture, Stupid! Stolpersteine auf dem Weg zu einem
transatlantischen Handelsabkommen
Stormy-Annika Mildner und Claudia Schmucker

Ein EU-US-Freihandelsabkommen ist seit Jahren überfällig. Anfang Februar 2013
wird die US-EU High Level Group on Growth and Jobs höchstwahrscheinlich die
Aufnahme von Verhandlungen empfehlen. Stormy-Annika Mildner, Stiftung Wis-
senschaft und Politik (SWP), und Claudia Schmucker, Deutsche Gesellschaft für
Auswärtige Politik (DGAP), sehen in den anhängigen Agrarstreitfällen mögliche
Hindernisse für ein Abkommen. Will die EU ein transatlantisches Handelsabkom-
men, wird sie nicht umhinkommen, bei einigen dieser Streitigkeiten größere Kom-
promissbereitschaft als in der Vergangenheit zu zeigen.

Agglomerationsvorteile in der Wissensgesellschaft: 
Empirische Evidenz für deutsche Gemeinden
Oliver Falck, Stephan Heblich und Anne Otto

Sind Ansammlungen von hochqualifizierten Arbeitskräften in einer Region ein Ga-
rant für Wachstum? Eine Politik zur Förderung regionaler Entwicklung unterstellt
oftmals diesen Zusammenhang und fördert die Ansiedlung und Vernetzung wis-
sensintensiver Branchen und Unternehmen. Die hier gezeigte empirische Evidenz
legt allerdings nahe, dass solche Agglomerationsvorteile nicht überall wirken. Der
Erfolg einer solchen Cluster- und Netzwerkpolitik hängt maßgeblich von der Wir-
kungskraft der regionalen Agglomerationskräfte ab und ist somit nicht garantiert. 
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Die Einführung der sechsstufigen Realschule in Bayern: 
Evaluierung der Auswirkungen auf die Schülerleistungen
Marc Piopiunik

Während Haupt- und Realschüler vor der bayerischen Schulreform bis zum Ende
der sechsten Klasse gemeinsam gelernt haben, werden sie seither bereits nach
der vierten Klasse getrennt. Eine aktuelle Studie des ifo Instituts hat die Auswir-
kungen dieser Reform auf die Schülerkompetenzen anhand von PISA-Daten ana-
lysiert und kommt zu dem Ergebnis, dass diese Reform die Leistungen von Haupt-
und Realschülern verschlechtert hat.

Wirtschaftswachstum in den VGR: Vorjahrespreisbasis Revisited
Wolfgang Nierhaus

Das Statistische Bundesamt hat 2005 die Berechnung des realen BIP für die Bun-
desrepublik Deutschland von der Festpreisbasis auf die Vorjahrespreisbasis umge-
stellt. Seit Februar 2006 wird auf regionaler Ebene dieses Konzept ebenfalls ange-
wendet. Der vorliegende Beitrag diskutiert die Eigenschaften der Volumenrechnung.

Europäischer Wohnungsbau: Ende der Durststrecke in diesem Jahr –
positive Erwartungen für 2014 und 2015
Ausgewählte Ergebnisse der Euroconstruct-Winterkonferenz 2012
Ludwig Dorffmeister

Nach den neusten Prognosen der Mitglieder des Euroconstruct-Netzwerks dürf-
ten sich die Wohnungsbauleistungen in den 19 Partnerländern 2013 stabilisieren.
Insgesamt sind die Bauexperten zuversichtlich, dass der Wohnungsbau 2014 ein
Wachstum von fast 2½% aufweisen wird. 

Kurz zum Klima: Neues vom Emissionshandel
Marc Gronwald

Um das Europäische Emissionshandelssystem (EU ETS) wird derzeit aufgrund der
niedrigen Preise für Verschmutzungsrechte eine Diskussion geführt. Der Beitrag
fasst den aktuellen Stand zusammen und kommentiert ihn aus ökonomischer Sicht.

Konjunkturtest im Fokus: Sonderfrage zu Umsatzbehinderungen
im Einzelhandel
Stefan Sauer

Die am ifo Konjunkturtest teilnehmenden Handelsunternehmen werden viertel-
jährlich nach Beeinträchtigungen ihrer Umsatztätigkeit gefragt. Im Januar 2013
gaben 42,7% der Einzelhändler an, von Behinderungsfaktoren betroffen zu sein.

ifo Konjunkturtest Januar 2013 in Kürze
Klaus Wohlrabe

Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft Deutschlands ist erneut
gestiegen. Die deutsche Wirtschaft startet hoffnungsvoll ins neue Jahr.
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Frankreich: Das enfant ter-
rible du jour der Eurozone

Phasen und Ursachen des
Deindustrialisierungsprozesses
in Frankreich

Der Deindustrialisierungsprozess in Form
eines abnehmenden Anteils der Beschäf-
tigten im Verarbeitenden Gewerbe1 in Re-
lation zur Gesamtbeschäftigung2 verläuft
in allen entwickelten Ländern nun schon
seit Jahrzehnten und kann seit spätestens
der Jahrtausendwende nur in einem gro-
ßen historischen Kontext im Zuge des Auf-
baus globaler Beschaffungsketten (Sup-
ply Chains) verstanden werden, bei dem
sich die Schwellenländer tendenziell in-
dustrialisieren und die entwickelten Län-
der deindustrialisieren (vgl. Baldwin 2012;
Trennega 2011). Einiges deutet gleichzei-
tig aber auch darauf hin, dass die Indus-
trie seit 2005 global in eine neue, dyna-
mische Phase eingetreten ist, so dass mit-
unter schon von einer neuen Industriel-
len Revolution gesprochen wird (vgl.
Marsh 2012a, McKinsey 2012 und Bald-
win 2012).3 Diese ist durch folgende Merk-
male gekennzeichnet: (1) das »vernetzte

Verarbeitende Gewerbe«, das Design und
physische Produktion – wenn auch räum-
lich oft getrennt – miteinander verbindet;
(2) die globale »Nischen«-Produktion, bei
der sich Firmen auf eine enge Produktpa-
lette spezialisieren, diese aber global ver-
kaufen; und (3) der schnelle Transfer von
»Produktionsintelligenz« in Form von De-
signs, intellektuellem Eigentum und Tech-
nologie (vgl. Marsh et al. 2012). In vielen
Ländern wird daher von der Politik geprüft,
wie durch eine Wiederbelebung des Po-
tenzials der Industrie Arbeitsplätze und
das Wirtschaftswachstum gefördert wer-
den können (vgl. Marsh 2012b).

Alles deutet leider darauf hin, dass Frank-
reich nicht an dieser neuen Dynamik im
Industriesektor beteiligt ist und sich der
über die Branchen hinweg natürlich sehr
heterogene Deindustrialisierungsprozess
seit 2000 und vor allem seit Ausbruch der
Finanzkrise 2008 beschleunigt hat. Die-
ser Prozess kann für Frankreich historisch
gesehen in vier Phasen unterteilt werden
(vgl. Eudeline et al. 2012): Von 1980–1989
nahm die Beschäftigung im Verarbeiten-
den Gewerbe in Relation zur Gesamtbe-
schäftigtenzahl von 22,1% auf 17,8%
zwar ab, der Außenhandelsbilanzsaldo
des Verarbeitenden Gewerbes war aber
im Schnitt ausgeglichen, und die Gewinn-
margen der Industrieunternehmen stie-
gen sogar an. Die Deindustrialisierung war
damit zwar real spürbar, konnte aber ge-
meistert werden. Von 1990–2000 sank
der Anteil der Beschäftigten von 17,8%
auf 14,3%. In dieser Phase begann der
Außenhandelsbilanzsaldo des Verarbei-
tenden Gewerbes strukturell defizitär zu
werden. Von 2001–2007 sank der Anteil
der Beschäftigten von 14,2% auf 12%,
die Gewinnspannen gingen zurück und
das Außenhandelsbilanzdefizit des Verar-
beitenden Gewerbes verfestigte sich wei-
ter. Seit 2008 verstärkte der Ausbruch der
Finanzkrise die Deindustrialisierung Frank-
reichs, die Gewinnspannen verringerten

Ist Frankreich das neue Sorgenkind Europas?
Strukturprobleme und schleichende Deindustrialisierung:

Guido Zimmermann*

Seit vergangenem Herbst häufen sich Negativmeldungen über die Wirtschaft Frankreichs. Wachs-

tumsschwäche, hohe und steigende Arbeitslosigkeit, anhaltende außenwirtschaftliche Defizite und

ein hoher Schuldenstand verweisen auf Strukturprobleme und eine schleichende Deindustriali-

sierung. Wie kann das Land die Krise überwinden?

* Dr. Guido Zimmermann ist Senior Credit Analyst der
Group Covered Bonds/Financials Research bei der
Landesbank Baden-Württemberg, Stuttgart.
Die hier vertretenen Ansichten entsprechen nicht
notwendigerweise denen der Landesbank Baden-
Württemberg.

1 Das Verarbeitende Gewerbe dient als Proxy für die
Industrie, die gemeinhin noch die Bergbau- und
Bauindustrie umfasst.

2 Über eine Definition des Phänomens der Deindus-
trialisierung besteht in der Literatur kein Konsens,
zumeist ist hiermit aber der Aspekt des Arbeits-
platzverlusts gemeint. Als »Deindustrialisierung« soll
daher im Folgenden in erster Linie der Verlust von
Arbeitsplätzen in der Industrie bezeichnet werden
(vgl. Scheuer und Zimmermann 2006). Trennega
(2011) sieht einen Prozess der Deindustrialisierung
dann vorliegen, wenn sowohl der Anteil der Be-
schäftigung des Verarbeitenden Gewerbes an der
Gesamtbeschäftigung als auch der Anteil des Ver-
arbeitenden Gewerbes am Bruttoinlandsprodukt
zurückgeht.

3 Vgl. aber Gordon (2012) für eine wesentlich pes-
simistischere Einschätzung.
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sich zunehmend – getrieben durch ein niedrigeres Produk-
tivitätswachstum –, und das Außenhandelsbilanzdefizit des
Verarbeitenden Gewerbes vergrößerte sich abermals.

Demmou (2010) hat in einer vielzitierten Studie die Ursa-
chen für den Niedergang des Verarbeitenden Gewerbes in
Frankreich für den Zeitraum 1980–2007 untersucht. Die
diagnostizierten Ursachen sind die folgenden: (1) Das Out-
sourcing von Geschäftsprozessen aus der Industrie an den
Dienstleistungssektor zur Effizienzsteigerung; (2) die Erhö-
hung der Arbeitsproduktivität; und (3) das Outsourcing von
Stellen in das Ausland durch einen Verlust der internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit. 25% der Stellenverluste kön-
nen gemäß dieser Studie durch das Outsourcing der Indus-
trie von Marktdienstleistungen erklärt werden, was aber wie-
derum lediglich ein statistisches Artefakt, aber keinen wirk-
lichen Arbeitsplatzabbau impliziert. Weitere 30% der ab-
gebauten Stellen sind auf eine Veränderung der Nachfra-
gestruktur (in Verbindung mit relativen Produktivitätsgewin-
nen im Verarbeitenden Gewerbe) zurückzuführen. Je nach
Messmethodik werden zwischen 13% und 40% durch Stel-
lenverlagerungen in das Ausland erklärt. Dieser Effekt der
Globalisierung hat seit 2000 an Bedeutung gewonnen (ca.
28% Erklärungsgehalt für 2007–2011 (vgl. Eudeline et al.
2012)). Zudem ist seit 2000 der Effekt zu konstatieren, dass
die Exporte von Mid-Tech- und High-Tech-Produkten ab-
genommen haben.4 Vieles deutet darauf hin, dass sich die
französische Industrie aktuell in einem Teufelskreis befin-
det, in dem die französischen Unternehmen, bedingt durch
den harten globalen Wettbewerb, es nicht mehr schaffen,
ihre Gewinnspannen aufrechtzuerhalten. Dies hat wieder-
um dazu geführt, dass die Investitionen in Forschung und
Entwicklung zurückgefahren wurden, was wiederum das
Angebot an High-Tech-Produkten senkte. Seit 2008 scheint
zudem noch ein nicht wirklich erklärbarer Strukturbruch 
in der totalen Faktorproduktivität aufzutreten, der den De-
industrialisierungsprozess zusätzlich beschleunigt (vgl. 
Eudeline et al. 2012). 

Kann und sollte die Deindustrialisierung
gestoppt werden?

Obwohl in Frankreich schon länger über den Verlust der
Wettbewerbsfähigkeit geklagt wird (vgl. Baverez 2003), so
hat doch schlussendlich der vernichtende »Gallois-Report«
(vgl. Gallois 2012) über die Wettbewerbsfähigkeit Frankreichs
die Regierung Hollande im November 2012 aufgerüttelt5 und

sie veranlasst, verschiedene – aber leider auch inkohären-
te – Maßnahmen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit zu ergreifen. Ob aber mit einer expliziten Industriepoli-
tik zu Gunsten des Verarbeitenden Gewerbes, wie z.B. von
Aghion et al. (2011) befürwortet, dauerhaft wirklich mehr Ar-
beitsplätze geschaffen werden können, ist zumindest zu hin-
terfragen, da die Industrie im 21. Jahrhundert in erster Linie
durch Computerisierung und weniger durch »Man Power«
geprägt sein dürfte (vgl. Baldwin 2012). Inwieweit die In-
dustrie wirklich essenziell für die Innovationsfähigkeit einer
Volkswirtschaft ist, ist ebenfalls sehr umstritten.6 Gleichfalls
kontrovers ist die Frage, ob eine Industriepolitik zu befür-
worten ist oder nicht.7

Vor industriepolitischem Aktivismus ist u.E. zu warnen. Zum
einen ist Industriepolitik in vielen Ländern in der Vergangen-
heit nicht großer Erfolg beschieden gewesen. Die Industrie
hat des Weiteren keine Sonderrolle inne, die eine Politik zum
Erhalt des Anteils der Industrie an der Bruttowertschöp-
fung rechtfertigen könnte. Zudem muss man sich die Fra-
ge stellen, ob ein Land sich tektonischen Verschiebungen
in den komparativen Vorteilen wirklich widersetzen sollte.
Wie die Innovationsmaschine USA des Weiteren gezeigt hat,
ist das Verarbeitende Gewerbe nicht die einzige Quelle von
Innovation und technischem Fortschritt (vgl. Gordon 2011).
Der wichtigste Punkt ist, dass Deindustrialisierung nichts Ne-
gatives sein muss, solange genügend Ersatzarbeitsplätze
bereitgestellt werden (vgl. Scheuer und Zimmermann 2006;
Tregenna 2011). Dies hängt aber wiederum von Strukturre-
formen in Form eines Abbaus von Funktionsstörungen auf
den Güter-, Kapital- und Arbeitsmärkten ab, wie auch der
Internationale Währungsfonds (vgl. IWF 2012) kürzlich für
Frankreich anmahnte. Die Deindustrialisierung Frankreichs
im Sinne eines Abbaus von Arbeitsplätzen ist aufgrund der
zunehmenden Computerisierung des Verarbeitenden Ge-
werbes damit vielleicht nicht umkehrbar, die wirtschaftspo-
litischen Entscheidungsträger haben es aber selbst in der
Hand, durch Strukturreformen in anderen Branchen Arbeits-
plätze zu schaffen und die Möglichkeit für vermehrte Inno-
vationen zu generieren. 

Der Hauptgrund für den im internationalen Vergleich sehr
starken Einbruch der Exporte Frankreichs ist ein Struktur-
bruch in der Fähigkeit, international kompetitive Güter zu
produzieren. Im Deindustrialisierungsprozess Frankreichs
spielen damit Angebotsbeschränken die dominante Rolle
(vgl. Noyer 2011). So kann auch in einem direkten Vergleich
zwischen der französischen und deutschen Industrie – ein
Vergleich, der die französische Wirtschaftspolitik sehr be-
schäftigt – gezeigt werden, dass die Fähigkeit der französi-
schen Industrie, auf Veränderungen der globalen Nachfra-
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4 Gemäß dem Komplexitätsatlas der Harvard Kennedy School, der das in
den produzierten Gütern eines Landes enthaltene produktive Wissen misst,
befindet sich Frankreich lediglich auf Rang 11 (Deutschland Rang 2) von
128 untersuchten Ländern (vgl. Hausmann et al. 2011).

5 Gemäß dem Global Competitiveness Report 2012–2013 befindet sich
Frankreich lediglich auf Platz 21 (Deutschland auf Platz 3) von 144 unter-
suchten Ländern (vgl. World Economic Forum 2012).

6 Vgl. hierzu Baghwati (2011) und Rodrik (2011) für zwei konträre Positionen.
7 Interessant sind hier die diametral entgegen gesetzten Positionen der je-

weiligen Sachverständigenräte in Deutschland (vgl. SVR 2009) und Frank-
reich (vgl. Aghion et al. 2011).
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ge flexibel zu reagieren, weitaus geringer ist als die der deut-
schen, obwohl sich die Strukturen in Bezug auf sektorielle
Spezialisierung und geographische Orientierung gar nicht
so sehr unterscheiden (vgl. Coe-Rexecode 2011). 

Die Flexibilisierung der Angebotsseite einer Volkswirtschaft
benötigt Zeit, und dass die hierfür notwendigen Reformen
nun ausgerechnet in einem aktuell makroökonomisch sehr
schwierigen Klima stattfinden müssen, ist bitter, da wir aus
den Reformprozessen anderer Länder gelernt haben, dass
angebotspolitische Reformen im Sinne eines »two-hand-
ed-approach« (vgl. Jerger und Landmann 2006) durch nach-
frageseitige Stimuli begleitet werden müssen, sollen sie er-
folgreich sein. Der Ausblick für die französische Industrie ist
damit nicht rosig. Denn die französische Industrie dürfte auch
in der mittleren Frist mit einer Nachfrageschwäche nach ih-
ren Produkten, niedrigen Gewinnmargen, einer hohen Steu-
erbelastung, und dem Problem, geeignetes Personal zu
finden, konfrontiert sein (vgl. Artus 2011). 

Rotierende Rezessionen und wechselnde
Sorgenkinder in der EWU

Unabhängig von der Deindustrialisierung hat Frankreich vie-
le Probleme, aber es sollte auch nicht vergessen werden,
dass Frankreich vor noch nicht allzu langer Zeit nicht schlecht
da stand (vgl. Blanchard 2007). Und die Eurozone hat ja noch
jede Menge anderer Sorgenkinder: Griechenland, Italien, Spa-
nien, Portugal, Irland, … Mehr über Frankreich sollte man
sich u.E. daher darüber Sorgen machen, dass die Europäi-
sche Währungsunion in ihrer jetzigen Form »Rotating Slumps«
erzeugt (vgl. Landmann 2012), die auf Dauer keinem Mit-
gliedsland erspart zu bleiben scheinen. Auch Deutschland
war noch vor ein paar Jahren der »kranke Mann Europas«
und ist bei weitem nicht so gut aufgestellt, wie es momen-
tan in der öffentlichen Debatte oft suggeriert wird. Denn wie
der Internationale Währungsfonds vor kurzem herausarbei-
tete, dürfte auch das hochproduktive, aber stark exportab-
hängige Verarbeitende Gewerbe in Deutschland in Zukunft
verstärkt unter Druck stehen (vgl. Bornhorst und Mody 2012).
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Frankreich kann seine Krise überwinden

Frankreichs Wirtschaft liefert seit dem vergangenen Herbst
Negativschlagzeilen am laufenden Band. »Wird Frankreich
das neue Griechenland?« titelt die Bild-Zeitung (31. Okto-
ber 2012); der Economist ortet eine »Zeitbombe im Herzen
Europas« (17. November 2012); für Focus online ist unser
Nachbar der »neuerkrankte Mann Europas« (1. Februar
2013). Es ist wahr: Die aktuellen Krisensymptome in unse-
rem Nachbarland – Wachstumsschwäche, hohe und stei-
gende Arbeitslosigkeit, anhaltende außenwirtschaftliche De-
fizite, hohe Defizite der öffentlichen Haushalte und entspre-
chend hoher Schuldenstand – verweisen auf tiefgreifende
strukturelle Probleme. Indessen verfügt Frankreich auch über
eine Reihe von Stärken und Potenzialen. Auch sollte in
Deutschland zur Kenntnis genommen werden, dass Präsi-
dent Hollande längst eine beachtliche Reform-Agenda in An-
griff genommen hat, auch wenn diese auf leisen Sohlen da-
herkommt.

Die strukturellen Probleme:
Krise des französischen Modells?

Die Probleme Frankreichs sind seit geraumer Zeit bekannt
und in zahlreichen Gutachten analysiert worden (vgl. Uter-
wedde 2012). Die Schwierigkeit besteht darin, dass es sich
um mehrere, miteinander zusammenhängende Problem-
bündel handelt, die gleichzeitig den Kern des französischen
Wirtschafts- und Sozialmodells berühren.

Die Staatsverschuldung hat sich in den vergangenen
30 Jahren von damals 20% mehr als vervierfacht und ist
allein seit 2008 von 65% auf heute über 90% angestiegen.
Natürlich hat die schwerste Rezession der Nachkriegszeit
im Zuge der weltweiten Finanzkrise 2008/09 dazu beige-
tragen, aber der Kern des Problems ist struktureller Natur.

Die hohen Staats- und Sozialleistungsquoten, die im euro-
päischen Vergleich Spitzenwerte erreichen, sowie eine tra-
ditionell expansiv ausgelegte Haushaltspolitik haben trotz
ebenfalls hoher Steuerbelastungen und Sozialabgaben re-
gelmäßig zu Finanzierungslücken geführt. Diese permanen-
te Überforderung der öffentlichen Hand gefährdet die Kre-
ditwürdigkeit und künftige Handlungsspielräume. Der Kon-
solidierungsbedarf ist gewaltig und kann auf mindestens
100 Mrd. Euro für die kommenden fünf Jahre beziffert wer-
den, davon allein 30 Mrd. Euro für das laufende Jahr. Das
wird ohne nachhaltige Ausgabenkürzungen und ein Über-
denken der bestehenden Staats- und Verwaltungsstruktu-
ren nicht zu meistern sein.

Auch das französische Wachstumsmodell hat zur Verschul-
dungsproblematik beigetragen. Es wird im Wesentlichen
von der Dynamik des Binnenmarktes getragen. Entspre-
chend ist die Wirtschaftspolitik traditionell wachstumsori-
entiert. Ein nachfrageorientierter, keynesianischer Grund-
ansatz hat die französische Wirtschaftspolitik der vergan-
genen Jahrzehnte geprägt und ist auch in den gegenwär-
tigen Auseinandersetzungen um die europäische Wirt-
schafts- und Währungspolitik spürbar. Diese staatlich ali-
mentierte und kreditfinanzierte Stimulierung der Binnen-
nachfrage ist aber an ihre Grenzen gestoßen, und dies nicht
nur aus finanziellen Gründen.

Denn die französische Wirtschaft hat kein Nachfrage-, son-
dern ein Angebotsproblem. Der relative Niedergang der In-
dustrie und die damit zusammenhängenden Schwächen der
Wettbewerbsfähigkeit bilden den Kern der französischen Kri-
se und sind erst kürzlich durch den Bericht des früheren
EADS-Chefs Louis Gallois nochmals zusammengefasst wor-
den (vgl. Gallois 2012). Der Anteil der Industrie an der Wert-
schöpfung von 18% (2000) auf 12,5% (2011) gesunken –
das ist der drittletzte Platz innerhalb der Eurozone und wi-
derspricht dem Selbstbild und Anspruch des Landes, über
eine starke und diversifizierte Industrie zu verfügen. Frank-
reichs Exportwirtschaft hat Marktanteile verloren; die Han-
delsbilanz hat sich seit 2002 ständig verschlechtert und ver-
zeichnete zuletzt ein Defizit in Höhe von 71,2 Mrd. Euro
(2011); die Leistungsbilanz ist seit 2005 defizitär.

Auch hier sind die Ursachen struktureller Natur. Die franzö-
sische Industrie ist – von Ausnahmen abgesehen – weniger
in den hochwertigen Segmenten der Produktpalette spezia-
lisiert und damit oft abhängiger von der Preiskonkurrenz als
die deutsche Konkurrenz. Umso mehr wurde die Wettbe-
werbsfähigkeit von der starken Erhöhung der Arbeitskos-
ten in den vergangenen Jahren beeinträchtigt. Die Unter-
nehmen haben, um ihre Märkte nicht zu verlieren, ihre Ge-
winnmargen reduziert. Zusammen mit der hohen Steuer-
und Abgabenlast führt dies dazu, dass die für eine stärke-
re qualitative Wettbewerbsfähigkeit notwendigen For-
schungs- und Innovationsanstrengungen der Unternehmen
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deutlich hinter den fortgeschrittensten Ländern in Europa
hinterher hinken. Schließlich wird die französische Unterneh-
menslandschaft von den weltweit sehr gut aufgestellten
Großkonzernen geprägt, während große, selbständige und
erfolgreiche mittelständische Firmen fehlen. Verantwortlich
ist zum einen eine gewisse Fixierung der Politik auf Groß-
unternehmen – der Ruf nach starken »Champions« gehört
zum Standardrepertoire französischer Politiker. Zum ande-
ren stellen zahlreiche starre Regulierungen, etwa im Arbeits-
recht, Entwicklungshürden gerade für erfolgreiche kleinere
Unternehmen dar.

Frankreichs Stärken und Potenziale

Allerdings wäre das Tableau unvollständig, ohne die zahl-
reichen Stärken und Potenziale zu erwähnen, die Frankreichs
Platz als zweitstärkste Ökonomie Europas begründen.

Zunächst einmal verfügt Frankreich bei allen Schwächen
auch über eine Reihe von starken Positionen auf dem Welt-
markt. Das gilt für industriepolitisch geförderte Bereiche
wie die Luft- und Raumfahrtindustrie, den Energiesektor, den
Schienenfahrzeugbau oder den Rüstungssektor, aber auch
für traditionelle Bastionen wie die Landwirtschaft und die
Nahrungsmittelindustrie, die Luxusgüter- und die Pharma-
industrie, den Hoch- und Tiefbau oder den Tourismus, kom-
munale Dienstleistungen (Verkehr, Wasserversorgung, Müll-
beseitigung usw.) und Hypermärkte. Darüber hinaus zäh-
len Frankreichs Großkonzerne, vor allem die im »CAC-40«-
Börsenindex versammelten größten börsennotierten Un-
ternehmen, in ihren jeweiligen Geschäftsfeldern zu den welt-
weit führenden Firmengruppen. 

Die ausgezeichnete Qualität der Infrastrukturen, ob es sich
um Verkehrswege, das Kommunikationsnetz, die Ener-
gieversorgung, Einrichtungen der Kleinkinder- und Vorschul-
betreuung oder um die öffentlichen Dienstleistungen der
Daseinsvorsorge handelt, ist ein weiterer Pluspunkt. Die öf-
fentlichen Forschungseinrichtungen genießen international
ein hohes Ansehen. Landschaft, Klima und die hohe Le-
bensqualität, aber auch der generell gute Ausbildungsstand
und eine im europäischen Vergleich sehr hohe Arbeitspro-
duktivität tun ihr Übriges, um Frankreich zu einem der welt-
weit attraktiven Standort für ausländische Investoren zu
machen.

Zu den positiven Standortfaktoren zählen ferner der aner-
kannt hohe Standard der sozialen Sicherung, die im inter-
nationalen Vergleich sehr gute Gesundheitsversorgung und
eine konsequent familienfreundliche Steuer-, Bildungs- und
Gesellschaftspolitik seit 1945. Auch deshalb weist Frank-
reich heute die dynamischste Geburtenentwicklung in ganz
Europa auf. Das schlägt sich nieder in der Bevölkerungsent-
wicklung. Frankreich, das heute noch 20 Mill. Einwohner we-

niger zählt, wird Deutschland gegen 2050 überholt haben.
Diese Dynamik erhöht längerfristig das Arbeitskräfte- und
damit auch das Wachstumspotenzial der französischen Wirt-
schaft. Vor allem aber ist sie das Zeichen einer ungebro-
chenen Vitalität der französischen Gesellschaft, die allen Kri-
sen und sozialen Verwerfungen zum Trotz von einem Grund-
vertrauen in die Zukunft getragen wird.

Fazit: Frankreich verfügt über Potenziale, die dem Land hel-
fen können, seine Probleme zu überwinden. Darüber hinaus,
so formuliert das Wirtschaftsforschungsinstitut COE-Rexe-
code, können einige Schwächen auch »zu wirklichen Chan-
cen werden, vorausgesetzt natürlich, dass die notwendigen
Reformen weiter verfolgt, verstärkt und umgesetzt werden«
(vgl. COE-Rexecode 2012, 2). 

François Hollandes mutige Reformagenda

Lange Zeit mangelte es am politischen Willen und am Mut,
die notwendigen Reformen anzugehen. Einzelne, wichtige
Reformen der vergangenen Jahre wie die Rentenreform, die
Förderung dezentraler Unternehmensnetzwerke (Cluster)
oder Ansätze der Forschungs- und Innovationsförderung,
blieben damit halbherziges Stückwerk und ließen eine über-
greifende Handschrift vermissen.

Ausgerechnet der Sozialist François Hollande, der mit einem
eher klassischen sozialdemokratischen Programm Nicolas
Sarkozy im Mai 2012 aus dem Amt vertrieb, steht nun vor
der schwierigen Aufgabe, eine durchgreifende Kurswende
der französischen Wirtschaftspolitik einzuleiten und jahre-
lang verschleppte Reformen voranzutreiben. Trugen seine
ersten Aktionen im Sommer noch die Handschrift einer klas-
sisch linken Politik (Steuererhöhungen von Wohlhabende
und Großunternehmen, Stopp des Stellenabbaus im öffent-
lichen Dienst, Arbeitsbeschaffungsprogramme), wurde die
Kluft zwischen den geweckten Erwartungen und der krisen-
haften Lage schnell offenkundig. Die sich zuspitzenden Pro-
bleme erzwangen geradezu eine Reaktion. In dieser Situa-
tion hat Präsident Hollande in einer Pressekonferenz am
13. November die Flucht nach vorne angetreten und erst-
mals eine umfassende Reform-Agenda angekündigt.

Wie schon im Wahlkampf angekündigt, wurde die Rück-
führung der Schulden zu einer Priorität erklärt. Erklärtes Ziel
ist, die öffentliche Neuverschuldung von 4,5% im letzten Jahr
auf 3% zu senken – das wird allerdings nicht ganz zu schaf-
fen sein – und darüber hinaus bis 2017 eine Nullverschul-
dung zu erreichen. Die europäischen Stabilitätsvorgaben,
aber auch die Glaubwürdigkeit Frankreichs und der Erhalt
künftiger Handlungsspielräume waren starke Motive für die-
sen Kurs. Allein für 2013 musste eine Finanzierungslücke
von 30 Mrd. Euro überbrückt werden. Dazu wurden Steu-
ererhöhungen in Höhe von 20 Mrd. beschlossen, die über-
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wiegend wohlhabende Haushalte sowie Großunternehmen
treffen. Hollande hat aber keinen Zweifel daran gelassen,
dass die weitere Konsolidierung über Ausgabenkürzungen
erreicht werden muss. Dabei geht es zusätzlich um mindes-
tens 60 Mrd. in den kommenden Jahren. Dies wird ohne
Einschnitte in den ausgedehnten öffentlichen Sektor, in dem
über 20% der französischen Beschäftigten arbeiten, nicht
möglich sein. Damit sind eine Staats- und Verwaltungsre-
form, eine Entrümpelung der Bürokratie und wohl der Sub-
ventionen, aber auch weitere Reformen der sozialen Siche-
rung (wieder einmal) auf die Tagesordnung gerückt – hefti-
ge Widerstände und Konflikte sind vorprogrammiert.

Die Stärkung der industriellen Wettbewerbsfähigkeit ist auf
der Prioritätenliste ganz nach oben gerückt. Im November
beschloss die Regierung ein umfassendes Reformpaket.
Darin werden die Konturen einer neuen Angebotspolitik sicht-
bar. Sie umfasst unter anderem neue Finanzierungsinstru-
mente für mittelständische Unternehmen, z.B. durch die
Gründung einer Mittelstandsbank (Banque publique d’in-
vestissement) mit einem Interventionsvolumen von 42 Mrd.
Euro, Maßnahmen zur Innovationsförderung, die Stabilität
wesentlicher steuerlicher und regulativer Rahmenbedingun-
gen für die Unternehmen (was mit der bislang üblichen Re-
gelungsflut kontrastieren würde), Bürokratieabbau und die
Stärkung des Wettbewerbs auf den Güter- und Dienstleis-
tungsmärkten. Vor allem aber wird eine Entlastung der Un-
ternehmen in Höhe von 20 Mrd. Euro ein Gang gesetzt, die
schon ab 2013 greifen soll. Damit erkennt der Präsident erst-
mals öffentlich an, dass die in Frankreich sehr hohen Lohn-
nebenkosten ein Problem sind. 10 Mrd. davon sollen durch
zusätzliche Etateinsparungen finanziert werden, der Rest
durch eine Umstellung der Mehrwertsteuer sowie eine noch
zu definierende Umweltsteuer.

Die dringend notwendige Reform des Arbeitsmarktes war
bislang ein Tabuthema der französischen Politik, an das sich
selbst konservative Regierungen nicht heranwagten. Hol-
lande versucht nun, eine Reform über den Weg der sozia-
len Konzertierung durchzusetzen. Zunächst verhandelten,
auf der Basis eines Orientierungspapiers des Arbeitsminis-
teriums, Arbeitgeber- und Gewerkschaftsverbände und ei-
nigten sich im Januar auf eine Reform. Diese versucht, den
Unternehmen mehr Flexibilität etwa bei unbefristeten Ar-
beitsverträgen einzuräumen und im Gegenzug Missbrauch
bei befristeten Verträgen abzubauen, Massenentlassungen
vorzubeugen und den Beschäftigten mehr Sicherheit und
Perspektiven für ihre Arbeitsplätze zu bieten. Auch wenn das
Abkommen von zwei der drei größten Gewerkschaften nicht
unterzeichnet wurde, kann das – vom Unternehmerverband
als echter Fortschritt gewürdigte – Abkommen als Erfolg
für die Regierung gewertet werden. Diese will die Einigung
unverändert als Gesetz einbringen und kann hoffen, den zu
erwartenden heftigen Widerstand linker Abgeordneter und
Gewerkschafter zu neutralisieren. 

Offene Erfolgsaussichten

Wie ist der neue Kurs zu bewerten, und wie sind seine Er-
folgsaussichten? Zunächst einmal stellt er eindeutig eine
wirtschaftspolitische Wende dar. Erstmals wird eine an-
gebotspolitische Antwort auf die Probleme der Wettbe-
werbsfähigkeit skizziert, werden bislang tabuisierte Refor-
men angegangen. Bei allen Unterschieden sind Parallelen
zum Kurswechsel Gerhard Schröders im März 2003 durch-
aus angebracht. Dabei vermeidet Hollande angesichts hef-
tiger politischer und sozialer Widerstände zu Recht eine
Schocktherapie. Vielmehr versucht er, die Verbände und
Sozialpartner so weit wie möglich einzubinden, ohne da-
bei allerdings die politische Steuerung aus der Hand zu ge-
ben. Die anstehende Arbeitsmarktreform wird ein wichti-
ger, geradezu symbolischer Test für die Erfolgsaussichten
dieses Weges sein.

Gewiss, die beschlossenen Maßnahmen sind nur erste
Schritte auf einem langen Weg, der vor unseren Nachbarn
liegt. Aber bei allen Halbherzigkeiten und Widersprüchen:
Es ist Bewegung in bisher verfestigte Strukturen gekom-
men. Im Übrigen lehrt die Erfahrung, dass die französische
Politik immer dann, wenn es um existenzielle Fragen ging,
zu mutigen Schritten bereit war. Das war 1958 so, als de
Gaulle den Eintritt der noch schwächelnden französischen
Wirtschaft in die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft mit
einer durchgreifenden Sanierungs- und Modernisierungs-
politik begleitete; das war 1983 so, als Mitterrand mit einer
spektakulären Kehrtwende dem inflationären Wachstum ei-
ne Absage erteilte und später auch den Staatsdirigismus
zurückdrängte. Dies könnte auch heute so sein, seit Hol-
lande dem drohenden Niedergang der Wirtschaft seinen
»nationalen Pakt für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und
Beschäftigung« entgegengestellt hat. Natürlich kann er
scheitern, aber das Signal zum Umsteuern ist gegeben.
Schon deshalb verdient der Präsident Respekt und Unter-
stützung für seinen Weg.
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Frankreichs Industrie im europäischen
und globalen Wettbewerb – auf der
Suche nach den eigenen Stärken

Seit Jahren schon werden in Frankreich die Wettbewerbsfä-
higkeit der Industrie und die Zukunft des Wirtschafts- und
Sozialmodells debattiert. Eurostat zu Folge machte der An-
teil der Industrieproduktion 2011 nur noch 12,5% der Wert-
schöpfung aus – und der Wettbewerb innerhalb und außer-
halb der Europäischen Union nimmt tendenziell zu. Der frü-
here EADS-Chef Louis Gallois hat im Auftrag des französi-
schen Premierministers Ende 2012 einen warnenden Bericht
über die Lage der französischen Industrie vorgelegt. Zwar
verfügt diese über traditionell bekannte und auch einige we-
niger beachtete Stärken. Doch ist es eine große Aufgabe für
die 2012 ins Amt gewählte sozialistische Regierung, die fort-
schreitende Deindustrialisierung aufzuhalten. Erste wegwei-
sende Entscheidungen sind bereits getroffen. 

Traditionell blickt Frankreich nach Deutschland, wenn über
Wettbewerbsfähigkeit und Standortqualitäten diskutiert wird.
Mit ebensoviel Bewunderung wie Argwohn wird seit Jahren
»le modèle allemand« analysiert und die Gründe für Deutsch-
lands Wettbewerbsfähigkeit und Exporterfolge sind im De-
tail bekannt. Die französische Wirtschaft profitiert einerseits
von Deutschlands Erfolgen, schließlich ist es für Frankreich
bei den Ein- und Ausfuhren nach wie vor der wichtigste Han-
delspartner. Auch über Direktinvestitionen im jeweiligen
Nachbarland besteht eine enge Verflechtung, wenngleich
diese bei weitem nicht an die Handelsintensität heran reicht.
Andererseits besteht in vielen Bereichen zwischen Unter-
nehmen in beiden Ländern harte Konkurrenz. 

Zunehmend unter Druck gerät Frankreich nun auch durch
die Entwicklungen in Südeuropa. Länder wie Spanien und
Italien verschärfen durch ein niedrigeres Preisniveau die Kon-

kurrenz. Hatten vor Einführung des Euro kompetitive Wech-
selkursabwertungen der südeuropäischen Nachbarländer
die französische Industrie unter Druck gebracht, sind es jetzt
reale Abwertungen und Strukturreformen, die Wettbewer-
ber in den Nachbarländern stärken. Gleichzeitig sinkt die
Nachfrage nach französischen Gütern mit dem Einbruch der
Wirtschaftskraft in diesen für Frankreich traditionell wichti-
gen Exportmärkten. 

Frankreich Performanz in der Krise

Die französische Wirtschaft war von der realwirtschaftli-
chen Krise in Folge der Finanzkrise 2008/2009 zunächst ver-
gleichsweise weniger betroffen als etwa Italien und Frank-
reich. Der Abschwung ähnelte in seinem Ausmaß eher dem
deutschen – auch wenn die Gründe für die Widerstandsfä-
higkeit beider Volkswirtschaften unterschiedliche waren. In
Frankreich haben der vergleichsweise große Staatssektor
und ein stark regulierter Arbeitsmarkt den Abschwung ab-
gepuffert. Da Entlassungen schwierig und Kurzarbeitsmo-
delle bislang unüblich waren, blieben das Beschäftigungs-
niveau und der Konsum relativ stabil. Aufgrund ihres gerin-
geren internationalen Offenheitsgrads war die französische
Volkswirtschaft weniger verwundbar für den globalen Nach-
frageeinbruch, anders als die weltmarktorientierte, deutsche
Industrie. 

Jetzt aber bremsen gerade die Faktoren, die Frankreich we-
gen ihrer stabilisierenden Wirkung für die Binnenkonjunktur
vergleichsweise gut durch die globale Wirtschaftskrise ge-
bracht haben, die Erholung. Die Anpassungskosten tragen
vor allem die Unternehmen, die anders als deutsche Kon-
kurrenten, die auf Kurzarbeit zurückgriffen, ihre Lohnaus-
gaben in der Krise nicht reduzieren konnten. Diese Belas-
tung dämpft ihre Investitionstätigkeit. Die Fähigkeit der Un-
ternehmen, durch Innovation zu wachsen, lässt weiter nach
(vgl. Gallois 2012).

Da gleichzeitig eine restriktive Haushaltspolitik den Binnen-
konsum belastet, der maßgeblich das französische Wachs-
tum trägt, rückt die Frage der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit der Industrie umso mehr in den Mittelpunkt des po-
litischen Interesses. Die Fähigkeit, »aus der Krise herauszu-
wachsen« ist für Frankreich – wie für die meisten anderen
EU-Staaten – Voraussetzung dafür, die Nachhaltigkeit des
eigenen Wirtschafts- und Sozialmodells zu sichern und den
auf rund 91% des BIP stark angewachsenen öffentlichen
Schuldenstand wieder abzubauen.

Indikatoren für die Deindustrialisierung

Vor diesem Hintergrund wird mit großer Besorgnis auf den
anhaltenden Rückgang der Industrieproduktion an der Wert-
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schöpfung geblickt. Der Europäischen Statistikbehörde Eu-
rostat zu Folge lag Frankreich lag 2011 nur noch auf Platz
15 der 17 Eurozonenstaaten mit einem Anteil von 12,5%.
Im Jahr 2000 hatte die Industrieproduktion noch 18% zur
Wertschöpfung beigetragen. Schwer wiegt auch der Abbau
von Arbeitsplätzen. Arbeiteten 1980 noch 5,1 Mill. Beschäf-
tigte in der französischen Industrie, waren dies laut Gallois-
Bericht 2011 nur noch 3,11 Millionen. 

Zudem sinkt die französische Wettbewerbsfähigkeit insge-
samt, was sich auch am sinkenden Exportanteil Frankreichs
zeigt. An den Exporten in der EU insgesamt hatte Frankreich
im Jahr 2000 einen Anteil von 12,7%. 2011 war dieser in der
zwischenzeitlich von 20 auf 27 Staaten erweiterten EU auf
10,3% geschrumpft. Im gleichen Zeitraum stieg der deutsche
Anteil an den Gesamtexporten Eurostat zu Folge von 21,4%
auf 22,4%. Der Rückgang der französischen Wettbewerbs-
fähigkeit wirkt sich auf die Wachstumsperspektiven, auf die
Arbeitsmarktsituation und auf die öffentlichen Finanzen aus
– Frankreich steht vor einer komplexen Problemlage.

Gründe für den Verlust der Wettbewerbsfähigkeit

Der von Louis Gallois erstellte Bericht Pacte pour la com-
pétitivité de l’industrie française identifiziert vier strukturelle
Ursachen für die Schwäche der französischen Industrie.
An erster Stelle nennt er Defizite in den Bereichen Forschung,
Entwicklung und Ausbildung. Die öffentlichen F&E-Ausga-
ben sind in Frankreich mit 2,24% des BIP (2010) im OECD-
Vergleich zwar hoch. Doch seien diese nicht ausreichend
auf die Förderung der unternehmerischen Wettbewerbsfä-
higkeit ausgerichtet. Ein Problem stellen auch die im Ver-
gleich recht geringen F&E-Ausgaben der Unternehmen dar:
Die OECD beziffert diese für 2010 mit 1,4% des BIP
(Deutschland: 1,9%). Auch dem Ausbildungssystem attes-
tiert der Gallois-Bericht – abgesehen von der Ingenieursaus-
bildung – maßgebliche Schwächen. 

Ein zweites Problem ist die Unternehmensfinanzierung. Der
Kapitalzugang ist schwierig und dürfte durch die neuen Ba-
sel-III-Vorgaben noch schwieriger werden. Die Finanzierungs-
situation für die Industrie kann sich überdies zuspitzen, wenn
die Verschuldungskrise in der Eurozone auch Frankreich 
– begründet oder unbegründet – unter Druck bringen wür-
de. Momentan profitiert der französische Staat von guten
Refinanzierungsbedingungen: Die Spreads im Bereich der
zehnjährigen Staatsanleihen liegen bei nur 0,67 Basispunk-
ten im Vergleich zur Bundesanleihe. Das ist ein deutlicher
Unterschied zu Italien (2,96) und Spanien (3,85) (vgl. Thom-
son Reuters, 6. Februar 2013). Sollten die Risikoaufschlä-
ge auf Anleihen steigen, dürfte dies aufgrund des engen Zu-
sammenhangs in der Entwicklung von Finanzierungsbe-
dingungen für Staaten und Unternehmen auch letztere stär-
ker belasten.

Frankreich hat viele international erfolgreiche Großkonzer-
ne. Unter den weltweit 500 größten Firmen sind 40 franzö-
sische und 39 deutsche. Große Unternehmen tragen, wie
dies verschiedene Berichte darlegen, einen überproportio-
nal großen Anteil zur Wettbewerbsfähigkeit von Volkswirt-
schaften bei. Der Wettbewerbsvorteil entsteht nicht durch
Größe per se, sondern etwa durch höhere Produktivität, In-
novationsfähigkeit, bessere Management- und Anreizstruk-
turen sowie Finanzierungsbedingungen. In Frankreich ha-
ben der Forschungsgruppe EFIGE (2011) zu Folge etwa 8%
der Unternehmen mehr als 250 Beschäftigte, in Deutsch-
land sind dies 11%. Die Vergleichszahlen für Spanien und
Italien liegen bei rund 5%. Ihnen gegenüber hat Frankreich
also einen relativen Vorteil – doch reicht dies allein nicht. Es
fehlt nach wie vor ein wettbewerbsfähiger Mittelstand. Da-
bei verzeichnet Frankreich – anders als vielleicht gemeinhin
angenommen – relativ viele Unternehmensneugründungen.
Dass diese oftmals keine kritische Größe und internationa-
le Marktpräsenz erreichen, ist ein weiteres Problem, das
der Gallois-Bericht hervorhebt.

Im Vergleich mit Deutschland oder auch Italien sei überdies
die unternehmerische Zusammenarbeit wenig ausgeprägt.
Beziehungen mit Zulieferbetrieben seien wenig strukturiert
und nicht ausreichend kooperativ. Darüber hinaus, so der
Bericht und die immer wieder von Unternehmensvertretern
geäußerte Kritik, belasten die Inflexibilität des Arbeitsmark-
tes und der fehlende Dialog der Sozialpartner die unterneh-
merische Wettbewerbsfähigkeit. 

Aufgaben für die Regierung

Die Regierung unter Premier Jean Marc Ayrault hat auf die-
se Herausforderung bereits in den ersten sechs Monaten ih-
rer Amtszeit mit einer wirtschaftspolitischen Wende reagiert.
Mit dem Ende 2012 geschlossenen »Pakt für Wettbewerbs-
fähigkeit« soll Lohnzurückhaltung insbesondere im Dienstleis-
tungssektor gefördert werden, denn hier verzeichnet Frank-
reich, anderes als im produzierenden Gewerbe, eine deut-
lich höhere Lohnstückkostenentwicklung als Deutschland. 

Darüber hinaus wurde Mitte Januar nach mehr als dreimo-
natigen Verhandlungen zwischen Arbeitgebern und drei Ge-
werkschaften eine Flexibilisierung des Arbeitsrechts verein-
bart. Der Kompromiss, der nun ohne größere Zwischenfäl-
le in Gesetz gegossen werden dürfte, ist in der Substanz
ebenso wichtig wie in der Methode. Unternehmen sollen Ge-
hälter und Arbeitszeiten in wirtschaftlich schwieriger Lage
deutlich reduzieren können. Entsprechende Vereinbarungen
sollen von Fall zu Fall auf Unternehmensebene ausgehan-
delt werden. Entlassungen sollen erleichtert werden. Arbeits-
verträge mit kürzerer Laufzeit werden stärker besteuert, Sub-
ventionen für unbefristete Verträge für junge Arbeitnehmer
werden dafür gestrichen. Die größere Vertragsflexibilität soll
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mit einem leichteren Zugang zur Arbeitslosigkeitsversiche-
rung und Weiterbildungsmaßnahmen im Falle einer Entlas-
sung kompensiert werden. 

Kooperation der Sozialpartner

Richtungsweisend ist, dass die Vereinbarung von den Tarif-
partnern ausgehandelt wurde und bislang keine Proteste
provoziert hat. Traditionell ist die Streikbereitschaft sehr hoch.
Dieser Erfolg lässt erwarten, dass Präsident Hollande die
Sozialpartner weiter stark einbezieht. Unter seinem Vor-
gänger Nicolas Sarkozy, der sich Liberalisierungen und ei-
ner Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit verschrieben hat-
te, waren wichtige Reformen »an der Straße« gescheitert.
Hollande gelingt hier möglicherweise ein Durchbruch.

Zur Verbesserung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit der
französischen Industrie wurde Ende 2012 überdies eine Un-
ternehmensteuerreform beschlossen. Die Entlastungen be-
laufen sich über drei Jahre auf 20 Mrd. Euro. Unternehmen
profitieren demnach von Steuerrückerstattungen je nach-
dem, wie viele Beschäftigte im unteren Einkommensseg-
ment nicht mehr als das Zweieinhalbfache des gesetzli-
chen Mindestlohns verdienen. Zur Gegenfinanzierung wur-
de die Mehrwertsteuer erhöht und Staatsausgaben gesenkt.
Unternehmensvertreter – und auch Berichterstatter Gallois
– hatten allerdings eine direkte Absenkung der Lohnneben-
kosten gefordert. Einer der Gründe, warum diese Idee nicht
aufgenommen wurde, lag in ihrer unmittelbaren Wirksam-
keit im Staatshaushalt. Die Steuerrückerstattung konnte bald
nach Amtsantritt der neuen Regierung beschlossen werden,
schlägt aber erst 2014 tatsächlich zu Buche. Paris kämpft
darum, seine Neuverschuldung 2013 auf die Maastricht-
obergrenze von 3% des BIP zu bringen. 

Zu den weiteren großen Herausforderungen für die franzö-
sische Regierung gehören daher die Reduzierung der Staats-
ausgaben und die Reform des Rentensystems. Frankreich
ist das OECD-Land mit der höchsten Ausgabenquote. Da
Ausgabenkürzungen entsprechend breit in der Bevölkerung
gefühlt werden und den Konsum belasten dürften, könnten
schon die für das laufende Jahr beschlossenen Budget-
kürzungen von 37,5 Mrd. Euro den Konsum und die Stim-
mung drücken. Der Internationale Währungsfonds (2012)
hat Frankreich darüber hinaus Zurückhaltung bei der Anhe-
bung des gesetzlichen Mindestlohns empfohlen. 

Initiativen auf europäischer Ebene

Wenn in Frankreich über Industrie- und Standortpolitik dis-
kutiert wird, sind Initiativen auf EU-Ebene zumeist Teil der De-
batte. So hat Präsident Hollande Projektbonds und eine in-
tensiverer Rolle für die Europäische Investitionsbank unter-

stützt. Kürzlich kritisierte er die Stärke des Euro, der aus Sicht
vieler Franzosen überbewertet ist und die Wettbewerbsfä-
higkeit unnötig belastet. Seit Einführung der Gemeinschafts-
währung wird in Frankreich tendenziell offensiver über Wech-
selkurspolitik diskutiert als in Deutschland, insbesondere
mit Blick auf die Währungen von Konkurrenten wie China,
die künstlich schwach gehalten werden und somit den Wett-
bewerb verzerren. Auf Unterstützung stößt in Frankreich tra-
ditionell auch die Idee, auf EU-Ebene investitionsintensive In-
novations- und Industrieprojekte zu fördern. Frankreichs In-
dustrie kennt Erfolge von teilweise öffentlich geförderten gro-
ßen Technologieprojekten. Staatlicher Industriepolitik wird ein
größeres Potenzial zugesprochen, als in Deutschland.

Trendumkehr möglich

Auf nationaler und auf europäischer Ebene wird Frankreich
in den kommenden Jahren viel dafür tun müssen, um sei-
ne verbleibenden industriellen Stärken nicht zu verlieren. Po-
tenzial liegt etwa in traditionell starken Bereichen wie Phar-
ma, Luxusgüter, der Luft- und Raumfahrt oder auch der
Kernenergie. Die aktive, innovationsstarke Gründerszene gilt
es, bei ihrem Wachstum zu unterstützen und auf internatio-
nalen Märkten präsent zu machen. 

Es ist gut möglich, dass Frankreich unter dem derzeitigen
Druck maßgebliche und durchaus kontroverse Reformen be-
schließt. Gelingt es so, die Rahmenbedingungen für eine
wettbewerbsfähigere Wirtschaft zu verbessern, besteht ei-
ne reelle Chance, dass sich die derzeitigen Trends umkeh-
ren. Dabei profitiert Frankreich von seiner guten Kommuni-
kations- und Infrastruktur und einer im Vergleich preiswer-
ten Energieversorgung. Die von Hollande angestrebten Re-
formen des öffentlichen Sektors und Dezentralisierungsschrit-
te dürften die unternehmerischen Rahmenbedingungen wei-
ter verbessern. Gleichzeitig muss eine bedachte Haushalts-
politik umgesetzt werden, die Konsolidierung ermöglicht, oh-
ne den Konsum zu stark zu bremsen. Sollten die Immobi-
lienpreise weiterhin langsam nachgeben, könnte dies den
Binnenkonsum stützen und die Akzeptanz von Reformen er-
höhen. Mittelfristig profitiert Frankreich auch von seiner de-
mographischen Entwicklung: Die Bevölkerung nimmt zah-
lenmäßig zu, während etwa die deutsche schrumpft. Wenn
sich Prognosen bestätigen und es 2050 ebenso viele Fran-
zosen wie Deutsche gibt, wird der Erfolg der notwendigen
Erneuerung in Frankreich noch wichtiger sein, als es jetzt in
unserem engsten Partnerland schon ist.

Literatur

Altomonte, A., T. Aquilante und G. Ottaviano (2012), »The Triggers of 
Competitiveness: The EFIGE Cross-country Report«, Bruegel Blueprint 
Series, 17. Juli, online verfügbar unter:
http://www.bruegel.org/publications/publication-detail/view/738/.

i fo  Schne l ld ienst  3/2013 –  66.  Jahrgang – 14.  Februar  2013

11



Zur Diskussion gestellt

Barba Navaretti, G., M. Bugamelli, F. Schivardi, C. Altomonte, D. Horgos
und D. Maggioni (2011), The Global Operations of European Firms – 
The Second EFIGE Policy Report, online verfügbar unter:
http://www.bruegel.org/download/parent/581-the-global-operations-of-eu-
ropean-firms-the-second-efige-policy-report/file/1441/.

Gallois, L. (2012), »Pacte pour la compétitivité de l’industrie française«, 
Rapport au Premier Ministre, 5. November, online verfügbar unter:
http://www.gouvernement.fr/sites/default/files/fichiers_joints/rapport_de_louis
_gallois_sur_la_competitivite_0.pdf.

Internationaler Währungsfonds (2012a), France: 2012 Article IV Consulta-
tion – Concluding Statement, 29. Oktober, online verfügbar unter:
http://www.imf.org/external/np/ms/2012/102912.htm.

Internationaler Währungsfond (2012b), France: Selected Issues, 6. Dezem-
ber, online verfügbar unter:
http://www.imf.org/external/pubs/ft/scr/2013/cr1303.pdf.

Schwarzer, D. und C. Jung (2012), »Der Preis der hohen Zinsen. Die hohen
Refinanzierungskosten einiger Euro-Staaten belasten weit mehr als nur die
Staatshaushalte«, SWP-Aktuell 2012/A 67, November, online verfügbar un-
ter: http://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/aktuell/2012A67_
jung_swd.pdf.

Uterwedde, H. (2013), »Deutsch-französische Wirtschaftsbeziehungen: Part-
ner und Konkurrenten«, Januar, Online-Dossier Frankreich, Bundeszentrale
fur politische Bildung, online verfügbar unter: http://www.bpb.de/internatio-
nales/europa/frankreich/152436/wirtschaftsbeziehungen.

i fo  Schne l ld ienst  3/2013 –  66.  Jahrgang – 14.  Februar  2013

12



i fo  Schne l ld ienst  3/2013 –  66.  Jahrgang – 14.  Februar  2013

13

Wie wichtig ist die Landwirtschaft?

Im transatlantischen Handel spielt der
Agrarhandel eine untergeordnete Rolle.
Etwa 5% des gesamten transatlantischen
Handels entfallen auf den Agrarsektor (vgl.
UN; IWF). Diese Betrachtung verschlei-
ert gleichwohl das große Interesse der
USA an dem Sektor. Die USA sind einer
der größten Agrarproduzenten und -ex-
porteure weltweit. Auf sie entfallen 38%
der weltweiten Mais- und knapp 35% der
Sojabohnenproduktion. Ihr Anteil an der
weltweiten Produktion von Rind- und
Kalbfleisch, Hühner- und Putenfleisch liegt
bei 20,5%, 20% beziehungsweise knapp
49%. Ähnlich sieht es bei den Exporten
aus. Die USA sind beispielsweise für
knapp 58% der weltweiten Maisexporte
und rund 34% der Geflügelexporte ver-
antwortlich (vgl. Tab. 1). Nur ein geringer
Anteil dieser Exporte geht in die EU. Bei
Mais liegt dieser beispielsweise bei 1,8%,
bei Geflügel bei 3,7%. Die USA machen
hierfür unter anderem die hohen Markt-
zugangsbarrieren in der EU verantwort-
lich. Der bei der WTO gebundene, durch-
schnittliche Zollsatz der EU auf Agrarpro-
dukte liegt bei 13,8% (2012). Zum Ver-
gleich: Industriegüter werden mit einem
deutlich niedrigeren Zollsatz von durch-
schnittlich 5,2% belastet. Rund 40% des
Handels unterliegen nach wie vor Zöllen
über 10% (vgl. WTO 2012). In einzelnen
Produktkategorien liegt die Zollbelastung
deutlich über dem gesamten durch-
schnittlichen Agrarzoll. Bei Tierprodukten

liegt der Durchschnittszoll bei rund 24%,
bei Milchprodukten sogar bei fast 58%. In
beiden Produktkategorien finden sich
Spitzenzölle von bis zu 140 beziehungs-
weise 226%. Noch mehr als die Zölle sind
den Amerikanern allerdings die zahlrei-
chen nicht-tarifären Handelshemmnisse
wie die sanitärischen und phytosanitäri-
schen Standards (SPS) ein Dorn im Au-
ge. Geht es nach den USA, sollten gera-
de diese rigoros abgebaut werden. Kern
der Streitigkeiten ist oftmals die Anwen-
dung des sogenannten Vorsorgeprinzips
(Precautionary Principle) in der EU. Im Ge-
gensatz zu den USA basieren Regulierun-
gen und Standards in der EU nicht nur auf
einer wissenschaftlich fundierten Risiko-
analyse, sondern beziehen auch poten-
zielle Bedrohungen für Gesundheit und
Umwelt mit ein. In der Folge kommt es
häufiger zu Zulassungs- und Importver-
boten. Bereits 2009 wäre der Transatlan-
tische Wirtschaftsrat (TEC) fast am Geflü-
gelstreitfall auseinandergebrochen.

60 Nahrungsmittel- und Agrarorganisatio-
nen hatten US-Präsident Barack Obama
im vergangenen Jahr aufgefordert, die Ver-
handlungen nur unter der Bedingung auf-
zunehmen, dass der Agrarhandel Teil ei-
nes Abkommens wird (vgl. National Hog
Farmer 2012). Die Landwirtschaft ist eine
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der stärksten Interessensgruppen in den USA. 4,3 Mill. Dol-
lar gab allein das American Farm Bureau (ein Zusammen-
schluss von Landwirten aus den ganzen USA) im Wahljahr
2012 für ihr Lobbying aus (vgl. Open Secret.org Center for
Responsive Politics 2013a). Laut Open Secrets.org betrug
die Summe der gesamten Lobbyaktivitäten von Agrarunter-
nehmen im selben Jahr knapp 96 Mill. Dollar. Damit lieg das
Agri business auf Platz 9 unter den zehn aktivsten Interessen-
verbänden in den USA gemessen an den Ausgaben (vgl.
Open Secret.org Center for Responsive Politics 2013b). Ih-
ren Forderungen wird sich die Obama-Administration nicht
verschließen können. Überlegungen, den Agrarsektor aus
den Verhandlungen auszunehmen, sind somit wenig ziel-
führend. Ganz im Gegenteil sehen die USA die Lösung der
teils jahrzehntealten Handelskonflikte als Test dafür, wie ernst
es den Europäern tatsächlich mit einem transatlantischen
Handelsabkommen ist. Besonders bei Regelungen zum Um-
gang mit Milchsäure, Talg und lebenden Schweinen haben
sie ein Entgegenkommen erwartet. Auch der Streitfall über
gentechnisch veränderte Nahrungsmittel (GMOs) wird immer
wieder genannt. 

Die EU zeigt Kompromissbereitschaft

Milchsäurekonflikt: In den letzten Monaten rückte der Kon-
flikt um mit Milchsäure behandeltes Rindfleisch immer stär-
ker in die Diskussion zwischen der EU und den USA. In den
USA ist es üblich, zur mikrobiologischen Oberflächenreini-
gung von Rinderschlachtkörpern Milchsäure einzusetzen. In-
nerhalb der EU darf für diesen Prozess hingegen kein ande-
rer Stoff als Wasser verwendet werden. Die EU untersagt da-
her bislang den Import von mit Milchsäure behandeltem Rind-

fleisch. Das US-Landwirtschaftsministerium (USDA) bean-
tragte Ende 2010 bei der EU eine Zulassung des genannten
Verfahrens. Seit 2009 besteht zwar ein bilaterales »Memo-
randum of Understanding« zwischen den USA und der EU
über den Rindfleischhandel. Dieses gewährt US-Produzen-
ten einen gewissen zollfreien Marktzugang für hochqualita-
tives, nicht mit Hormonen behandeltes Rindfleisch. Im Früh-
jahr 2012 erhöhte die EU zudem die Importquote (vgl. USTR
2012, 43; Reilhac 2012; Bray 2012). Dies sorgte zwar für
Entspannung in dem seit 20 Jahren währenden Disput über
hormonbehandeltes Rindfleisch. Solange die Milchsäurebe-
handlung in der EU allerdings nicht zugelassen ist, nutzt dies
den USA jedoch wenig. Die Europäische Behörde für Le-
bensmittelsicherheit (EFSA) kam 2011 zu dem Schluss, dass
das Verfahren unschädlich sei (vgl. USTR 2012, 43). Auch
die EU-Kommission und der zuständige EU-Gesundheits-
kommissar Tonio Borg haben keine Bedenken. Einige Mit-
gliedstaaten, darunter vor allem Frankreich, lehnen die Zu-
lassung jedoch weiterhin ab und fordern zumindest eine deut-
liche Kennzeichnung. Kritiker der Zulassung monieren, dass
der Nutzen des Einsatzes von Milchsäure nicht eindeutig er-
wiesen sei, während negative Auswirkungen nicht ausge-
schlossen werden könnten (vgl. Agrarisches Informations-
zentrum 2012). Angesichts der wissenschaftlichen Befunde
spricht allerdings wenig gegen eine Zulassung. Das Euro-
päische Parlament stimmte entsprechend im Dezember 2012
für die Zulassung des Verfahrens. Dieses wird in nächster Zeit
wahrscheinlich auch von der Kommission genehmigt wer-
den (vgl. Beattie 2013; Mileham 2012). Damit kommt die
EU den USA deutlich entgegen.

Importe von lebenden Schweinen: Die USA forderten die
EU zusätzlich auf, bei Importen von Huftieren wie leben-
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Tab. 1 
Agrarproduktion und Handel der USA 

Produkt Produzierte 
Menge 

2010/2011*,  
in Mill. Tonnen 

Anteil an der 
Weltpro-
duktion,  

in % 

Exportierte 
Menge 

2010/2011 
(Okt.–Sept.),  

in Mill. Tonnen 

Anteil an den 
weltweiten 
Exporten,  

in % 

Anteil an den 
Weltexporten 

2010 oder 
2011,  
in % 

Anteil EU 27 
an den Ex-
porten der 

USA, 2011, 
in % 

Mais 316,17 38,0 45,244 49,2 57,8 1,8 
Sojabohnen 90,61 34,4 40,849 44,8 38,5 4,6 
Weizen 60,1 9,2 35,977 26,9 22,3 2,5 
Sorghum 8,78 14,1 3,827 57,8   
Reis 7,6 1,7 3,247 9,0 11,5 2,4 
 Produzierte 

Menge 2012, 
in Tausend 

Tonnen 

Anteil an der 
Weltpro-
duktion,  

in % 

Exportierte 
Menge 2012,  
in Tausend 

Tonnen 

Anteil an den 
weltweiten 
Exporten,  

in % 

  

Rind- und Kalbfleisch 11 709 20,5 1 124 13,5 9,9 3,1 
Schweinefleisch 10 575 10,1 2 425 33,5 12,5 0,4 
Hühnerfleisch 16 476 20,0 3 211 32,6   
Putenfleisch 2 675 48,7 336 50,4   
Geflügelfleisch     24,3 3,7 
* Trade Year, jeweils Oktober bis September. 

Quelle: Spalte 1–4: USDA; U.S. Census; Spalte 5–6: UNComtrade. 
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den Schweinen größere Kompromissbereitschaft zu zei-
gen. Dieses Thema wurde als weitere Voraussetzung für
den Beginn von Verhandlungen seitens der USA gewer-
tet. Gemäß EU-Verordnung Nr. 206/2010 dürfen Huftiere
wie Schweine nur dann in die EU importiert werden, wenn
sie mindestens sechs Monate vor dem Transport keine Ve-
sikulärstomatitis aufweisen. Dies ist eine Viruserkrankung,
die vor allem in den USA immer wieder in begrenztem
Umfang auftritt und Ähnlichkeiten mit der Maul- und Klau-
enseuche aufweist. Diese EU-Bestimmung gilt auf der
Grundlage von Ländern oder Regionen. Auf Druck der USA
verabschiedete der »Ständige EU-Ausschuss für die Le-
bensmittelkette und Tiergesundheit« im Dezember eine
neue Verordnung, die vorsieht, dass der Krankheitsstatus
der Huftiere in einem neuen Testverfahren bestimmt wird.
Die USA hatten sich für diese Methode als Alternative zum
Regionalisierungsansatz ausgesprochen. Somit ist die EU
den USA bereits in zwei SPS-Fällen entgegengekommen
(vgl. Inside US Trade 2012).

Mehr Kompromissbereitschaft gefordert

Agrarische Vorprodukte: Bei einem dritten Konflikte erhoffen
sich die USA ein ähnliches Entgegenkommen wie bei Milch-
säure und lebenden Schweinen. Dies betrifft tierische Vor-
produkte wie Talg, die unter anderem als Rohstoff für Biokraft-
stoffe verwendet werden können (vgl. Beattie 2013; Inside US
Trade 2012). Zum Schutz von BSE regulieren verschiedene
EU-Verordnungen seit 2002 tierische Nebenprodukte, die nicht
für den menschlichen Konsum bestimmt sind. Im Zuge die-
ser Verordnungen stoppte die EU den Import verschiedener
agrarischer Vorprodukte wie Rindertalg, welche zuvor in gro-
ßen Mengen aus den USA importiert worden waren. Die neu-
este Verordnung von 2011 (EU 142/2011) (vgl. Europäische
Kommission 2011) erlaubt eine begrenzte Einfuhr von Talg
aus den USA; die amerikanische Industrie empfindet die dort
enthaltenen Vorschriften jedoch als übermäßige Belastung.
Vor allem gelten weiterhin Importrestriktionen für zahlreiche
Produkte, die Talg enthalten, welche die Weltorganisation für
Tiergesundheit als nicht BSE-gefährdet eingestuft hat. Dazu
gehört auch Talg für die Biokraftstoffproduktion. Die EU ist ge-
rade dabei, die Verordnung zu überarbeiten. Aber der Entwurf
enthält weiterhin einige Passagen, die für die USA nicht ak-
zeptabel sind und die dazu dienen, Talg aus Angst vor BSE
aus der Nahrungsmittelversorgung fernzuhalten (vgl. USTR
2012, 46; Beattie 2013). Da diesem Konflikt eine unterschied-
liche Risikoeinschätzung bezüglich der tierischen Vorproduk-
te zugrunde liegt, ist er nur schwer zu lösen. Daher ist eine
schnelle Annäherung hier nicht möglich.

Unrealistische Forderungen

Dauerbrenner GMOs: Das wohl umstrittenste Thema in
der Agrarpolitik zwischen den USA und der EU ist der eu-

ropäische Zulassungsprozess für GMOs. Dieser Konflikt
wird in den USA oft als Sinnbild für die protektionisti-
sche Agrarpolitik der EU gesehen. GMOs unterliegen in
der EU einem langwierigen Zulassungsprozess, da sie
aufgrund möglicher Risiken für Umwelt und Gesundheit
stark umstritten sind: Zunächst fertigt die EFSA ein Gut-
achten an; im zweiten Schritt verhandeln Kommission und
Mitgliedstaaten über die Zulassung. Die USA kritisieren,
dass das Verfahren zu viel Zeit in Anspruch nimmt und
dass die Verbote nicht auf wissenschaftlichen Grundla-
gen beruhen. Durch die Importrestriktionen der EU ent-
gehen den USA nicht nur ein großer Markt, sondern sie
befürchten auch, dass andere Länder dem Beispiel der
EU folgen und ihrerseits strenge Regeln und Verbote für
GMOs erlassen könnten (vgl. USTR 2012, 41). Im Mai
2003 beantragten die USA daher zusammen mit Kana-
da und Argentinien – die drei größten Produzenten von
GMOs – ein Streitschlichtungsverfahren bei der WTO (vgl.
WTO 2010; Europäische Kommission 2010). Die WTO
entschied im Herbst 2006 zugunsten der USA. Trotz-
dem läuft die Zulassung bis heute noch immer extrem
schleppend. 2010 wurde nach 13-jähriger Prüfung die
BASF-Kartoffel Amflora zugelassen. Doch selbst zuge-
lassene Pflanzen können unter Berufung auf eine Schutz-
klausel weiterhin in einzelnen Mitgliedstaaten verboten
werden. So sind Verbote für verschiedene Arten von Gen-
mais in Österreich, Frankreich, Deutschland, Griechen-
land und Luxemburg in Kraft (vgl. USTR 2012, 47 ff.;
Frankfurter Allgemeine Zeitung 2010; 2011a; 2011b). Der
seit Jahren schwelende Konflikt um GMOs wird aufgrund
schwerwiegender Bedenken in der EU auch im Rahmen
des Freihandelsabkommens nicht zu lösen sein. Die USA
sollten daher realistisch sein und diesen Bereich aus den
Verhandlungen ausklammern.

Agrardispute sollte Verhandlungen nicht 
scheitern lassen

Im Oktober 2012 sprach sich das Europäische Parlament
für die Aufnahme von Verhandlungen über ein transatlanti-
sches Freihandelsabkommen im ersten Halbjahr 2013 aus.
Obwohl das Parlament die Initiative unterstützt, hat es be-
reits einige rote Linien gezogen, die dabei nicht überschrit-
ten werden sollten. Dazu gehören Standards zum Schutz
der Umwelt sowie zum Schutz von Gesundheit und Tieren,
Nahrungsmittelsicherheit, kulturelle Vielfalt, Arbeitsrechte,
Konsumentenschutz, Finanzdienstleistungen und öffentli-
che Dienstleistungen. Das Parlament betonte, dass beson-
dere Interessen und Sensibilitäten beider Partner in einer
ausgeglichenen Weise geschützt werden müssten. Wenn
dem Parlament tatsächlich an einem transatlantischen Frei-
handelsabkommen gelegen ist, dann wird die EU allerdings
einige dieser roten Linien überschreiten müssen. Dazu ge-
hört die Landwirtschaft.
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Grundsätzlich lassen sich Agrarstreitigkeiten über gesund-
heitliche, pflanzen- und tierschutzrechtliche Importbe-
schränkungen nur schwer lösen. Denn bei ihnen treffen
oftmals unterschiedliche Risikopräferenzen und Regulie-
rungsphilosophien der transatlantischen Partner aufeinan-
der. Gerade im Hinblick auf Standards verstärkt das man-
gelnde Vertrauen in die Absichten der Handelspartner das
Konfliktpotenzial: Während die EU etwa beim Verbot der
Einfuhr chlorbehandelten Geflügelfleischs auf den Kon-
sumentenschutz verweist, vermuten die USA darin die ver-
steckte Absicht, den heimischen Agrarsektor zu schützen.
Doch nicht alle Agrarstreitigkeiten sind unlösbar, wie man
bei den Konflikten um Milchsäurebehandlung von Rind-
fleisch und lebenden Schweinen sehen kann. Auch die Lö-
sung des Konflikts um agrarische Vorprodukte ist in greif-
barer Nähe. Hier sollte sich die EU einen Ruck geben und
auch im diesem Fall noch mehr Kompromissbereitschaft
zeigen. 

Ein transatlantisches Freihandelsabkommen verspricht er-
hebliche positive Wachstumseffekte für die EU und die USA,
die gerade angesichts der schwachen Wachstumsaussich-
ten für die kommenden Jahre nicht ungenutzt bleiben soll-
ten. Die EU sollte diese Chance nicht durch eine unnötig
starre Haltung bei Agrarthemen riskieren. Im Gegenzug müs-
sen die USA realistisch sein und dürfen keine Lösung bei
Konflikten wie GMOs erwarten, auch wenn das Importver-
bot wissenschaftlich nicht begründbar ist.
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Die moderne Wachstumsforschung er-
achtet die Produktion von Wissen als
zent ralen Treiber langfristigen Wirtschafts-
wachstums. Neues Wissen ermöglicht
kontinuierlich technologische und organi-
satorische Verbesserungen, die eine
Volkswirtschaft dauerhaft auf einen höhe-
ren Wachstumspfad heben. Die Wissens-
produktion ist typischerweise humanka-
pitalintensiv, d.h. es sind vornehmlich
Hochqualifizierte, die neues Wissen ge-
nerieren und dabei auf dem bestehenden
Wissensstand aufbauen. Dieser letzte
Sachverhalt wird auch häufig mit der Re-
dewendung Standing on shoulders of gi-
ants beschrieben. Das unterstreicht die
herausragende Bedeutung sogenannter
Wissens-Spillovers, d.h. vom bestehen-
den Wissen profitieren nicht nur deren
geistige Eigentümer, sondern es können
auch andere bei der Generierung neuen
Wissens auf das bestehende Wissen auf-
bauen.

Der Wissensstand ist teilweise kodifiziert
(z.B. in Patentschriften oder wissenschaft-
lichen Aufsätzen), und mit modernen
Kommunikationstechnologien kann qua-
si ohne Zeitverzögerung von überall auf
der Welt darauf zugegriffen werden. Teile
des Wissensstands sind aber nicht kodi-
fiziert bzw. kodifizierbar und nur in den
Köpfen von (hochqualifizierten) Menschen
vorhanden. Dieses Wissen wird typischer-
weise in persönlichen Interaktionen wei-
tergegeben. Je wichtiger nicht kodifizier-

tes Wissen ist, desto bedeutsamer wird
daher die regionale Dimension, denn
räum liche Nähe erleichtert die Interak ti-
on zwischen Menschen. 

Vorteile von Agglomerationen in der wis-
sensbasierten Gesellschaft bestehen da-
mit nicht nur aus Transportkostenerspar-
nissen aufgrund kurzer Transportwege
entlang der Zulieferkette sondern insbe-
sondere aus produktiven, räumlich be-
grenzten Wissensflüssen. Räumliche be-
grenzte Wissens-Spillovers werden ty-
pischerweise auch zur normativen Recht-
fertigung von moderner Clusterpolitik he-
rangezogen. Clusterpolitik hat das Ziel,
Unternehmen mit Zulieferern, Abneh-
mern, Konkurrenten oder Forschungs-
einrichtungen regional zu vernetzen, um
dadurch u.a. die Innovationsfähigkeit von
Unternehmen und regionales Wachstum
zu fördern. Clusterpolitik erfreut sich gro-
ßer Beliebtheit bei Politikern, die hoffen,
durch kostengünstige Maßnahmen zur
Netzwerkbildung sowie die Förderung
weicher Standortfaktoren Silicon Valley
an einem beliebigen Standort imitieren zu
können. Die Wirksamkeit solcher Clus-
terpolitik wird unter Ökonomen allerdings
kritisch diskutiert und sogar als realitäts-
fernes California Dreamin’ bezeichnet
(vgl. Duranton 2011).

Wie lassen sich Agglomerations-
vorteile messen?

Gehen wir zunächst von einem einfachen
produktionstechnischen Zusammenhang
aus: Güter und Dienstleistungen in einer
Region werden mit dem in der Region
verfügbaren Kapital sowie Arbeit produ-
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ziert. Arbeit unterteilt sich dabei in unterschiedliche Quali-
fikationen. Arbeitskräfte und Unternehmen sind regional
mobil. Es herrscht vollständiger Wettbewerb, so dass die
Inputfaktoren nach ihrer jeweiligen Produktivität entlohnt
werden. Der Lohn steigt demnach mit der Produktivität
der Arbeitskraft. Jede zusätzlich eingesetzte Einheit eines
Inputfaktors ist darüber hinaus typischerweise weniger pro-
duktiv als die bisher eingesetzten Einheiten. Im Kontext
der hochqualifizierten Beschäftigten würde das beispiels-
weise bedeuteten, dass mit steigender Anzahl hochquali-
fizierter Beschäftigter in einer Region das lokale Lohnniveau
für Hochqualifizierte fällt. 

Unterstellen wir dagegen produktive lokale Wissens-Spillo-
vers zwischen den hochqualifizierten Beschäftigten, wird
dieser negative Zusammenhang zwischen der Anzahl an
hochqualifizierten Beschäftigten in einer Region und dem lo-
kalen Lohnniveau für Hochqualifizierte umgedreht. Mit ei-
ner zunehmenden Anzahl hochqualifizierter Beschäftigter
in einer Region steigt deren Produktivität und damit auch
ihr Lohn. Eine positive Korrelation zwischen dem Anteil hoch-
qualifizierter Beschäftigter in einer Region und dem regiona-
len Lohnniveau der Hochqualifizierten ist demnach als Indiz
für produktive Wissens-Spillovers und damit Agglomerati-
onsvorteile zu werten.

Die positive Korrelation zwischen dem Anteil hochqualifi-
zierter Beschäftigter in einer Region und dem regionalen
Lohnniveau der Hochqualifizierten kann aber auch das
Ergebnis unbeobachtbarer und somit unberücksichtigter
Selektionseffekte sein (für einen Überblick vgl. Combes,
Duranton und Gobillion 2011). Selektieren sich beispiels-
weise Hochqualifizierte mit besonderen, für den Forscher
unbeobachtbaren Fähigkeiten (z.B. eine besondere Fach-
sprache (vgl. Lissoni 2001)) in Regionen, in denen diese
Fähigkeiten besonders entlohnt werden, so führt diese Se-
lektion zu einem höheren Anteil an hochqualifizierten Be-
schäftigten in diesen Regionen. Gleichzeitig beeinflusst die
Entlohnung unbeobachtbarer Fähigkeiten das lokale Lohn-
niveau für Hochqualifizierte, ohne dass dafür zwangsläu-
fig Wissens-Spillovers zwischen den Hochqualifizierten vor-
liegen müssen.

Eine negative Korrelation zwischen dem Anteil hochqualifi-
zierter Beschäftigter und dem Lohnniveau der Hochqualifi-
zierten in einem Querschnitt von Regionen, ist darüber hin -
aus nicht zwangsläufig ein Indiz für fehlende Agglomera -
tionsvorteile. Beispielsweise können Faktoren wie die Nähe
zu Naherholungsgebieten oder eine abwechslungsreiche
kulturelle Szene, die die Lebensqualität in einer Region er-
höhen, Hochqualifizierte anziehen (vgl. Falck, Fritsch und
Heblich 2011). Diese sind bereit, in Gebieten mit vielen kon-
sumtiven Annehmlichkeiten auf Lohn zu verzichten. Agglo-
merationsvorteile in Form von lokalen Wissens-Spillovers
würden in diesem Fall die negative Korrelation zwischen dem

Anteil der hochqualifizierten Beschäftigten in einer Region
und dem regionalen Lohnniveau für Hochqualifizierte mög-
licherweise nur abschwächen, aber nicht zu einem positi-
ven Zusammenhang führen.

Schließlich ist noch die Frage zu beantworten, ob Nominal-
löhne die geeignete Betrachtungsgröße sind. Sollte man
nicht vielmehr auf Reallöhne, die um die lokalen Lebenshal-
tungskosten korrigiert sind, abstellen? Möglicherweise sind
in Regionen mit einem hohen Anteil an Hochqualifizierten
auch die Lebenshaltungskosten (insbesondere die Mieten)
hoch. Dennoch sind Nominallöhne eine geeignete Betrach-
tungsgröße, weil höhere Nominallöhne eine höhere Pro-
duktivität der Mitarbeiter widerspiegeln. Wären Arbeitskräf-
te nicht produktiver, würden mobile Unternehmen, die han-
delbare Güter produzieren, in Regionen mit niedrigeren Löh-
nen abwandern (vgl. Moretti 2004). 

Deskriptive Befunde für deutsche Gemeinden

Über die Bedeutsamkeit von Agglomerationskräften wird in
der Literatur viel diskutiert (für einen Überblick vgl. Moretti
2012). In diesem Abschnitt begeben wir uns daher auf die
systematische Suche nach Agglomerationskräften in deut-
schen Gemeinden. Dazu bestimmen wir für verschiedene
Gemeindetypen die Korrelation zwischen dem Anteil hoch-
qualifizierter Beschäftigter und dem lokalen Lohnniveau der
Hochqualifizierten. Wie oben ausgeführt, ist eine positive
Korrelation zwischen dem Beschäftigtenanteil der Hochqua-
lifizierten und dem lokalen Lohnniveau der hochqualifizier-
ten Beschäftigten ein Indiz für Agglomerationsvorteile in Form
von lokalen Wissens-Spillovers. 

Wir nutzen Daten aus der Beschäftigtenhistorik (BeH) des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), die In-
formationen über Lohn, Qualifikation, Arbeitsort sowie wei-
tere beschäftigungsrelevante Hintergrundinformationen al-
ler sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten in Deutsch-
land enthält. 

Wir verwenden die Jahresscheiben 1992 bis 2008 (jeweils
Stichtag: 30. Juni) und schätzen zunächst individuelle Lohn-
gleichungen der hochqualifizierten Beschäftigten für die ein-
zelnen Jahre. In die Schätzungen fließen Informationen von
rund 2 Mill. sozialversicherungspflichtig beschäftigten Hoch-
qualifizierten pro Jahr ein. Wir definieren Hochqualifizierte als
Beschäftigte mit Universitäts- oder Fachhochschulabschluss.
Diese Lohngleichungen enthalten neben den beschäfti-
gungsrelevanten Hintergrundinformationen Arbeitsort-Dum-
mies für die mehr als 12 000 deutschen Gemeinden. Diese
spiegeln Lohnunterschiede zwischen den deutschen Ge-
meinden wider, die nicht auf die beobachtbaren Unterschie-
de in der Zusammensetzung der lokalen Arbeitnehmerschaft
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zurückzuführen sind. Für ein gegebenes Jahr sehen diese
Schätzungen wie folgt aus:

In der Gleichung bezeichnet l den Tageslohn eines hochqua-
lifizierten (Vollzeit-)Beschäftigten i in Gemeinde g. αg  sind Ar-
beitsort-Dummies für alle deutschen Gemeinden. Die Ma-
trix Xig enthält fast alle verfügbaren beschäftigungsrelevan-
ten individuellen Hintergrundinformationen (u.a. Geschlecht,
Nationalität, Arbeitserfahrung, Alter, Wirtschaftszweig des
Betriebes). εig ist ein normalverteilter Störterm.

Wir unterscheiden in unseren Analysen 17 verschiedene
siedlungsstrukturelle Gemeindetypen (vgl. BBSR 2011). Acht
Gemeindetypen liegen dabei in Agglomerationsräumen, wei-
tere fünf Gemeindetypen liegen in verstädterten Räumen
und vier Gemeindetypen liegen in ländlichen Räumen. 

Abbildung 1 zeigt exemplarisch für die 34 Kernstädte in
verstädterten Räumen1 die Korrelation zwischen den Ar-
beitsort-Dummies αg, d.h. einem Maß für das lokale Lohn-
niveau für Hochqualifizierte, und den Anteilen hochqualifi-
zierter Beschäftigter für das Jahr 2008. Die Abbildung zeigt
eine negative Korrelation zwischen dem lokalen Lohnni-
veau der Hochqualifizierten und dem Anteil hochqualifizier-
ter Beschäftigter. Dieser negative Zusammenhang deutet,
wie oben ausgeführt, darauf hin, dass keine lokalen Wis-
sens-Spillovers zwischen Hochqualifizierten in wesentlichem
Umfang vorliegen. 

Abbildung 2 zeigt analog zu Abbildung 1 nun für 27 Kern-
städte in Agglomerationsräumen2 die Korrelation zwischen
dem lokalen Lohnniveau für Hochqualifizierte und dem An-
teil an hochqualifizierten Beschäftigten in einer Gemeinde.
Hier zeigt sich eine positive Korrelation zwischen dem loka-
len Lohnniveau für Hochqualifizierte und dem Anteil an hoch-
qualifizierten Beschäftigten. Bei Abwesenheit von unbeob-
achteten Selektionseffekten ist die positive Korrelation ein
Indiz dafür, dass bedeutsame lokale Wissens-Spillovers zwi-
schen Hochqualifizierten vorliegen.

Die zeitliche Entwicklung des lokalen 
Lohnniveaus für Hochqualifizierte

In einem nächsten Schritt betrachten wir die Entwicklung
des lokalen Lohnniveaus für Hochqualifizierte über die Zeit.
Dauerhafte Niveauunterschiede in den lokalen Lohnniveaus,
die sich etwa aus Unterschieden in der Verfügbarkeit von
konsumtiven Annehmlichkeiten oder durch für den Forscher
unbeobachtbare Selektion von Hochqualifizierten in be-
stimmte Gemeinden ergeben können, werden bei einer Be-
trachtung über die Zeit eliminiert, solange diese Unterschie-
de stabil bleiben und sich im Beobachtungszeitrum nicht
geändert haben.

Ohne Agglomerationsvorteile müsste sich in Gemeinden,
in denen von 1992 bis 2008 der Anteil Hochqualifizierter ab-
genommen hat, das lokale Lohnniveau der Hochqualifizier-
ten relativ zu Gemeinden, in denen der Hochqualifizierten
Anteil angestiegen ist, verbessert haben. Sind dagegen lo-
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Regressionsbereinigter Nominallohn (Euro/Tag)

Anteil hochqualifizierter Beschäftigter in der Region (%)

Quelle: Berechnungen der Autoren auf Basis der Beschäftigtenhistorik (BeH) des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB, Nürnberg).
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1 Nach der BBSR-Klassifikation entsprechen Kernstädte in verstädterten
Räumen dem siedlungsstruktureller Gemeindetyp 9. Dieser beinhaltet z.B.
in Bayern die Städte Augsburg, Ingolstadt, Regensburg oder Würzburg.

2 Nach der BBSR-Klassifikation entsprechen Kernstädte in Agglomerations-
räumen dem siedlungsstruktureller Gemeindetyp 2. Dieser beinhaltet in
Bayern die Städte Erlangen und Fürth.
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kale Wissens-Spillovers zwischen Hochqualifizierten bedeut-
sam, müsste sich das lokale Lohnniveau der Hochqualifi-
zierten in Gemeinden, in denen der Hochqualifizierten-An-
teil zunimmt, relativ zu Gemeinden, in denen der Hochqua-
lifizierten-Anteil abnimmt, verbessern.

Abbildung 3 zeigt wiederum exemplarisch für die Kernstäd-
te in verstädterten Räumen die durchschnittliche Entwick-
lung der lokalen Lohnniveaus für Hochqualifizierte. Hierbei
wird zwischen Gewinnern (Gemeinden mit einer Zunahme
des Hochqualifiziertenanteils 1992–2008) und Verlierern (Ge-
meinden mit einer Abnahme des Hochqualifiziertenanteils
1992–2008) unterschieden. Abbildung 1 hat bereits ein In-
diz dafür geliefert, dass in diesem Gemeindetyp Wissens-
Spillovers zwischen Hochqualifizierten nicht von Bedeutung
sind. In der Entwicklung über die Zeit zeigt sich, dass sich
das Lohnniveau von Hochqualifizierten, in denjenigen Ge-
meinde, die Hochqualifizierte verlieren, relativ besser entwi-
ckelt als in Gemeinden, die Hochqualifizierte gewinnen. Die-
ses Resultat belegt gleichfalls (bei weniger restriktiven An-
nahmen), dass keine Agglomerationsvorteile in Form von lo-
kalen Wissens-Spillovers zwischen Hochqualifizierten vor-
liegen.

Abbildung 4 zeigt analog zu Abbildung 3 die durchschnitt-
liche Entwicklung der lokalen Lohnniveaus für Hochqualifi-
zierte für Kernstädte in Agglomerationsräumen getrennt nach
Gemeinden, in denen zwischen 1992 und 2008 der Hoch-
qualifizierten-Anteil zugenommen hat (Gewinner), und Ge-
meinden, in denen zwischen 1992 und 2008 der Hochqua-
lifizierten-Anteil abgenommen hat (Verlierer). In dieser Ab-
bildung entwickelt sich das lokale Lohnniveau für Hoch-
qualifizierte nun in denjenigen Gemeinden, die einen Anstieg
des Hochqualifizierten-Anteils erfahren, relativ besser als in
Gemeinden, in denen der Hochqualifizierten-Anteil abge-

nommen hat. Dieser Befund deutet (nun unter weniger res-
triktiven Annahmen) ebenfalls darauf hin, dass in diesem Ge-
meindetyp Agglomerationsvorteile wirken. 

Zusammenfassung

Unsere empirischen Analysen deuten darauf hin, dass Ag-
glomerationskräfte nicht überall (gleichermaßen) wirken. Es
gibt offensichtlich nicht-lineare Agglomerationseffekte über
die deutschen Gemeinden. Aus gesamtwirtschaftlicher
Pers pektive könnte die Wohlfahrt daher erhöht werden,
wenn man die (humankapitalintensive) wirtschaftliche Akti-
vität von Regionen, in denen Agglomerationskräfte kaum
wirken, in andere Regionen, in denen starke Agglomera -
tionskräfte wirken, verlagern würde (vgl. Kline und Moretti
2012). Dabei steht die Politik nicht nur vor dem Problem der
Auswahl von Förderregionen, in denen sich durch politische
Intervention besonders starke Agglomerationseffekte aus-
lösen lassen, sondern auch vor einem Koordinationspro-
blem, denn lokale Politiker berücksichtigen nicht zwangs-
läufig die negativen Effekte, die sie in anderen Regionen
auslösen könnten.

Selbst wenn es der Politik gelingen sollte, diejenigen Re-
gionen auszuwählen, in denen sich durch politische Inter-
vention besonders starke Agglomerationseffekte auslösen
ließen, verbleibt die Frage, wie sich die lokale Wissensdiffu-
sion verbessern und damit die Produktivität in der Region
erhöhen lässt. Leider wissen wir bislang nur wenig darüber,
welche Politik dazu geeignet ist, die lokale Wissensdiffusi-
on zu verbessern. Trotz der immer wieder ins Feld geführ-
ten Vorteile von Clusterinitiativen und -politik, steht eine ge-
sicherte Erkenntnisgewinnung der Wirksamkeit solcher Po-
litikmaßnahmen noch immer aus. Viele Evaluationen kom-
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Quelle: Berechnungen der Autoren auf Basis der Beschäftigtenhistorik (BeH) des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB, Nürnberg).
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men über beschreibende Fallstudien nicht hinaus.3 Aus den
hier vorgestellten Befunden auf Regionalebene lässt sich
zwar wenig für die konkrete Politik auf der Mikroebene ler-
nen. Dennoch liefern unsere Ergebnisse Hinweise für die
Vorteilhaftigkeit und Grenzen einer Politik, die darauf ab-
zielt, Agglomerationskräfte zu fördern. 
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3 Falck, Heblich und Kipar (2010) diskutieren u.a. die Anforderungen an ei-
ne Evaluierung, die die kausale Identifikation von Cluster-Effekten ermög-
lichen.
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Frühe schulische Selektion
und Schülerleistungen:
Existierende Evidenz

Die vierjährige Grundschule ist in Europa
die Ausnahme: Nur Deutschland und
Österreich teilen ihre Kinder bereits nach
vier Schuljahren in verschiedene Schul-
typen auf. In anderen Ländern besuchen
Schüler deutlich länger die gleiche Schu-
le; beispielweise werden in Finnland und
Schweden Schüler erst nach neun Schul-
jahren auf verschiedene Schultypen ver-
teilt.

Zahlreiche bildungsökonomische Studien
belegen, dass die Schülerleistungen um-
so stärker vom familiären Hintergrund ab-
hängen, je früher Schüler in unterschied-
liche Schultypen selektiert werden (Wöß-
mann 2013 für einen Überblick). Die Er-
gebnisse der PISA-Studien haben offen-
bart, dass in Deutschland die Leistungen
der Schüler überdurchschnittlich stark
vom familiären Hintergrund abhängen. Zu-
dem steigt in keinem anderen Land die
Ungleichheit der Schülerleistungen zwi-
schen Ende der Grundschule und Ende
der Mittelstufe so stark an wie in Deutsch-
land (vgl. Hanushek und Wößmann 2006).
Diese Befunde deuten auf eine besonders

ausgeprägte Ungleichheit der Bildungs-
chancen in Deutschland hin.

Einige Länder, in denen Schüler relativ spät
auf unterschiedliche Schultypen aufgeteilt
werden, hatten vor einigen Jahrzehnten
viel selektivere Schulsysteme mit deutlich
früherer Aufteilung der Schüler. In den
1970er Jahren hat beispielsweise Finnland
das Alter der schulischen Selektion von
zehn Jahre auf 15 Jahre verschoben. Auch
Schweden (in den 1950ern) und Norwe-
gen (in den 1960ern) haben ihre Schulsys-
teme so verändert, dass die Schüler erst
in einem höheren Alter auf verschiedene
Schultypen aufgeteilt werden. Aufwendi-
ge mikroökonometrische Studien haben
die Auswirkungen dieser Reformen auf
den Bildungserfolg der Schüler untersucht.
Für alle Länder zeigt sich, dass die späte-
re Selektion die Bildungsleistungen insbe-
sondere von Schülern aus bildungsfernem
Elternhaus verbessert hat (vgl. Meghir und
Palme 2005; Aakvik et al. 2010; Kerr et
al. 2013). Dies bedeutet, dass durch das
spätere Aufteilen der Schüler in verschie-
dene Schultypen die erbrachten Leistun-
gen weniger stark vom familiären Hinter-
grund abhängen.

Die Reform der Realschule
in Bayern 

Realschulen waren in Bayern traditionell
vierstufig und umfassten die Klassenstu-

Evaluierung der Auswirkungen auf die Schülerleistungen

Marc Piopiunik

Die Einführung der sechsstufigen Realschule in Bayern:

Schockierend für die deutschen Bildungspolitiker war bei der Veröffentlichung der ersten PISA-

Ergebnisse nicht nur das schlechte Durchschnittsniveau der deutschen Schülerinnen und Schü-

ler1, sondern vor allem auch die Tatsache, dass die Leistung eines Schülers in Deutschland viel

stärker von dessen Herkunft abhängt als in anderen Ländern. Besonders leidenschaftlich wird seit-

her über den Einfluss der frühen schulischen Selektion, d.h. die Aufteilung der Schüler nach ih-

rer individuellen Leistungsfähigkeit in unterschiedliche Schultypen, diskutiert. Während etliche

europäische Länder, darunter PISA-Spitzenreiter Finnland, in den letzten Jahrzehnten Schulsys-

teme mit einem längeren gemeinsamen Lernen eingeführt haben, ist Bayern im Jahr 2000 den

entgegengesetzten Weg gegangen: Während Haupt- und Realschüler vor der Reform bis zum En-

de der sechsten Klasse gemeinsam gelernt haben, werden sie seither bereits nach der vierten

Klasse am Ende der Grundschule getrennt. Eine aktuelle Forschungsstudie des ifo Ins tituts hat

die Auswirkungen dieser Reform auf die Schülerkompetenzen anhand von PISA-Daten analysiert

und kommt zu dem Ergebnis, dass diese Reform die Leistungen von Haupt- und Realschülern ver-

schlechtert hat.2

1 Im weiteren Verlauf wird ausschließlich der neu-
trale Begriff »Schüler« verwendet, der sich durch-
gehend auf beide Geschlechter bezieht.

2 Der vorliegende Artikel basiert auf der Studie von
Piopiunik (2013). Dort finden sich weitere Details
und weitere Ergebnisse.
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fen 7 bis 10. Nur sehr wenige privat gelei-
tete Realschulen waren sechsstufige Schu-
len, die bereits mit der 5. Klasse anfingen.
Das Bayerische Staatsministerium für Un-
terricht und Kultus startete 1992 einen
Schulversuch (R6), um die Auswirkungen
einer sechsstufigen Realschule zu testen.3

Nach heftigen politischen Auseinanderset-
zungen4 hat der Landtag im April 2000 mit
den Stimmen der regierenden CSU-Frakti-
on die flächendeckende Einführung der
sechsstufigen Realschule gesetzlich be-
schlossen. Ziel war eine breitere und vertief-
tere Bildung der Realschüler sowie eine be-
gabtengerechtere Förderung durch frühere
Selektion. Obwohl Land und Kommunen viel
Geld investiert haben, konnte die R6 nur stu-
fenweise eingeführt werden, da der System-
wechsel teilweise den Neubau von Schul-
gebäuden sowie die Einstellung zahlreicher
zusätzlicher Lehrer erforderte.

Durch die Einführung der sechsjährigen Re-
alschule wurde das bisherige System abgelöst, das nach
der vierten Klasse lediglich die Aufteilung in Hauptschule und
Gymnasium kannte und erst nach der sechsten Klasse den
Wechsel von der Hauptschule in die Realschule ermöglich-
te. Im neuen System werden Schüler nun nach der vierjäh-
rigen Grundschule auf Hauptschule, Realschule und Gym-
nasium verteilt. Abbildung 1 stellt das Schulsystem in Bay-
ern vor und nach der R6-Reform schematisch dar. 

Die PISA-E-Tests in den Jahren 2000, 2003
und 2006

Um die Auswirkungen dieser wichtigen Schulreform auf die
Schülerleistungen wissenschaftlich zu untersuchen, wer-
den die Ergebnisse der Schülerleistungstests PISA-E 2000,
2003 und 2006 verwendet, die das deutsche PISA-Kon-

sortium veröffentlicht hat (vgl. Baumert et al. 2002; Pren-
zel et al. 2005; 2008).5 PISA-E bezeichnet die deutschen
Erweiterungsstudien von PISA, die auf den gleichen Tests
basieren wie die internationalen PISA-Studien, jedoch deut-
lich mehr Schüler getestet haben (z.B. fast 45 000 Schü-
ler in PISA-E 2003). Somit sind die Schülerkompetenzen
für jede allgemeinbildende Schulart in jedem Bundesland
repräsentativ.6

Die Daten sind aggregiert für jede Schulart in jedem Bun-
desland in jeder PISA-Welle verfügbar.7 In den Hauptanaly-
sen stehen damit 144 Durchschnittsleistungen in Lesen, 
Mathematik und Naturwissenschaften der verschiedenen
Schularten aus mehreren Bundesländern zur Verfügung.
Dass die individuellen Schülerdaten für wissenschaftliche
Zwecke nicht zur Verfügung stehen, dürfte in der vorliegen-
den Untersuchung keinen allzu gewichtigen Nachteil dar-
stellen, weil der Anteil der 15-Jährigen (die PISA-Zielgrup-
pe) in den verschiedenen Schultypen in Bayern im betrach-
teten Zeitraum nahezu konstant geblieben ist. Dies spricht
dafür, dass es in den einzelnen Schultypen keine bedeu-
tenden Veränderungen in der 15-jährigen Schülerschaft et-
wa hinsichtlich des familiären Hintergrunds in diesem kur-
zen Beobachtungszeitraum gegeben hat. 
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Quelle: Darstellung des ifo Instituts.

Abb. 1

3 Das Staatsinstitut für Schulpädagogik und Bildungsforschung (ISB), das
dem Kultusministerium unterstellt ist, hat Ende 1998 ein Gutachten zum
Schulversuch vorgestellt. Demnach hatten die sechsstufigen Versuchsre-
alschulen positive Effekte auf die Schülerleistungen. Allerdings basieren
die Leistungen der R6-Schüler auf einer selektiven Gruppe: Zum einen wa-
ren Mädchen beim Schulversuch überrepräsentiert, und vor allem durften
nur Schüler mit Gymnasialeignung in eine Versuchsrealschule eintreten
(ISB 1998, S. 5). Somit sind die Leistungen der R6-Schüler nicht unbe-
dingt mit den Leistungen der R4-Schüler vergleichbar. 

4 Der Bayerische Lehrer- und Lehrerinnenverband (BLLV) und der Bayeri-
sche Elternverband (BEV) initiierten ein (am Ende erfolgloses) Volksbe-
gehren gegen die geplante Schulreform, das von SPD und Grünen unter-
stützt wurde. Die Verbände der Realschullehrer und der Gymnasiallehrer
sowie verschiedene Wirtschaftsverbände unterstützten hingegen die Ein-
führung der R6.

5 Die Kultusministerkonferenz hat beschlossen, dass ab PISA 2009 keine
weiteren Erweiterungsstudien für Deutschland mehr durchgeführt werden.
Damit wurde verhindert, dass die Entwicklung der Schülerleistungen in
den einzelnen Bundesländern über die Zeit weiter verfolgt werden kann.

6 Dies gilt für PISA-E 2003 und 2006, nicht aber für PISA-E 2000, für die re-
präsentative Ergebnisse nur für das gesamte Bundesland sowie für das
Gymnasium vorliegen. Daher werden die Hauptanalysen mit den PISA-E-
Tests 2003 und 2006 durchgeführt.

7 Mit individuellen Schülerdaten könnte der Einfluss der Schülercharakteris-
tika (z.B. Geschlecht des Schülers) bzw. des familiären Hintergrunds (z.B.
Bildung der Eltern) noch dezidierter kontrolliert werden. Ein offizieller An-
trag zur Nutzung der individuellen PISA-E-Schülerdaten, den der Autor
der Studie gestellt hatte, wurde aber leider von der Kultusministerkonfe-
renz ohne nähere Begründung abgelehnt. 
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Da der typische 15-jährige PISA-Teilnehmer
ein Neuntklässler ist, hat der typische 
PISA-2003-Teilnehmer im Schuljahr 1998/99
die 5. Klasse besucht. Somit befand sich der
typische PISA-2003-Teilnehmer (Einführung
der R6 im April 2000 beschlossen) noch im
alten Schulsystem. Analog ergibt sich, dass
der typische PISA-2006-Teilnehmer als
Fünftklässler im Schuljahr 2001/02 bereits
im neuen System lernte. Wegen des Schul-
versuchs und der stufenweisen Umsetzung
der Reform gibt es allerdings in jedem PISA-
Zyklus sowohl Schüler, die das alte System
besucht haben, als auch Schüler, die das
neue System besucht haben. Da PISA (nach
bestimmten Vorgaben) Schulen zufällig in die
Stichprobe aufgenommen hat, kann der Er-
wartungswert dafür berechnet werden, wie
viele Haupt- und Realschüler in einem PISA-
Test das alte bzw. neue Schulsystem be-
sucht haben. Dazu können offizielle Statis-
tiken des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und
Kultus (2008, S. 114) über die Anzahl der Schüler, die in
einem Schuljahr von der Hauptschule auf eine vierjährige
Realschule (altes System) bzw. von der Grundschule auf ei-
ne sechsstufige Realschule (neues System) gewechselt sind,
verwendet werden.

Gemäß dieser Übertrittszahlen haben in PISA 2000 erst ca.
9% der Schüler das neue System besucht, in PISA 2003
ca. 25% und in PISA 2006 bereits 75% der getesteten Schü-
ler. Da Schulen zufällig in die PISA-Stichprobe aufgenom-
men wurden, können diese Werte alternativ auch anhand
des Anteils der sechsstufigen Realschulen an allen Real-
schulen berechnet werden. Dies liefert ähnliche Werte: ca.
13% für PISA 2000, 20% für PISA 2003 und 67% für PISA
2006. Da eine große Mehrheit der Schüler in PISA 2000 und
2003 das alte System besucht hat, werden diese beiden
PISA-Zyklen als Vor-Reform-Periode betrachtet. Hingegen
hat eine große Mehrheit der Schüler in PISA 2006 bereits
das neue Schulsystem besucht; entsprechend wird PISA
2006 als Nach-Reform-Periode betrachtet. Da der Anteil
der Schüler im neuen System zwischen PISA 2003 und
PISA 2006 nicht von 0 auf 100%, sondern nur von etwa
25 auf 75% stieg, dürften die vollständigen Reformeffekte
tatsächlich größer sein als die in dieser Studie berechne-
ten Effekte.

Auswirkungen der R6-Reform auf
die Schülerleistungen

Zunächst werden die Auswirkungen der Reform auf die
Leistungen der bayerischen Hauptschüler und Realschü-
ler zusammen betrachtet. Als Vergleichsgruppe für Bayern

werden nicht alle anderen Bundesländer verwendet, son-
dern nur diejenigen Bundesländer, die im relevanten Zeit-
raum (2003 bis 2006) keine zentralen Abschlussprüfungen
eingeführt haben, also Baden-Württemberg, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-
Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen. Es scheint wich-
tig, die anderen Bundesländer nicht als Vergleichsgruppe
zu verwenden, da Studien gezeigt haben, dass zentrale
Abschlussprüfungen Schülerleistungen verbessern (vgl.
Jürges et al. 2005; Lüdemann 2011). Man gelangt zu qua-
litativ sehr ähnlichen Ergebnissen, wenn alternativ andere
Bundesländer als Kontrollgruppe verwendet werden (sie-
he unten).

Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der Leseleistungen in
den verschiedenen Schultypen in Bayern und in den Kon-
troll-Bundesländern über die drei PISA-Zyklen. Nicht-gym-
nasiale Schultypen umfassen hier Schüler aus allen Schul-
typen außer dem Gymnasium. Während sich die durch-
schnittliche Leseleistung der Gymnasiasten im gesamten
Zeitraum in Bayern und in der Kontrollgruppe sehr ähnlich
entwickelt hat, hat sich die Leseleistung der nicht-gymna-
sialen Schüler nur vor der Reform ähnlich entwickelt. Nach
der Reform ist die durchschnittliche Leseleistung in der Kon-
trollgruppe weiterhin leicht gestiegen, wohingegen sie in
Bayern gesunken ist. Dies deutet darauf hin, dass die Ein-
führung der sechsstufigen Realschule in Bayern zu niedri-
geren Leseleistungen in den nicht-gymnasialen Schultypen
geführt hat.

Ein sehr ähnliches Bild ergibt sich bei der Betrachtung von
Schülern mit sehr niedrigen bzw. sehr hohen Kompetenzen.
Abbildung 3 zeigt, dass sich der Anteil der Schüler, die das
höchste Kompetenzniveau im PISA-Test (Durchschnitt von
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Leseleistungen in nicht-gymnasialen Schultypen berechnet anhand der Leseleistungen aller Schüler im 
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Lesen, Mathematik und Naturwissenschaf-
ten)8 erreichen, in Bayern und in den Kon-
troll-Bundesländern recht ähnlich entwickelt
hat, mit einem leichten Abwärtstrend in Bay-
ern relativ zur Kontrollgruppe. Zwischen 2000
und 2003, also vor der Reform, hat sich auch
der Anteil der Schüler mit sehr niedrigen
Kompetenzen in Bayern ähnlich entwickelt
wie in den anderen Bundesländern. Nach
der Reform jedoch, zwischen PISA 2003 und
2006, ist der Anteil der 15-jährigen Schüler
mit niedrigen Kompetenzen im Vergleich zu
den Bundesländern in der Kontrollgruppe mit
etwa 3 Prozentpunkten deutlich angestie-
gen. Somit scheint die R6-Reform die Schü-
lerleistungen gerade am unteren Ende ver-
schlechtert zu haben.

Ökonometrisch lassen sich die Reformeffek-
te in einem sogenannten Differenz-in-Diffe-
renzen-Schätzansatz berechnen, in dem die Veränderun-
gen der Schülerleistungen in den bayerischen Haupt- und
Realschulen zwischen PISA 2003 und 2006 mit den Verän-
derungen der Leistungen der entsprechenden Schüler in
den nicht-gymnasialen Schultypen in den Kontroll-Bundes-
ländern verglichen werden.9 Auch der analytische Vergleich
ergibt, dass die Durchschnittsleistungen (Lesen, Mathema-
tik und Naturwissenschaften) in den bayerischen Haupt- und
Realschulen relativ zur Vergleichsgruppe gesunken sind.
Gleichzeitig ist der Anteil der besonders leistungsschwachen
Schüler gestiegen und der Anteil der sehr leistungsstarken
Schüler gesunken.10

Da die R6-Reform keinen Einfluss auf die Schüler im Gym-
nasium hatte (vgl. Abb. 1), können Gymnasiasten als wei-
tere Kontrollgruppe verwendet werden. Dies erlaubt es, sons-
tige Einflüsse, die jeweils ein ganzes Bundesland betreffen,
auszuschließen. Da in einem sogenannten dreifachen Dif-
ferenzenansatz die Veränderung der Schülerleistungen in
den bayerischen Haupt- und Realschulen mit den entspre-
chenden Veränderungen der Haupt- und Realschüler in an-
deren Bundesländern vergleichen wird, spielt es keine Rol-
le, wenn sich die durchschnittlichen Schülerleistungen in den
nicht-gymnasialen Schultypen und im Gymnasium unter-
schiedlich entwickelt haben. Und weil zusätzlich Gymna -

siasten als weitere Kontrollgruppe verwendet werden, ist in
diesem Ansatz auch irrelevant, ob sich die Schülerleistun-
gen in den Bundesländern unterschiedlich entwickelt ha-
ben. Das bedeutet, dass mit diesem Schätzansatz sämt-
liche bundeslandspezifischen Schocks – hervorgerufen bei-
spielsweise durch Veränderungen in der Grundschule, die
alle Schüler in einem Bundesland betreffen – herausgerech-
net werden.11

Der dreifache Differenzenansatz liefert ähnliche Reformeffek-
te wie der zweifache Differenzenansatz: Die Leistungen der
bayerischen Haupt- und Realschüler sanken um 10 PISA-
Punkte. Gleichzeitig nahm die Streuung der Schülerleistun-
gen um 5 PISA-Punkte zu. Da Schülerleistungen stark mit
dem familiären Hintergrund korrelieren, deutet eine größere
Streuung darauf hin, dass Schüler aus bildungsfernem El-
ternhaus relativ zu Schülern aus Familien mit höherem sozio-
ökonomischem Status schlechter geworden sind. Ferner
zeigt sich, dass die geringeren Durchschnittsleistungen so-
wohl durch einen größeren Anteil von besonders leistungs-
schwachen Schülern (+ 5 Prozentpunkte) als auch durch ei-
nen geringeren Anteil an Schülern mit sehr hohen Kompe-
tenzen (– 3 Prozentpunkte) verursacht werden.

Für eine Abschätzung der Größe des Effekts kann man den
durchschnittlichen Leistungsunterschied zwischen der 9. und
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Anteil von Schülern mit sehr niedrigem bzw. sehr hohem Kompetenzniveau 
in Bayern und in Vergleichsbundesländern

höchstes Kompetenzniveau in Bayern

höchstes Kompetenzniveau in Vergleichsbundesländern

Relativer Vergleich der Anteile der einzelnen PISA-E-Zyklen zuzüglich der Durchschnittswerte über alle drei 
PISA-E-Tests. Durchschnitt über Lese-, Mathematik- und Naturwissenschaftsleistungen.

PISA-E

niedrigstes Kompetenzniveau in Bayern

niedrigstes Kompetenzniveau in Vergleichsbundesländern

Abb. 3

8 Nur die Leseleistungen sind über alle drei PISA-Zyklen direkt vergleich-
bar. Daher werden in Abbildung 3 sowie in allen ökonometrischen Ana-
lysen die relativen Schülerkompetenzen innerhalb eines PISA-Zyklus mit-
einander verglichen.

9 Gesamtschulen, in denen alle Arten von Schulabschlüssen vergeben wer-
den, sind aus der Analyse ausgeschlossen, da dieser Schultyp weder
mit den Leistungen der Haupt-/Realschüler noch mit denjenigen der Gym-
nasiasten vergleichbar ist.

10 Betrachtet man ausschließlich bayerische Schüler, so zeigt sich, dass
die Schülerleistungen in Haupt- und Realschulen auch relativ zu den Schü-
lerleistungen in den bayerischen Gymnasien zwischen PISA 2003 und
PISA 2006 gesunken ist.

11 Neben der sechsstufigen Realschule wurde in Bayern im Jahr 2000 auch
der sogenannte Mittlere-Reife-Zweig in den Hauptschulen eingeführt.
Dadurch können begabte Hauptschüler ab der 7. Klasse in eigenen 
M-Klassen bzw. M-Kursen in vier Jahren den Mittleren Schulabschluss er-
langen. Da sich der Anteil der Neuntklässler in den M-Klassen zwischen
PISA 2003 und 2006 jedoch nur marginal erhöht hat, beeinflusst diese
Reform unsere Ergebnisse nicht. Für leistungsschwächere Hauptschüler
wurden zudem Praxisklassen eingeführt. Eine weitere wichtige Bildungs-
reform in Bayern hat die Schulzeit im Gymnasium auf acht Jahre verkürzt.
Da aber nicht einmal die in PISA 2006 getesteten Schüler davon betrof-
fen waren, beeinflusst auch diese Reform unsere Ergebnisse nicht.

Relativer Vergleich der Anteile innerhalb der einzelnen PISA-E-Tests zuzüglich der Durchschnittswerte
über alle drei PISA-E-Tests. Durchschnitt über Lese-, Mathematik- und Naturwissenschaftsleistungen.
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10. Klasse heranziehen, welcher in Deutschland (in Mathe-
matik und Naturwissenschaften) etwa 23 PISA-Punkte be-
trägt (vgl. Prenzel et al. 2006). Dieses »Jahrgangsstufen -
äquivalent« gibt an, wie viel die Schüler im Durchschnitt in
einem Schuljahr lernen. Der Effekt der Reform auf die durch-
schnittlichen Leistungen von Haupt- und Realschülern in Le-
sen, Mathematik und Naturwissenschaften entspricht also
knapp dem, was Schüler durchschnittlich in einem halben
Schuljahr lernen.

Alternative Bundesländer als Vergleichsgruppe
und weitere Einflussfaktoren

Generell schneiden bayerische Schüler in den PISA-E-Tests
deutlich besser ab als Schüler in anderen Bundesländern,
die aber infolge des PISA-Schocks (vor allem in Haupt- und
Realschulen) zu Bayern leistungsmäßig langsam aufgeholt
haben. Ein Aufholprozess der leistungsschwächeren Bun-
desländer könnte daher den Effekt der R6 überlagern. Zieht
man deshalb lediglich die drei besten PISA-Bundesländer
nach Bayern (Baden-Württemberg, Sachsen und Thürin-
gen) zum Vergleich heran, so ergeben sich jedoch sehr ähn-
liche Reformeffekte. 

Darüber hinaus haben einige Bundesländer Schultypen,
die es in Bayern nicht gibt, insbesondere integrierte Schu-
len. Verwendet man daher nur Bundesländer mit einem ähn-
lichen Schulsystem, d.h. Bundesländer mit ebenfalls großen
Schüleranteilen in Hauptschule, Realschule und Gymna-
sium (Baden-Württemberg, Niedersachsen und Schleswig-
Holstein), so liefern die Analysen auch hier qualitativ sehr
ähnlich Reformeffekte.

Schülerleistungen werden natürlich nicht nur durch den Zeit-
punkt der schulischen Selektion beeinflusst, sondern auch
durch weitere Faktoren. Um auszuschließen, dass unter-
schiedliche Entwicklungen in den Schultyp-Besuchsquoten,
im Migrantenanteil, in Klassengrößen sowie in PISA-Partizi-
pationsquoten die Schätzung der Reformeffekte beeinflus-
sen, berücksichtigen weitere empirische Spezifikationen all
diese Einflussfaktoren. Die Ergebnisse liefern wiederum sehr
ähnliche Reformeffekte.

Reformeffekte nach Kompetenzbereichen

Bisher wurden die durchschnittlichen Reformeffekte auf die
Kompetenzen in Lesen, Mathematik und Naturwissenschaf-
ten untersucht. Analysiert man die Auswirkungen für diese
Kompetenzbereiche separat, zeigt sich der größte Effekt
auf die Leseleistung (– 15,6 PISA-Punkte), der zweitgröß-
te Effekt auf die Naturwissenschaftsleistungen (– 9,7) und
der kleinste Effekt in Mathematik (– 6). Interessanterweise
haben auch frühere Studien die stärksten Effekte im Be-

reich Lesen gefunden. Für die Schulreform in Finnland, die
das Alter der schulischen Selektion von zehn auf 15 Jahre
verschoben hat, finden die Autoren für Männer aus bildungs-
fernen Familien einen stärkeren Effekt auf verbale Kompe-
tenzen als auf mathematische Kompetenzen (vgl. Kerr et
al. 2013). In einer österreichischen Studie zeigen die Au-
toren anhand von PISA-Schülerleistungen, dass Schüler
insbesondere die Leseleistungen ihrer Mitschüler beeinflus-
sen, weniger aber die Mathematikleistungen (vgl. Schnee-
weis und Winter-Ebmer 2007). Möglicherweise sind insbe-
sondere die geringen sprachlichen Kompetenzen von Schü-
lern mit Migrationshintergrund für diesen starken Leseleis-
tungseffekt verantwortlich.

Unterschiedliche Effekte für Hauptschüler
und Realschüler

Nach den gemeinsamen Effekten für Haupt- und Realschü-
ler werden abschließend die Reformeffekte für Haupt- und
Realschule separat untersucht. Eine getrennte Untersuchung
ist notwendig, da die Einführung der sechsstufigen Real-
schule unterschiedliche Effekte auf Haupt- und Realschüler
gehabt haben könnte. Die getrennten Analysen, bei denen
als Kontrollgruppe nur Bundesländer mit ähnlicher Schul-
struktur verwendet werden, deuten jedoch darauf hin, dass
die Effekte auf die durchschnittlichen Schülerleistungen für
Haupt- und Realschüler ähnlich stark waren.

Unterschiedliche Effekte ergeben sich aber für die Anteile
sehr leistungsschwacher bzw. sehr leistungsstarker Schü-
ler. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass der Anteil be-
sonders leistungsschwacher Schüler nur in der Hauptschu-
le gestiegen ist. Umgekehrt verhält es sich mit dem Anteil
sehr leistungsstarker Schüler: Dieser Anteil ist nur in der
Realschule zurückgegangen. Diese unterschiedlichen Re-
formeffekte sind plausibel, da sehr leistungsschwache Schü-
ler vor allem in der Hauptschule, sehr leistungsstarke Schü-
ler aber eher in der Realschule anzutreffen sind.

Auf welche Weise konnte die R6-Reform die Leistungen
der Haupt- und Realschüler beeinflussen? Durch die frühe-
re Aufteilung haben Schüler in beiden Schulformen in der
5. und 6. Klasse deutlich weniger Anreize, sich besonders
anzustrengen, weil »die Würfel schon gefallen sind«. Das
könnte gerade auch die negativen Effekte der Realschüler
erklären: Ein Schüler musste sich im alten System in der
5. und 6. Klasse anstrengen, um am Ende der 6. Klasse so
gute Leistungen vorzuweisen, um auf die Realschule zu kom-
men. Besucht dieser Schüler aber bereits zu Beginn der
5. Klasse die Realschule, sind diese besonderen Anstren-
gungen nicht mehr nötig. Ein weiterer Effekt ergibt sich durch
die Übertrittsentscheidung: Diese Entscheidung ist umso
unsicherer, je eher sie getroffen wird. Daher könnten durch
die frühere Aufteilung mehr Schüler auf die für sie »falsche«
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Schule zugewiesen werden (in beide Richtungen), was wie-
derum zu schlechteren Schülerleistungen in beiden Schul-
arten führen würde (vgl. Brunello et al. 2007).

Die Hauptschüler haben durch die R6-Reform zudem ihre
leistungsstärkeren Mitschüler in den Klassenstufen 5 und 6
verloren. Eine umfangreiche Literatur zeigt den positiven Ein-
fluss leistungsstärkerer Schüler auf die Leistungen ihrer leis-
tungsschwächeren Mitschüler (vgl. Sacerdote 2011) und legt
somit nahe, dass die Hauptschüler wegen der zwei Jahre
kürzeren Interaktion mit den leistungsstärkeren (späteren)
Realschülern ihre Kompetenzen nicht so stark steigern konn-
ten wie vor der Reform.

Für die Realschüler hatte die Reform noch weitere Effekte.
Zum einen sind sie zwei Jahre früher von den leistungs-
schwächeren Hauptschülern getrennt worden, was ihre Leis-
tung tendenziell hätte beflügeln sollen. Zum anderen muss-
ten zahlreiche neue Lehrer eingestellt werden. Falls dies ei-
ner Schule nicht gelang, mussten entweder Unterrichtsstun-
den ausfallen oder von den anwesenden Lehrern übernom-
men werden.12 Wegen des Bedarfs an zusätzlichen Leh-
rern wurden an Realschulen möglicherweise auch zahlrei-
che neue Lehrer ohne Lehrerfahrung eingestellt.13 Da die bil-
dungsökonomische Forschung zeigt, dass Lehrer in den ers-
ten beiden Jahren ihrer Lehrtätigkeit den Schülern deutlich
weniger Kompetenzen vermitteln als erfahrenere Lehrer (vgl.
Rivkin et al. 2005), bedeutet dies, dass die Leistungen der
Realschüler (zumindest in den ersten Jahren nach der Re-
form) aufgrund der neu eingestellten, unerfahrenen Lehrer
nicht so stark gefördert wurden. Zudem könnten die Real-
schüler in den ersten Jahren dieser aufwendigen Reform
aufgrund weiterer Probleme, wie etwa dem Unterricht in pro-
visorischen Gebäuden oder der Umstellung auf neue Lehr-
pläne, möglicherweise nicht so reibungslos wie gewohnt un-
terrichtet worden sein.14

Schlussbemerkung

Die zugrunde liegende Forschungsstudiezeigt, dass die flä-
chendeckende Einführung der sechsstufigen Realschule in
Bayern zu einem Rückgang der Schülerleistungen in Haupt-
schule und Realschule geführt hat. Weitere Analysen deu-
ten darauf hin, dass die Reform insbesondere die Leseleis-
tung gesenkt hat. Zudem scheint in den Hauptschulen be-
sonders der Anteil der sehr leistungsschwachen Schüler ge-

stiegen und in den Realschulen der Anteil der sehr leistungs-
starken Schüler gesunken zu sein.

Der zentrale Vorteil der in dieser Studie verwendeten Schü-
lerleistungsdaten liegt darin, dass die in PISA gemessenen
Kompetenzen zwischen verschiedenen Schulen, Schulty-
pen und Bundesländern sowie über die Zeit vergleichbar
sind. Daher sind derartige Schülerleistungstests unentbehr-
lich, um politisch relevante Analysen durchzuführen. Nur an-
hand solcher Analysen vermag es die Wissenschaft, die
Bildungspolitik zu informieren, um langfristig zu möglichst
guter Bildung beizutragen. 
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Von der Festpreisbasis …

Der wichtigste Indikator für die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit einer Volkswirt-
schaft ist das Bruttoinlandsprodukt (BIP).
Das BIP misst die im Inland entstandene
Produktion in laufenden Preisen der jewei-
ligen Berichtsperiode. Von der Entste-
hungsseite entspricht es dem Geldwert
aller im Inland produzierten Waren und
Dienstleistungen nach Abzug des Wertes
der im Produktionsprozess als Vorleistun-
gen verbrauchten Güter. Berechnet man
das BIP von der Verwendungsseite, so
entspricht es dem Summenwert der
Nachfragekomponenten (privater Konsum
+ öffentlicher Konsum + Bruttoinvestitio-
nen + Exporte – Importe). Für den Nach-
weis des Wirtschaftswachstums wird nor-
malerweise auf das reale, d.h. preisbe-
reinigte BIP abgestellt. Das Statistische
Bundesamt (Destatis) hat die Entwicklung
des realen BIP bis zum Jahr 2005 in kons -
tanten Preisen eines festen Basisjahres
nachgewiesen (Festpreisbasis). Das rea-
le BIP im Berichtsjahr t ergab sich in die-
sem System als Summe von Gütermen-
gen q(t), die mit den Preisen p(0) eines fes-
ten Basisjahres 0 bewertet wurden:

BIP(t) = ∑q(t)p(0)

Das Summenzeichen ist als Summation
über die verschiedenen Güterarten i auf-
zufassen, die Güterindizes (i) wurden zur
Vereinfachung weggelassen. Mit Aggre-
gaten in konstanten Preisen eines Basis-
jahres konnte gerechnet werden wie mit
Wertgrößen in jeweiligen Preisen; die Bil-
dung von realen Summen oder Differenz-
ausdrücken war auf jeder Aggregations-
stufe und in jeder räumlichen Gliederung
(Länder/Bund/EU) möglich. Auch die Bei-
träge der Verwendungskomponenten zur
Veränderung des realen BIP (Wachstums-

beiträge) waren rechentechnisch leicht zu
ermitteln.1

Nachteilig an der Volumenmessung auf
Festpreismethode war, dass die Interpre-
tation realer Größen mit wachsendem
zeitlichem Abstand vom Basisjahr bei Än-
derungen der Preisstrukturen problema-
tisch zu werden drohte. Im Falle negativ
korrelierter Preis- und Mengenbewegun-
gen konnte zudem die Wachstumsrate
des realen BIP überzeichnet sein (Sub-
stitution Bias). Maßgeblich hierfür ist, dass
Güter, deren Preise unterdurchschnittlich
steigen oder sinken, stärker nachgefragt
werden. Bei einer Aktualisierung der
Preisbasis erhalten derartige Güter auf-
grund des niedrigeren Preisniveaus ein
geringeres Gewicht, was dazu führt, dass
die Wachstumsrate des Gesamtaggre-
gats im Vergleich zum alten Rechenstand
kleiner wird. Das Problem wurde in den
deutschen Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen (VGR) z.B. bei EDV-Ausrüs-
tungen virulent; vom Ausmaß her noch
verstärkt durch die Einführung hedoni-
scher, regressionsanalytischer Techniken
bei der Ermittlung qualitätsbedingter
Preisänderungen. Die verbesserte Erfas-
sung qualitätsbedingter Preisänderungen
führt in den VGR c.p. zu einer dynami-
scheren Entwicklung der Volumenkom-
ponenten.2 Aus all diesen Gründen hat
das Statistische Bundesamt das Basis-
jahr im Festpreissystem alle fünf Jahre ak-
tualisiert.

Vorjahrespreisbasis Revisited

Wolfgang Nierhaus

Wirtschaftswachstum in den VGR:

Das Statistische Bundesamt hat im April 2005 die Berechnung des realen Bruttoinlandsprodukts

(BIP) für die Bundesrepublik Deutschland von der Festpreisbasis auf die Vorjahrespreisbasis um-

gestellt (vgl. Leifer 2009; Quaas 2009a; Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-

schaftlichen Entwicklung 2005, Anhang, S. 21* ff.; Tödter 2005; Nierhaus 2004a). Seit Februar 2006

wird vom Arbeitskreis »Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder« auf regionaler Ebene

dieses Konzept ebenfalls angewendet. Der vorliegende Beitrag diskutiert die wichtigsten Eigen-

schaften der aktuellen Volumenrechnung.

1 Auf die Probleme, die sich daraus ergeben, dass
das BIP von der Entstehungsseite wie von der Ver-
wendungsseite als Saldogröße definiert ist, die kei-
ne eigene Gütermengenstruktur besitzt, wird hier
nicht näher eingegangen.

2 In den VGR werden Qualitätsänderungen generell
den Volumenkomponenten zugerechnet. Sie be-
einflussen von daher den Nachweis der Verände-
rung des preisbereinigten BIP (vgl. Mayer 2001,
1034).
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Nachträgliche Revisionen der realen Entwicklung des BIP
und seiner Komponenten lassen sich durch eine zeitnahe
Volumenrechnung vermeiden. Deshalb empfehlen das 1993
revidierte System of National Accounts (SNA) und das Eu-
ropäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
(ESVG 1995), zur Messung kurzfristiger Änderungen des
realen BIP (und seines Preisniveaus) möglichst aufeinander
folgende Zeitabschnitte zu verwenden. Die längerfristige Än-
derung sollte durch Verkettung (d.h. Multiplikation) der jähr-
lichen Volumen- und Preisänderungen berechnet werden
(vgl. System of National Accounts 1993, 387). Der System-
wechsel in der Volumenmessung steht in Zusammenhang
mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt von 1997, der bei
Verletzung des staatlichen Defizitziels Ausnahmeregelungen
vorsieht, die vor allem auf die Veränderung des realen Brut-
toinlandsprodukts abstellen. Damit wurden EU-einheitliche
Grundsätze für die Preis- und Volumenmessung im Rahmen
der VGR notwendig.

… zur Vorjahrespreisbasis

Seit der Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen 2005 wird das reale BIP vom Statistischen Bundesamt
auf Grundlage einer jährlich wechselnden Preisbasis (Vor-
jahrespreisbasis) berechnet (also z.B. reale Ergebnisse für
das Jahr 2012 in Preisen von 2011):

BIP(t) = ∑q(t)p(t –1)

Die Ergebnisse werden als »unverkettete Volumenangaben
in Vorjahrespreisen« bezeichnet. Unverkettete Volumenan-
gaben können jedoch aufgrund der wechselnden Preisba-
sis nicht zeitlich miteinander verglichen werden. Zur Herlei-
tung einer durchgängigen BIP-Zeitreihe müssen Messziffern
gebildet werden, die in einem zweiten Rechenschritt mitein -
ander zu verketten sind. Formal werden die unverketteten
Volumenangaben ∑q(t)p(t – 1) in Relation zum nominalen BIP
∑q(t – 1)p(t – 1) des Vorjahres gesetzt, was einem Laspey-
res-Mengenindex LM(t, t – 1) mit dem Jahr t – 1 als Basis
entspricht:

LM(t, t – 1) = ∑q(t) p(t –1)/∑q(t – 1)p(t –1)

Durch die Verkettung (Chain-Linking) der jährlichen Volumen-
änderungen LM(t, t – 1) erhält man mit dem Kettenindex
KLM(t, 0) eine vergleichbare Zeitreihe des preisbereinigten
BIP für das Zeitintervall [0, t]:

KLM(t, 0) = Π k=1,..,t LM(k, k – 1) x 100  
= LM(t, t –1) x KLM(t –1, 0)

Der Kettenindex KLM(t, 0) zeigt die kumulierte Veränderung
des realen BIP im Berichtsjahr t gegenüber dem sog. Re-
ferenzjahr 0, für das KLM(0, 0) = 100 gilt. Die Wahl des Re-

ferenzjahrs (derzeit das Jahr 2005) ändert naturgemäß nichts
an den numerischen Werten der einzelnen Kettenglieder
LM(t, t – 1), es dient – anders als das Preisbasisjahr bei der
Festpreismethode – lediglich als »Referenzpunkt«. Soll das
Referenzjahr auf ein anderes Jahr ζ umbasiert werden, so
müssen lediglich sind alle Elemente KLM(t, 0) der Zeitreihe
durch den Stand des Index im Referenzjahr KLM(ζ, 0) divi-
diert werden.

Äquivalent können reale Ergebnisse in vergleichbaren Ab-
solutwerten ausgedrückt werden. Hierzu müssen die Index-
werte KLM(t, 0) mit dem nominalen BIP ∑q(0)p(0) des Re-
ferenzjahres multipliziert und durch 100 dividiert werden.
Beide Repräsentationen des realen BIP haben naturgemäß
identische Wachstumsraten, weil verkettete Volumenwer-
te nichts anderes sind als auf ein bestimmtes Referenzjahr
skalierte Kettenindexwerte. In Währungseinheiten transfor-
mierte verkettete Volumenwerte haben gegenüber der In-
dexdarstellung den Vorteil, dass die relative Bedeutung rea-
ler Aggregate – zumindest in zeitlicher Nähe zum Refe-
renzjahr – approximativ sichtbar bleibt. Hinzu kommen nicht
unbeträchtliche rechentechnische Erleichterungen, z.B. bei
der Berechnung von impliziten VGR-Preisindizes. So er-
gibt sich der BIP-Deflator bei der Verwendung verketteter
Volumenwerte wie im früheren Festpreissystem als Quo-
tient aus dem nominalen bzw. realen BIP. Wählt man hin-
gegen die Kettenindexdarstellung, so müssen die nomina-
len BIP-Ergebnisse vorab in Messzahlen (Referenzjahr =
100) transformiert werden. Ähnliches gilt für die Verände-
rungsraten von Beziehungszahlen, die aus dem realen Brut-
toinlandsprodukt abgeleitet werden (z.B. Lohnstückkosten,
Arbeitsproduktivität). Nicht zuletzt aus diesem Grund ha-
ben z.B. das ifo Institut und auch die Gemeinschaftsdiag-
nose der Wirtschaftsforschungsinstitute dieser Darstellungs-
form den Vorzug.3

Durch die wechselnde und zeitnahe Preisbasis wird eine Ver-
zerrung von realen Wachstumsraten, die sich beim Fest-
preisbasiskonzept aufgrund der festen Preisstruktur erge-
ben konnte, vermieden (vgl. Modellrechnung 1). Die früher
turnusmäßige Aktualisierung des Preisbasisjahres und die
damit verbundene Gefahr einer veränderten realen Entwick-
lungshistorie entfallen.

Für die Konstruktion vierteljährlicher BIP-Ergebnisse auf 
Vorjahrespreisbasis gibt es in den internationalen VGR meh-
rere konkurrierende Methoden. Zu nennen sind das 
Annual-Overlap-Verfahren, der Quarterly-Overlap-Ansatz
und die Over-the-Year-Methode. Beim Annual-Overlap-Ver-
fahren (AO-Verfahren), das das Statistische Bundesamt
für die deutsche Vierteljahresrechnung verwendet, werden
die unverketteten Volumina ∑q(T|t)p(t – 1) eines Berichts-
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3 Vgl. Nierhaus (2008) sowie Landefeld, Moulton und Vojtech (2003), zur 
Kritik an der Verwendung verketteter Volumenwerte vgl. Leifer und Tenna-
gels (2008) sowie Leifer (2009).
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quartals T (T = 1, ..., 4) zum nominalen Durchschnittswert
des Vorjahres ∑ q(t – 1)p(t – 1)/4 in Beziehung gesetzt.4 Die
kurzfristige BIP-Entwicklung wird demnach durch einen vier-
teljährlichen Laspeyres-Mengenindex LM(T|t, t – 1) gemes-
sen, bei dem nunmehr das Durchschnittsergebnis aus dem
Vorjahr t – 1 die Basis bildet:

LM(T|t, t – 1) = ∑ q(T|t)p(t – 1)/[ ∑ q(t – 1)p(t – 1)/4]

Durch Multiplikation mit den jeweils um ein Jahr verzöger-
ten Kettenindexwerten KLM(t – 1, 0) ergibt sich ein fortlau-
fender Kettenindex KLM(T|t, 0), der die kumulierte Entwick-
lung des vierteljährlichen realen BIP gegenüber dem Refe-
renzjahr 0 zeigt: 

KLM(T|t, 0) = LM(T|t, t – 1) x KLM(t – 1, 0)

Vierteljährliche verkettete Volumenwerte in Milliarden Euro er-
hält man, indem man den vierteljährlichen Index KLM(T|t, 0)
mit dem Durchschnittswert in jeweiligen Preisen aus dem Re-
ferenzjahr multipliziert und durch 100 dividiert.

Besonders vorteilhaft ist beim AO-Verfahren, dass die Jah-
resdurchschnittswerte bzw. die Jahressummen von Quar-
talsergebnissen den gesondert berechneten Jahresergeb-
nissen entsprechen, so dass konzeptionell keine zusätzli-
chen Benchmark-Techniken zum Abgleich der vierteljährli-
chen Ergebnisse mit dem jährlichen Rechenwerk erforder-
lich sind (zeitliche Konsistenz).

Statistische Eigenschaften

Mit der VGR-Revision 2005 wurde die längerfristige Volu-
menmessung in den deutschen VGR auf Kettenindizes um-
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Modellrechnung 1 zeigt die Wachstumsrate des realen Bruttoinlandsprodukts (BIP) bei alternativen Volumenrechnungen (vgl. Nierhaus

2006, 14). Zugrunde gelegt wird eine geschlossene Volkswirtschaft; das nominale BIP ergibt sich aus den Ausgaben für Konsumgüter

und für Investitionsgüter. In der Modellrechnung ändert sich die Preisstruktur dahingehend, dass sich die Preise für Konsumgüter von

Periode zu Periode erhöhen, während die Preise für Investitionsgüter sinken. 

Wird das reale BIP nach der Festpreismethode berechnet, so steigt die Produktion – bei konstant gehaltenen Preisen des Jahres 2005

– im Zeitraum 2005 bis 2009 um 16,0%. Wird die Preisbasis auf das Jahr 2008 aktualisiert, so nimmt das reale BIP im gleichen Zeit-

raum nur noch um 13,6% zu; die Wachstumsraten sind in jedem Jahr niedriger als zum Basisjahr 2005. Maßgeblich hierfür ist, dass

die Investitionsgütermengen mit den niedrigeren Preisen des Jahres 2008 bewertet werden, was ihr Indexgewicht von zuvor 25,0 auf

17,6% reduziert. Offensichtlich hängt die Veränderungsrate des realen BIP bei der Festpreismethode von der Wahl des Basisjahres ab. 

Bei einer Volumenrechnung auf Vorjahrespreisbasis werden die jährlichen Wachstumsraten durch eine Umbasierung des Referenzjahrs

nicht verändert. Die Veränderungsrate des realen BIP für das Jahr 2006 stimmt mit dem Ergebnis nach der Festpreismethode (in Prei-

sen des Jahres 2005) überein, während die Wachstumsrate für 2009 dem Festpreisergebnis gleicht, das auf Preisbasis 2008 berech-

net wurde.

Kasten 1
Modellrechnung 1

 
Entwicklung des realen Bruttoinlandsprodukts 
Festpreisbasis versus Vorjahrespreisbasis 

  
  
  

  
  

Konsumgüter Investitionsgüter 
 

BIP 
in jeweiligen 

Preisen 
 
 

Reales BIP 

Festpreisbasis Vorjahrespreisbasis 

  
Mengen 
  

  
Preise 

  

  
Mengen 
  

  
Preise 

  

Preisbasis 
2005 = 100 

Preisbasis 
2008 = 100 

Referenzjahr 
2005 = 100 

Referenzjahr 
2008 = 100 

Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 

2005 100,0 6,0 50,0 4,0 800,0 – – – – 

2006 102,0 6,1 55,0 3,5 814,7 4,0 3,4 4,0 4,0 

2007 104,0 6,2 60,0 3,1 830,8 3,8 3,3 3,6 3,6 

2008 106,0 6,3 65,0 2,7 843,3 3,7 3,2 3,4 3,4 

2009 108,0 6,4 70,0 2,3 852,2 3,6 3,1 3,1 3,1 

2005–2009a) 8,0 6,7 40,0 – 42,5 6,5 16,0 13,6 14,9 14,9 
a) Veränderung im Zeitraum 2005 bis 2009 in %. 

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 

4 Alternativ können die Volumina eines Berichtsquartals zum nominalen
Ergebnis des vierten Vorjahresquartals in Relation gesetzt werden (Quar-
terly-Overlap) oder zu den nominalen Ergebnissen des entsprechenden
Vorjahresquartals (Year-over-Year). Zu den Einzelheiten vgl. etwa Nierhaus
(2004b).
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gestellt. Die Verknüpfung mit dem Basiszeitraum erfolgt seit-
her nicht mehr direkt, d.h. nur unter Verwendung von Da-
ten des Basisperiode 0 und dem Berichtsperiode t, sondern
indirekt, d.h. durch Verkettung von Daten aus Teilperioden
des Zeitintervalls 0 bis t. Konkret erfolgt die Volumenmes-
sung mit (Ketten-)Indizes vom Laspeyres-Typ, was eine Preis-
messung mit (Ketten-)Indizes vom Paasche-Typ impliziert
(vgl. Nierhaus 2006a; 2006b) Das SNA 93 empfiehlt aller-
dings vorrangig Fisher-Indizes für die Preis- und Volumen-
messung. Auch dem ESVG 1995 ist eine Präferenz für die
Fisher-Formel zu entnehmen. Indizes nach der Fisher-For-
mel (geometrisches Mittel aus einem Laspeyres- und ei-
nem Paasche-Index) erfüllen z.B. den Faktorumkehrbartest
(nach diesem Kriterium können Wertsteigerungen – gemes-
sen an einem Index der nominalen Umsätze – in das Pro-
dukt einer nach der gleichen Indexformel berechneten Preis-
und Mengenkomponente zerlegt werden). Die Verwendung
von Mengenindizes nach der Laspeyres-Formel anstelle von
Fisher bringt in der Praxis allerdings nicht unbeträchtliche
rechentechnische Erleichterungen mit sich; auch sind die
Datenanforderungen für die Statistischen Ämter geringer
(vgl. Bloem, Dippelsman und Mæhle 2001, 157 f.).

Verkettete Mengenindizes sind aufgrund ihres komplexe-
ren Aufbaus einer ökonomischen Interpretation nicht zu-
gänglich; sie können – anders als direkte Mengenindizes –
weder als Ausgabenverhältnis noch als Mittelwert von Mess-
zahlen aufgefasst werden. Zudem sind Kettenindizes pfad-
abhängig, d.h. der Zwei-Perioden-Vergleich (von 0 und t)
wird von den Volumen- und Preisbewegungen in den da-
zwischen liegenden Jahren mitbestimmt. Volumenindizes
können trotz gleicher Mengen und Preise in den Perioden
0 und t in Abhängigkeit von dem konkreten Pfad im Zeitin-
tervall zwischen 0 und t gestiegen oder gesunken sein (Drift).
Bei zyklischen Preis- und Volumenbewegungen (hier wie-
derholt sich der Indexverlauf im Rechenzeitraum in einem
festen Rhythmus) kann der Kettenindex des realen BIP dem
Wert nach sogar ständig zu- bzw. abnehmen (vgl. von der
Lippe 2000; 1999). Bei der Jahresrechnung spielen Driftphä-
nomene normalerweise keine größere Rolle; erst bei der ver-
gleichsweise volatileren Quartalsbetrachtung können im Zu-
sammenhang mit saisonal bedingten größeren Preis- und
Volumenschwankungen spürbare Driftprobleme entstehen.
Nicht zuletzt deshalb wird im SNA davon abgeraten, Indi-
zes häufiger als jährlich zu verketten.

Verkettete Volumenangaben dürfen nicht mit den im frühe-
ren Festpreissystem üblichen Ergebnissen »in konstanten
Preisen eines festen Basisjahres« gleichgesetzt werden; sie
werden von allen Mengen- und Preisbewegungen zwischen
dem Referenz- und dem Berichtsjahr beeinflusst. Zudem
sind verkettete Volumenwerte additiv inkonsistent. Mit Aus-
nahme der Angaben für das Referenzjahr und der Angaben
für das darauf folgende Jahr ergibt die Summe der verket-
teten Volumenwerte der Verwendungsaggregate nicht den

verketteten Volumenwert des realen BIP. Das Gleiche gilt
für regionale Aggregate innerhalb Deutschlands oder für
Länderaggregate innerhalb Europas. Mit verketteten Volu-
menwerten kann deshalb nicht gerechnet werden wie mit
den realen Angaben im Festpreissystem. Im Allgemeinen
entstehen Verkettungsdifferenzen (Residuen), die mit wach-
sendem Abstand zum Referenzjahr (vgl. Modellrechnung 2)
und mit zunehmender Rechentiefe größer werden. Die Ag-
gregation von Zeitreihen und die Ermittlung von Wachs-
tumsbeiträgen sowie von Volumenanteilen am Bruttoin-
landsprodukt erfordern deshalb neue Algorithmen (vgl. 
Tödter 2006; Nierhaus 2007). Auch die ökonometrische
Modellierung muss angepasst werden, weil sich in Struk-
turmodellen das reale BIP durch eine Definitionsgleichung
als Summe der Komponenten ergibt (vgl. Quaas 2009b;
Tödter 2005, 22 ff.). Bereits im Vorfeld der VGR-Revision
2005 hatte die amtliche Statistik bezüglich der Nicht-Addi-
vität realer Ergebnisse konstatiert: »Bei den Kettenindizes
selbst ist dieses Problem natürlich nicht direkt erkennbar,
es wird aber offensichtlich, wenn man die verketteten Ab-
solutwerte (bezogen auf ein Referenzjahr) betrachtet« (Sta-
tistisches Bundesamt 2003, 6).

Spezielle Probleme bereitet die Verkettung von Saldengrö-
ßen mit wechselnden Vorzeichen wie der Außenbeitrag oder
die Vorratsinvestitionen. Formal lassen sich zwar auch für
diese Fällen reale Aggregate generieren. In der Praxis kann
es dabei allerdings zu undefinierten Rechenoperationen kom-
men. Dies ist dann der Fall, wenn der nominale Außenbei-
trag oder die Vorratsinvestitionen der jeweiligen Vorperiode
zufällig exakt null sind. Das Statistische Bundesamt veröf-
fentlicht deshalb diese Aggregate preisbereinigt nur in Form
von rechnerischen Wachstumsbeiträgen zum realen BIP. Das
Bureau of Economic Analysis (BEA), das in den USA mit
der Erstellung der VGR betraut ist, ermittelt hingegen diese
Größen als Differenz verketteter Lagerbestände (vgl. Bureau
of Economic Analysis 2006, 26).

Auch bei der Vierteljahresrechnung gibt es Besonderheiten.
Die für die Konjunkturforschung besonders wichtige Analy-
se des unterjährigen konjunkturellen Verlaufs, d.h. die Berech-
nung des Wirtschaftswachstums von Quartal zu Quartal, soll-
te möglichst unverzerrt möglich sein. Dies gilt beim Annual-
Overlap-Verfahren aber nur für die Messung der realen Ent-
wicklung in den letzten drei Quartalen eines Jahres. Beim Ver-
gleich des ersten Quartals eines Jahres 1|t mit dem vierten
Quartal des Vorjahres 4|t – 1 kommt es nämlich infolge des
konzeptbedingten Wechsels der Preisbasis (nämlich von
Durchschnittspreisen des Jahres t – 2 auf Durchschnitts-
preise des Jahres t – 1) zu einer Verzerrung, sofern zum Ver-
gleich die »wahre« Rate ∑ q(1|t)p(t – 1)/∑ q(4| t – 1)p(t – 1)
her angezogen wird, die auf die reine Mengenbewegung bei
konstant gehaltenen Vorjahrespreisen abstellt (vgl. Modell-
rechnung 3). Der statistische Bruch kann als »Preis« für den
Jahressummenausgleich interpretiert werden. Die Verzerrung
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Modellrechnung 2 (vgl. Nierhaus 2005, 33) zeigt beispielhaft die Aggregation von Konsum und Investitionen zum realen Bruttoinlands-

produkt (BIP) in einer vierteljährlichen VGR auf. Die Werte der vierteljährlichen verketteten Laspeyres-Mengenindizes von Konsum und

Investitionen errechnen sich beim Annual-Overlap-Verfahren aus der Multiplikation der kurzfristigen Volumenänderungen mit den um ei-

ne Periode verzögerten Werten der verketteten Indizes der entsprechenden Jahresvolumina. So erhält man für den realen Konsum im

Quartal 3|2008: 144,70 = 1,1421 × 126,69. Im Startjahr der Quartalsrechnung (im Beispiel das Jahr 2006) sind alle vierteljährlichen Ket-

tenindexwerte identisch mit den kurzfristigen Volumenindizes. Aufgrund der zeitlichen Additivität des Annual-Overlap-Ansatz ergeben

sich die Jahresergebnisse für Konsum, Investitionen und BIP als Mittelwert der jeweiligen Quartalsergebnisse bzw. aus den aufsum-

mierten vierteljährlichen Volumina. Die Werte für das vierteljährliche reale BIP können zum einen direkt aus den Preis- und 

Mengenabgaben für Konsum- bzw. Investitionsgüter ermittelt werden, zum anderen über die komponentenweise Aggregation.

Die Modellrechnung zeigt auch, dass die Summe der verketteten Volumina für Konsum bzw. Investitionen nur im Referenzjahr (im Bei-

spiel: 2005) und im darauf folgenden Jahr dem BIP entspricht. Im Allgemeinen entstehen Residuen (additive Inkonsistenz). So beträgt

das BIP-Residuum für das Quartal 3|2008: – 70,77 = 877,43 – (635,60 + 12,60).

Kasten 2
Modellrechnung 2

 

Konsum Investitionen Residuum

BIP abz.
Konsum und Änderung Verkettete Verketteter

Menge Preis Menge Preis Investitionen 2005 2006 2007 2005 in % Volumina2)
Paasche-

(Verkettete =100 =100 =100 =100 gegen (Referenz- Preisindex

Volumina2))
Vorjahr jahr 2005) 2005=100

2005 251,00 7,00 236,00 6,00 55,37 44,63 0,00 100,00 - - 100,00 - 3173,00 100,00

1 67,40 6,10 57,60 8,00 - - 0,00 103,04 - - 103,04 - 817,40 -

2 69,40 5,70 57,10 8,60 - - 0,00 104,43 - - 104,43 - 828,40 -

3 71,50 5,30 56,50 9,40 - - 0,00 105,83 - - 105,83 - 839,50 -

4 73,70 5,00 55,80 10,00 - - 0,00 107,24 - - 107,24 - 850,70 -

2006 282,00 5,51 227,00 8,99 43,23 56,77 0,00 - 100,00 - 105,14 5,1 3336,00 107,77

1 76,00 4,50 55,40 10,70 - - -13,54 - 102,02 - 107,26 4,1 850,86 -

2 78,30 4,30 54,80 11,50 - - -19,28 - 102,83 - 108,11 3,5 857,62 -

3 80,60 3,80 54,20 11,70 - - -25,02 - 103,64 - 108,97 3,0 864,38 -

4 83,10 3,50 53,60 12,10 - - -31,14 - 104,58 - 109,95 2,5 872,16 -

2007 318,00 4,01 218,00 11,49 33,74 66,26 -88,98 - - 100,00 108,57 3,3 3445,02 109,77

1 85,50 3,40 53,20 12,50 - - -48,13 - - 100,97 109,62 2,2 869,57 -

2 88,20 3,10 52,70 13,00 - - -59,40 - - 101,50 110,21 1,9 874,20 -

3 90,80 2,80 52,10 13,80 - - -70,77 - - 101,88 110,61 1,5 877,43 -

4 93,50 2,70 52,00 14,70 - - -80,25 - - 102,90 111,72 1,6 886,25 -

2008 358,00 2,99 210,00 13,49 27,43 72,57 -258,55 - - - 110,54 1,8 3507,45 111,31

Änderung Verkettete Verketteter Änderung Verkettete Verketteter

2005 2006 2007 2005 in % Volumina2)
Paasche- 2005 2006 2007 2005 in % Volumina2)

Paasche-

=100 =100 =100 =100 gegen (Referenz- Preisindex =100 =100 =100 =100 gegen (Referenz- Preisindex

Vorjahr jahr 2005) 2005=100 Vorjahr jahr 2005) 2005=100

2005 100,00 - - 100,00 - 1757,00 100,00 100,00 - - 100,00 - 1416,00 100,00

1 107,41 - - 107,41 - 471,80 - 97,63 - - 97,63 - 345,60 -

2 110,60 - - 110,60 - 485,80 - 96,78 - - 96,78 - 342,60 -

3 113,94 - - 113,94 - 500,50 - 95,76 - - 95,76 - 339,00 -

4 117,45 - - 117,45 - 515,90 - 94,58 - - 94,58 - 334,80 -

2006 - 100,00 - 112,35 12,4 1974,00 78,73 - 100,00 - 96,19 -3,8 1362,00 149,85

1 - 107,80 - 121,12 12,8 532,00 - - 97,62 - 93,90 -3,8 332,40 -

2 - 111,06 - 124,78 12,8 548,10 - - 96,56 - 92,88 -4,0 328,80 -

3 - 114,33 - 128,45 12,7 564,20 - - 95,51 - 91,86 -4,1 325,20 -

4 - 117,87 - 132,43 12,8 581,70 - - 94,45 - 90,85 -3,9 321,60 -

2007 - - 100,00 126,69 12,8 2226,00 57,31 - - 100,00 92,37 -4,0 1308,00 191,57

1 - - 107,55 136,25 12,5 598,50 - - - 97,61 90,17 -4,0 319,20 -

2 - - 110,94 140,56 12,6 617,40 - - - 96,70 89,32 -3,8 316,20 -

3 - - 114,21 144,70 12,7 635,60 - - - 95,60 88,31 -3,9 312,60 -

4 - - 117,61 149,00 12,5 654,50 - - - 95,41 88,14 -3,0 312,00 -

2008 - - - 142,63 12,6 2506,00 42,73 - - - 88,98 -3,7 1260,00 224,88
1) Jahresdurchschnittliche Angaben: Arithmetisches Mittel der Vierteljahreswerte.- 2) Jahresangaben: Summe der Vierteljahreswerte. 
Im Rechengang wurden zum Teil mehr als die hier dargestellten zwei Nachkommastellen verwendet. 
Quelle:  Berechnungen des ifo Instituts.

Bruttoinlandsprodukt
Konsumgüter

in jeweiligen Preisen

(in % des nominalen

Bruttoinlandsprodukts)

Verk. Lasp.-Index1) nachrichtlich:
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ist umso größer, je mehr sich die Mengenstruktur im letzten
Quartal des Vorjahres von der des gesamten Vorjahres un-
terscheidet und je mehr sich die relativen Preise im Zeitab-
lauf verschoben haben. Die Verzerrung beim Übergang vom
vierten Quartal eines Jahres zum ersten Quartal des Folge-
jahres aufgrund der Änderung der Preisbasis macht sich na-
turgemäß auch bei der Berechnung von Wachstumsbeiträ-
gen von Teilaggregaten zum realen BIP im Vorquartalsver-
gleich bemerkbar. Für die übrigen drei Quartale eines Jahres
entspricht dagegen die Summe der Wachstumsbeiträge exakt
der Wachstumsrate des preisbereinigten Gesamtaggregats. 

Da ein Vorjahresvergleich von Quartalswerten immer über
den Jahreswechsel hinausgeht, kommt es beim AO-An-
satz bei der Berechnung von Vorjahresraten aufgrund der
wechselnden Preisbasis ebenfalls zu Verzerrungen. Da der
Jahreskettenindex im Vorjahresvergleich jedoch ein unver-
zerrter Schätzer des Wirtschaftswachstums ist, müssen sich
die Quartalsverzerrungen über ein volles Jahr hinweg be-
trachtet ausgleichen.

Empirische Umsetzung

In Deutschland hat die Umstellung der VGR auf eine Volu-
menberechnung auf Vorjahrespreisbasis kein grundsätzlich
anderes Bild für die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts
ergeben. Modellrechnungen, die das Statistische Bundes-
amt für den Zeitraum 1991 bis 2000 durchgeführt hat, zeig-
ten für die jährliche Veränderungsrate des realen BIP auf

der Basis von Vorjahrespreisen lediglich in den Jahren 1999
und 2000 ein um jeweils 1/10 Prozentpunkt niedriges Wachs-
tumstempo als auf Festpreisbasis, in den übrigen Jahren er-
gab sich kein numerischer Unterschied. Bei den Teilaggre-
gaten ergaben sich bei den Veränderungsraten etwas grö-
ßere Abweichungen, wobei sich die quantitativ bedeutsams-
ten Unterschiede in einer Größenordnung von ± 0,3 Pro-
zentpunkten bei den Importen und den Ausrüstungen zeig-
ten (vgl. Mayer 2001, 1037). Was die AO-Verzerrung anbe-
langt, so zeigten ergänzende Untersuchungen der Deut-
schen Bundesbank auf Basis saison- und kalenderbereinig-
ter Ergebnisse, dass im Revisionszeitraum der statistische
Bruch zwischen dem vierten Quartal eines Jahres und dem
ersten Vierteljahr des Folgejahres Verzerrungen bei den Kon-
sumausgaben von maximal 0,2 Prozentpunkten bewirkte
und bei den Importen von bis zu 0,5 Prozentpunkten, wo-
bei der Effekt vom Ausmaß der Verschiebung der relativen
Preise abhängig war (vgl. Kirchner 2005).

Seit April 2005 stellt das Statistische Bundesamt in seinen
Veröffentlichungen für das preisbereinigte BIP vorrangig auf
Kettenindizes ab; diese werden grundsätzlich auf zwei Stel-
len nach dem Komma gerundet publiziert. Die jährlichen
Wachstumsraten und auch die Wachstumsbeiträge der
Komponenten zum realen BIP werden aus den derart ge-
rundeten Indizes ermittelt (vgl. Statistisches Bundesamt
2005, 15). Zusätzlich hält das Statistische Bundesamt auf
Anfrage in Währungseinheiten transformierte reale BIP-An-
gaben unter der Bezeichnung »verkettete Volumenangaben
in Mrd. EUR« für interessierte Datennutzer bereit. Die ver-
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Die Abbildung in Modellrechnung 3 (vgl. Nierhaus

2005, 32) zeigt den Einfluss unterschiedlicher Vo-

lumenrechnungen auf die Veränderungsrate des

realen BIP gegenüber dem jeweiligen Vorquartal.

Die Annual-Overlap-Methode generiert Quartals-

raten, die im Beispiel bis auf die Ergebnisse für

das jeweils erste Quartal zwischen den Verän-

derungsraten von Ergebnissen auf Festpreisba-

sis liegen. Die obere Grenze wird durch die Quar-

talsangaben in Preisen des Jahres 2005 markiert,

die untere Grenze durch die Angaben in Preisen

des Jahres 2007. Die Konvergenz des AO-An-

satzes zu den Ergebnissen in Preisen des Jah-

res 2007 ist nicht überraschend, weil die Güter-

mengen mit den Preisen des jeweiligen Vorjah-

res bewertet werden. Die Abbildung zeigt über-

dies die AO-Verzerrung, gemessen als Differenz

zwischen der Annual-Overlap-Rate für das ers-

te Quartal eines Jahres und dem Festpreisergeb-

nis (in Preisen des Jahres 2006 bzw. 2007).

Kasten 3
Modellrechnung 3
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2
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2006

Veränderung des realen BIP in % gegenüber dem Vorquartal

Volumenmaße im Vergleicha)

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. 

a) Alle Ergebnisse nach Preis- und Mengenangaben der Modellrechnung 2.
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ketteten Volumenangaben werden vom Statistischen Bun-
desamt zwar mit fünf Nachkommastellen ausgewiesen, die
Rechengenauigkeit ist im Vergleich zur Kettenindexdarstel-
lung aber insgesamt nicht höher, weil die Ergebnisse aus
den gerundeten Kettenindizes errechnet werden. 

Aufgrund der Rundungsregeln sind die zu Jahreswerten ag-
gregierten Quartalswerte nicht uneingeschränkt konsistent
zu den veröffentlichten Jahreswerten. Beispielsweise be-
läuft sich im Jahr 1996 der amtliche Index für das reale BIP
auf 89,22; berechnet man den Jahreswert jedoch als Durch-
schnitt aus den vier Quartalsindizes des betreffenden Jah-
res, so ergibt sich ein Wert von 89,23. Auf Basis der verket-
teten Volumenwerte sind die numerisch möglichen Abwei-
chungen noch größer. Für das Jahr 1996 beläuft sich das
amtliche BIP-Ergebnis auf 1984,61 Mrd. Euro, über die vier
Quartalsvolumenwerte des Jahres 1996 aufsummiert ergibt
sich hingegen ein BIP-Wert von 1984,72 Mrd. Euro (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2012). In der Rechenpraxis müssen
daher – zumindest für Ex-post-Zeiträume – getrennte Daten-
sätze für die Jahres- bzw. Quartalsergebnisse des realen BIP
und seiner Komponenten vorgehalten werden, obwohl auf-
grund der beim Annual-Overlap-Verfahren gewährleisteten
zeitlichen Konsistenz zwischen den Jahres- und Quartalser-
gebnissen dieser Aufwand nicht erforderlich sein sollte.

Noch gravierender machen sich die Rundungen bei einer ei-
genständigen Weiterverarbeitung (Aggregation/Disaggrega-
tion) von verketteten Indizes bzw. Volumenwerten bemerk-
bar. Zwar sind die Aggregationsfehler vom Betrag her ge-
ringfügig, was aber für Datennutzer, die den Anspruch ha-
ben, VGR mit der Rechengenauigkeit des Statistischen Bun-
desamts zu betreiben, gleichwohl unbefriedigend ist. Bei der
Aggregation/Disaggregation von Ursprungswerten vermö-
gen die auf Anfrage erhältlichen »unverketteten Volumen-
angaben in Vorjahrespreisen« rechentechnisch Abhilfe zu
schaffen. Diese originären Volumenangaben werden von De-
statis – ähnlich den früheren Ergebnissen auf Festpreisba-
sis – mit zwei Nachkommastellen veröffentlicht, was für ei-
ne exakte Aggregation/Disaggregation hinreichend genau
ist. Bei der Berechnung von realen Summen- und Diffe-
renzausdrücken aus saison- und kalenderbereinigten Vier-
teljahreswerten kann auf ein Excel-Makro der Deutschen
Bundesbank zurückgegriffen werden, das eine automatisier-
te Weiterverarbeitung der Kettenindizes mit amtlicher Re-
chengenauigkeit ermöglicht.5

Fazit

Der Methodenwechsel bei der Preis- und Volumenmessung
in den deutschen VGR im Jahr 2005 erfolgte entsprechend

internationaler Konventionen und verbindlicher europäischer
Rechtsvorschriften auf der Grundlage einer jährlich wech-
selnden Preisbasis. Die Volumenrechnung auf Vorjahres-
preisbasis ersetzte die Ergebnisse in Preisen eines konstan-
ten Basisjahrs und wurde sowohl für die Jahresrechnung als
auch für die Quartalsrechnung eingeführt.

Der Übergang auf die Vorjahrespreisbasis mit einer jährlich
wechselnden Gewichtung hat nicht unerhebliche Änderun-
gen mit sich gebracht: Durch die zeitnahe Volumenrechnung
ist eine präzisere Berechnung der realen Zuwachsraten und
der preislichen Veränderungen möglich geworden, der
Wechsel auf ein neues Referenzjahr (zuvor: Basisjahr) hat
keine Auswirkungen mehr auf die Höhe der historischen
Wachstumsraten. Im Mittelpunkt der amtlichen Darstellung
der Volumenentwicklung stehen nunmehr Kettenindizes, de-
ren Interpretation allerdings recht schwierig ist: So können
verkettete Volumenindizes nicht wie traditionelle direkte In-
dizes als spezifische Ausgabenverhältnisse oder als gewo-
genes Mittel von Messzahlen aufgefasst werden. Auch sind
die Ergebnisse nichtadditiv, wenn man verkettete Absolut-
werte betrachtet. Die Summe verketteter Volumenwerte von
Teilaggregaten weicht von dem Wert des verketteten Ge-
samtaggregats ab. Die Aggregation von Zeitreihen und die
Ermittlung von Wachstumsbeiträgen sowie von Volumenan-
teilen am Bruttoinlandsprodukt erfordern deshalb neue Al-
gorithmen. Preisbereinigte Saldengrößen wie Außenbeitrag
und Vorratsveränderungen werden seither vom Statistischen
Bundesamt nur noch in Form von Wachstumsbeiträgen zum
Bruttoinlandsprodukt dargestellt. Schließlich können für den
Fall zyklisch wiederkehrender Preis- und Mengenbewegun-
gen spezifische Driftphänomene auftauchen. 

Insgesamt hat sich die »Handlichkeit« der VGR-Ergeb-
nisse für die laufende Konjunkturanalyse und -prognose
durch den Übergang zu einer Volumenrechnung auf Vor-
jahrespreisbasis deutlich verringert (vgl. Leifer, 2009, 469).
Hinzu kommt, dass die Praxis des Statistischen Bundes-
amts, verkettete Indexwerte auf »zwei Nachkommastel-
len« gerundet zu veröffentlichen, aus rechentechnischer
Sicht unbefriedigend ist. So angemessen diese Rundungs-
regel aus publikationstechnischen Gründen auch sein mag,
so sehr erschwert sie doch eine eigenständige Weiter-
verarbeitung der Daten. Von daher wäre es wünschens-
wert, dass bei der bevorstehenden großen Revision auf
das ESVG 2010 bei der Bereitstellung von VGR-Ergebnis-
sen auf Datenträgern (Excel-Dateien) auf ungerundete Ket-
tenindizes umgestellt wird, um eine eigenständige Da-
tennutzung und -weiterverarbeitung zu erleichtern.

Alles in allem war der im Jahr 2005 vollzogene Systemwech-
sel in den VGR unumgänglich. Denn die Harmonisierungs-
bemühungen in den europäischen VGR standen politisch
im engen Zusammenhang mit dem Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt von 1997, der bei Verletzung des staatlichen De-
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Überlassungsbedingungen genutzt werden.
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fizitziels in Mitgliedsländern der Europäischen Währungsuni-
on Sanktionsmechanismen vorsieht sowie Ausnahmerege-
lungen, die vor allem auf die reale Wachstumsrate des Brut-
toinlandsprodukts abstellen. Eine vergleichbare Volumen-
rechnung in den Mitgliedsländern ist von daher eine »con-
ditio sine qua non«. Zugleich sind die Ergebnisse von der
Darstellung wie von der Methodik seither kompatibler mit
den Angaben anderer wichtiger Industriestaaten, wenngleich
durch die Verwendung der Laspeyres-Indexformel anstelle
der Fisher-Formel (wie in den USA und Kanada) bei der Vo-
lumen-Messung keine vollständige internationale Harmoni-
sierung erreicht wurde.
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Im Jahr 2007 erreichte das Wohnungs-
bauvolumen in den 19 Euroconstruct-
Ländern mit knapp 760 Mrd. Euro (in Prei-
sen von 2011) seinen bisherigen Höchst-
wert. Zehn Jahre zuvor betrug der Um-
fang der europäischen Wohnungsaktivi-
täten erst rund 610 Mrd. Euro – also rund
150 Mrd. Euro weniger (jeweils in Prei-
sen von 2011). Dieser innerhalb eines
Jahrzehnts erzielte Zuwachs entspricht
etwa dem Wert der in Deutschland im ver-
gangenen Jahr erbrachten Wohnungs-
bauleistungen. 

Belebung des Wohnungsbaus
nicht vor 2014

Der europäische Wohnungsbau wurde
bis 2007 von positiven Einflussfaktoren
wie beispielsweise einem merklichen wirt-
schaftlichen Aufschwung, spürbar gesun-
kenen Bauzinsen oder einer zuweilen
nachlässigen Kreditvergabe – bei gleich-
zeitig rasant steigenden Wohnimmobi-
lienpreisen – angeheizt. Diese Markttrei-
ber waren in zahlreichen Ländern zu be-
obachten und lösten vielerorts einen
Wohnungsbauboom aus, der schließlich
noch durch Spekulanten weiter befeuert
wurde.

Die internationale Finanz-, aber auch die
globale Wirtschaftskrise, dämpften die
Wohnungsbaunachfrage in Europa dann

jedoch deutlich. So sank das Neubauvo-
lumen in den 19 Partnerländern in den
Jahren 2007 bis 2010 um insgesamt 40%
(vgl. Abb. 1). 

Aktuell sind die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen gerade in den südeuropäi-
schen Ländern alles andere als investi-
tionsanregend. Die Eurokrise zwingt zu-
dem viele Regierungen zu harten finan-
ziellen Einschnitten und Steuererhöhun-
gen. Diese bekommen insbesondere die
privaten Haushalte zu spüren, was sich
negativ auf die Wohnungsnachfrage aus-
wirkt. 

in diesem Jahr – positive Erwartungen für 2014 und 2015
Ausgewählte Ergebnisse der Euroconstruct-Winterkonferenz 2012

Ludwig Dorffmeister

Europäischer Wohnungsbau: Ende der Durststrecke 

Im Dezember 2012 trafen sich in München die Mitglieder des Euroconstruct-Netzwerks1, um ihre

neuesten Prognosen für die europäische Bauwirtschaft vorzustellen. Demnach dürften sich die

Wohnungsbauleistungen in den 19 Partnerländern 2013 allenfalls stabilisieren (– 0,8%), nachdem

im Vorjahr ein merklicher Rückgang in Höhe von 3½% zu verzeichnen war. 

Als 2011 die Wohnungsbaunachfrage um gut 2% zulegte, gingen die meisten Marktbeobachter

bereits von einem Ende der 2008 begonnenen Talfahrt aus. Die zunehmenden Finanzprobleme zahl-

reicher europäischer Staaten zwangen die betroffenen Regierungen allerdings zu erheblichen Spar-

anstrengungen, deren Hauptlast die privaten Haushalte zu tragen hatten. Zusätzlich lähmten die

Sparprogramme die heimische Wirtschaft, was die Arbeitslosigkeit weiter steigen ließ. Auch dies

dämpfte vielerorts die Wohnungsnachfrage.

Insgesamt sind die Bauexperten nahezu aller 19 Länder zuversichtlich, dass der Wohnungsbau

2014 wieder ein Wachstum aufweisen wird. Für die Euroconstruct-Gruppe insgesamt wird ein

Plus von fast 2½% erwartet. 2015 dürfte der Anstieg mit rund 3% sogar noch etwas höher ausfal-

len. Insbesondere in den Krisenländern wird in absehbarer Zeit wohl wieder mehr in den Woh-

nungssektor investiert werden.

1 Das europäische Forschungs- und Beratungsnetz-
werk »Euroconstruct« wurde 1975 gegründet. In
diesem Verbund kooperieren Institute mit spezifi-
schem Know-how im Bau- und Immobiliensektor
aus 15 westeuropäischen sowie vier osteuropäi-
schen Ländern. Den Kern der Euroconstruct-Ak-
tivitäten bilden Konferenzen, auf denen die neu-
esten Prognosen zum Baugeschehen in den Mit-
gliedsländern vorgestellt werden. Diese Veranstal-
tungen finden zweimal im Jahr an wechselnden Or-
ten in Europa statt. Außerdem werden Spezialstu-
dien zu den längerfristigen Perspektiven und zu den
Strukturveränderungen im europäischen Bausek-
tor erstellt.
Das ifo Institut ist Gründungsmitglied und deut-
sches Partnerinstitut des Netzwerks. Die in diesem
Beitrag präsentierten Analysen und Prognosen ba-
sieren auf den 19 Länderberichten zur 74. Euro-
construct-Konferenz, die am 12. Dezember 2012
in München durchgeführt wurde. Die 75. Eurocon-
struct-Konferenz ist für den 14. Juni 2013 in Ko-
penhagen geplant. Interessenten können sich we-
gen des Programms und der Anmeldeunterlagen
im Internet informieren (www.cesifo-group.de oder
www.euroconstruct.org) oder sich schon jetzt di-
rekt an das ifo Institut wenden.



Daten und Prognosen

2012 schrumpfte der Umfang der Wohnungsbauleistun-
gen in Europa um 3½% auf rund 585 Mrd. Euro (in Preisen
von 2011). In diesem Jahr erwarten die Euroconstruct-Ex-
perten ein Minus von nahezu 1%. Eine Erholung des Woh-
nungsbaumarktes dürfte erst ab dem Jahr 2014 erfolgen. 

Starker Zusammenhang zwischen 
Arbeitslosigkeit und Neubau nachfrage

Der jähe Absturz der Neubauleistungen in den Jahren 2008
und 2009 hat dazu geführt, dass seit 2008 die Bestands-
maßnahmen den Wohnungsbau dominieren und seit 2009
deutlich höhere Geldmittel in den Erhalt bzw. die Moder-
nisierung von Wohngebäuden fließen als in den Neubau.
2012 wurden 125 Mrd. Euro (in Preisen von 2011) mehr in
bereits bestehende Gebäude investiert als in neu errich-
tete. Während in früheren Jahren nicht sel-
ten eine Überproduktion neuer Wohnungen
zu beobachten war, auf die dann eine not-
wendige Marktkorrektur folgte, hat sich am
hohen Bedarf zur Instandhaltung der beste-
henden Gebäude grundsätzlich nichts ver-
ändert. Dies ist der Hauptgrund für die ver-
gleichsweise stabile Entwicklung der Be-
standsmaßnahmen.

Der Bau neuer Wohnungen erfordert in der
Regel weitaus größere Investitionen, als sie
selbst bei der umfassenden Sanierung ei-
ner bereits existierenden nötig sind. Folg-
lich sind Neubauten stark von der Einkom-
mensentwicklung bzw. von der Arbeitsplatz-
sicherheit abhängig. Abbildung 2 zeigt den
Zusammenhang zwischen Wohnungsfertig-
stellungen und den Arbeitslosenzahlen in

den 19 Euroconstruct-Ländern seit dem
Jahr 2005. In der Phase sinkender Arbeits-
losigkeit, d.h. steigender Arbeitsplatzsicher-
heit, (2005 bis 2007) nahm die Wohnungs-
nachfrage der Privathaushalte zu, was in
der Folge zu höheren Fertigstellungszah-
len führte. Für die mittelfristige Neubautä-
tigkeit bedeutet dies, dass wohl erst für
2015 mit einem Anstieg der Wohnungsfer-
tigstellungen zu rechnen ist, da die Arbeits-
losigkeit entsprechend den Prognosen
2013 und 2014 auf sehr hohem Niveau ver-
harren dürfte.

Fertigstellungszahl stagniert vorerst
bei 1,35 Mill. Wohnungen

So wird die Zahl der Fertigstellungen in die-
sem Jahr noch deutlich rückläufig sein, 2014 stagnieren
und erst im Jahr 2015 um rund 50 000 Einheiten auf rund
1,4 Mill. Wohnungen zunehmen (vgl. Tab. 1). Allein in den
drei Ländern Deutschland, Frankreich und Spanien dürf-
te dabei der Zuwachs gegenüber 2014 insgesamt
35 000 Wohneinheiten ausmachen. In Spanien wird der
Neubau im Jahr 2014 mit vermutlich rund 40 000 Woh-
nungen seinen tiefsten Wert erreichen – nach knapp
700 000 Einheiten nur sieben Jahre zuvor. Auch in Irland
dürfte 2015 wieder ein leichter Zuwachs zu verzeichnen
sein, während in Portugal noch kein Ende des Abwärts-
trends erkennbar ist. Bemerkenswert sind die Progno-
sen für die vier osteuropäischen Länder. Für alle vier ge-
hen die Experten von einer insgesamt recht stabilen Ent-
wicklung in den nächsten Jahren aus. In Italien ist dage-
gen auch weiterhin mit einer sehr verhaltenen Neubautä-
tigkeit zu rechnen.

i fo  Schne l ld ienst  3/2013 –  66.  Jahrgang – 14.  Februar  2013

38

200

250

300

350

400

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015
400

500

600

700

800

Quelle: Euroconstruct.

Entwicklung des Wohnungsbaus in Europa
in Preisen von 2011

Wohnungsbauvolumen 
insgesamt

(rechte Achse)

Neubau

Mrd. Euro

Bestands-
maßnahmen

Mrd. Euro

Abb. 1

0.0

0.5

1.0

1.5

2.0

2.5

3.0

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015
6

10

14

18

22

26

30

Quelle: Euroconstruct.

Wohnungsfertigstellungen und Arbeitslosigkeit in Europa
Arbeitslose 

in Mill. Personen
Wohnungsfertigstellungen
in Mill. 

Abb. 2



Daten und Prognosen

Die Norweger und Schweizer bauen derzeit 
pro Kopf fast siebenmal so viele Wohnungen 
wie die Iren

Im laufenden Jahr werden in Italien voraussichtlich nur knapp
zwei Wohnungen pro 1 000 Einwohner fertiggestellt (vgl.
Abb. 3). Dieser Wert liegt deutlich unter dem europäischen
Durchschnitt von 2,9 Neuerrichtungen je
1 000 Personen. Extrem niedrige Fertigstel-
lungsquoten weisen derzeit Portugal (1,6), vor
allem aber Spanien (1,1), Ungarn (1,0) und Ir-
land (0,9) auf. Derart niedrige Werte sind nur
sehr selten zu beobachten und signalisieren
im Grunde, dass in einem Land »so gut wie
kein« Neubau mehr stattfindet. Die ökonomi-
schen Rahmenbedingungen werden sich in
diesen Ländern jedoch früher oder später nor-
malisieren und die nicht selten vorangegange-
ne Überproduktion wird dann auch vom Markt
absorbiert werden. Mit der darauf folgenden
Belebung des Neubaus werden sich diese
Quoten schließlich wieder merklich erhöhen.

So wurde beispielsweise in Deutschland über
viele Jahre hinweg nur sehr wenig in neue
Wohngebäude investiert. Die Fertigstellungs-

quote sank dabei bis auf 1,7 Wohnungen pro 1 000 Einwoh-
ner im Jahr 2009. Inzwischen profitiert die Wohnungsnach-
frage hierzulande aber nicht nur von der wieder zurückge-
kehrten wirtschaftlichen Stärke, sondern auch von der Flucht
in Sachwerte bei gleichzeitig niedrigen Bauzinsen sowie von
der wachsenden Zuwanderung. Mit einer Quote von 2,5 Fer-
tigstellungen je 1 000 Einwohner liegt Deutschland zwar
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Tab. 1 
Wohnungsfertigstellungena) in Europa nach Ländern 2011 bis 2015 

in 1 000 Wohneinheiten Veränderung 
in % 

2011 2012 2013 2014 2015 2015/2011 
Belgien 46,4 41,9 45,7 45,3 45,0 – 3,0 
Dänemark 12,0 12,0 12,0 12,0 13,0 8,3 
Deutschland 161,2 190,0 205,0 220,0 235,0 45,8 
Finnland 31,7 32,0 27,0 25,0 26,0 – 18,0 
Frankreich 336,0 380,0 350,0 345,0 355,0 5,7 
Großbritannien 134,5 138,0 129,0 132,0 137,0 1,9 
Irland 6,5 4,5 4,0 5,5 7,0 7,7 
Italien 158,8 134,3 121,5 114,1 114,0 – 28,2 
Niederlande 57,7 52,0 50,5 53,5 58,0 0,5 
Norwegen 21,1 27,7 30,0 31,0 33,0 56,1 
Österreich 38,4 40,1 41,2 41,3 41,1 7,0 
Portugal 31,0 24,8 16,9 11,0 8,2 – 73,5 
Schweden 28,2 24,5 21,3 23,1 26,7 – 5,2 
Schweiz 45,7 46,6 48,0 48,1 47,2 3,3 
Spanien 167,0 110,0 50,0 40,0 50,0 – 70,1 
Westeuropa (EC-15) 1 276,2 1 258,4 1 152,2 1 146,9 1 196,2 – 6,3 
Polen 131,1 155,0 150,0 155,0 155,0 18,2 
Slowakei 14,6 14,5 14,2 14,4 15,0 2,7 
Tschechien 28,6 28,8 26,1 25,1 24,2 – 15,4 
Ungarn 12,5 10,0 10,0 11,0 12,0 – 4,0 
Osteuropa (EC-4) 186,9 208,3  200,3  205,5  206,2 10,4 
Insgesamt  1 463,1  1 466,7  1 352,5  1 352,5  1 402,4 – 4,2 
a) Fertiggestellte Wohnungen in neu errichteten Wohngebäuden (Ein-, Zwei- sowie Mehrfamiliengebäude). 

Quelle: Euroconstruct. 
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Daten und Prognosen

deutlich hinter Ländern wie Norwegen oder der Schweiz (je-
weils 5,9), die ihrerseits ebenso von hohen Kapitalzuströ-
men profitieren, aber bereits recht nahe am Durchschnitts-
wert für alle 19 Länder von 2,9 Wohneinheiten.

Deutscher Wohnungsbau profitiert von der 
europäischen Wirtschaftskrise

Die Ergebnisse der Konsumentenbefragungen, die regel-
mäßig im Auftrag der Europäischen Kommission durch-
geführt werden, zeigen eindrucksvoll, wie die Deutschen
seit 2009 wieder häufiger Investitionen in Wohnimmobi-
lien beabsichtigen (vgl. Abb. 4). Treibende Kraft dahinter
ist die Tatsache, dass sichere Geldanlagen mit »befriedi-
gender« Rendite zur Mangelware geworden sind. Ferner
ist die Inflation seit der Wirtschaftskrise wieder deutlich ge-
stiegen. Viele Privathaushalte möchten deshalb nicht wei-
ter dabei zusehen, wie ihr Geld auf den Bankkonten real
an Wert verliert, und investieren deshalb immer öfter in
Sachwerte wie Immobilien. So kaufen sie sich beispiels-
weise eine Wohnung, um die Miete zu sparen bzw. um
selbst von Mieteinnahmen zu profitieren, oder sie lassen
sich ein Eigenheim nach ihren eigenen Vorstellungen er-
richten. Oder sie verwenden ihre Ersparnisse, um größe-
re Modernisierungsmaßnahmen an der eigenen Immobilie
vorzunehmen, etwa um den Energieverbrauch spürbar zu
senken. Bei größeren Investitionen profitieren die Privat-
haushalte darüber hinaus von den sehr niedrigen Hypo-
thekenzinsen, die letztlich aus der hohen Nachfrage nach
deutschen Staatsanleihen resultieren. Die inzwischen wie-
der spürbar anziehenden Wohnimmobilienpreise bestär-
ken darüber hin aus viele in ihren Absichten hinsichtlich ei-
nes Immobilienerwerbs.

Die Umfragewerte für das gesamte EU-Gebiet entwickel-
ten sich dagegen ganz anders. Insgesamt haben sich die

Absichtserklärungen der europäischen Verbraucher bezüg-
lich dem Kauf oder Neubau von Wohnungen gegenüber
2007 mittlerweile deutlich verringert. Auch planen die Kon-
sumenten der EU-Mitgliedsländer größere Modernisierungs-
vorhaben seltener als noch vor ein paar Jahren. Die Umfra-
geergebnisse geben die aktuelle Sonderstellung Deutsch-
lands recht gut wieder: Der hiesige Wohnungsbau profitiert
von der teils deutlich schlechteren wirtschaftlichen Situa-
tion in den übrigen EU-Ländern.

In Spanien, Portugal und Irland deutet sich eine
Marktstabilisierung an

Abbildung 5 gibt einen Überblick über die mittelfristige Ent-
wicklung des Wohnungsbaus in allen 19 Euroconstruct-
Ländern. Zudem zeigt diese Übersicht die Einschätzung
der jeweiligen Länderexperten hinsichtlich der Wirkung
wichtiger Einflussfaktoren. In Norwegen beispielsweise
dürften die Wohnungsbauleistungen in den Jahren 2012
bis 2015 durchschnittlich um fast 5% pro Jahr zunehmen.
Für den deutschen Markt werden Zuwächse von im Durch-
schnitt gut 2½% prognostiziert. Die Einflussfaktoren wer-
den dementsprechend in beiden Ländern positiv bewer-
tet. Überdurchschnittlich dürfte zudem die Entwicklung in
den Ländern Dänemark, Polen, Österreich und der Schweiz
verlaufen. Hier werden die durchschnittlichen jährlichen An-
stiege bis 2015 voraussichtlich bei 1 bis gut 1½% liegen. 

Unter den sechs Ländern, in denen die Wohnungsbauin-
vestitionen wohl den günstigsten Verlauf nehmen werden,
befinden sich demnach ausschließlich Länder Mittel- und
Nordeuropas. Am unteren Ende der Rangfolge sind dage-
gen Portugal und Spanien zu finden, wo die Marktkorrek-
tur zunächst fortschreiten wird. Allerdings deutet sich für
nächstes bzw. übernächstes Jahr eine Stabilisierung der Si-
tuation an. Des Weiteren dürfte sich der Wohnungsbau in

Irland, Tschechien und Italien in den Jahren
2012 bis 2015 insgesamt unterdurchschnitt-
lich entwickeln. Zwar werden für die Jahre
2014 und 2015 teils spürbare Zuwächse er-
wartet, die in den Vorjahren realisierten Rück-
gänge waren allerdings um ein Vielfaches
größer. So hat in Italien der Umfang der Woh-
nungsbaumaßnahmen allein in den Jahren
2007 bis 2012 um insgesamt ein Viertel ab-
genommen. In Irland betrug der Rückgang
in diesem Zeitraum sogar rund drei Viertel.
Und in Tschechien, wo der Abschwung ein
Jahr später einsetzte, schrumpfte der Markt
in den Jahren 2008 bis 2012 um fast 30%.
Angesichts dieser hohen Rückgänge der
Wohnungsbaunachfrage erscheinen die ab
2014 prognostizierten Zuwächse lediglich
als Marktstabilisierung.

i fo  Schne l ld ienst  3/2013 –  66.  Jahrgang – 14.  Februar  2013

40

96

98

100

102

104

106

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

Quelle: Europäische Kommission (Konsumentenbefragung).

Index 2005 = 100 (saisonbereinigt)

Investitionsabsichten der Verbraucher bezüglich Wohnraum
 Pläne für die nächsten 12 Monate

Wohnung kaufen oder bauen

Deutschland

EU-27

"größere" Bestandsmaßnahmen

Abb. 4



Daten und Prognosen

Negative Einflüsse in der Überzahl

Nach den Einschätzungen der Euroconstruct-Experten wer-
den in den nächsten Jahren vor allem demographische
Effekte (Entwicklung der Einwohnerzahl, Änderung der Zahl
der Haushalte, Änderung der Altersstruktur etc.) positive
Auswirkungen auf den Wohnungsbau in Europa haben. Ne-
gative Einflüsse gehen hingegen in erster Linie von der auch
weiterhin hohen Arbeitslosigkeit und den schwierigen Fi-
nanzierungsbedingungen aus. Ferner dürften vielerorts bis
auf weiteres die Einkommensaussichten der Privathaushal-
te, die reduzierte öffentliche Förderung sowie die allge-
meinen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen die Woh-
nungsbautätigkeit bremsen. Allerdings geht die Eurocons -
truct-Gruppe im weiteren Verlauf von einer Marktberuhi-
gung aus und rechnet für 2014 mit einem Anstieg der Woh-
nungsbauleistungen um knapp 2½% sowie für 2015 von
nahezu 3%. 2014 dürfte der Wohnungsbau nur in einem
einzigen Land ein negatives Vorzeichen ausweisen, näm-
lich in Portugal (– ½%).
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Norwegen 4.9 ++ 0 + + ++ — +
Deutschland 2.6 + + + 0 ++ ++ +

Dänemark 1.6 + — + 0 + 0 0
Polen 1.5 0 + 0 + — + —

Österreich 1.1 ++ + + 0 — — +
Schweiz 1.0 ++ 0 0 0 0 — 0

Frankreich 0.8 + — 0 0 — — —

Großbritannien 0.7 + 0 0 + — 0 0
Slowakei 0.5 + — 0 — — — ——

Schweden 0.3 ++ 0 + 0 + — 0
Belgien 0.1 ++ + + 0 + — —

Finnland -0.2 + 0 —— — — ++ —

Ungarn -0.2 —— + —— — — —— —

Niederlande -0.3 0 0 — — — — —

Italien -1.2 + — — — — — —

Tschechien -2.0 0 + — — — 0 0
Irland -3.2 0 — — 0 — — —

Portugal -7.0 —— —— —— —— —— —— ——

Spanien -10.4 — —— —— — —— —— ——

Erklärung: ++ starke positive Wirkung, + positive Wirkung, 0 keine Wirkung, − negative Wirkung, –– starke negative Wirkung
demographische Effekte:  Entwicklung der Einwohnerzahl, Änderung der durchschnittlichen Haushaltsgröße, der Altersstruktur, der geographischen Bevölkerungsverteilung usw.
Quelle: Euroconstruct.
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Aus aktuellem Anlass blickt diese Ausgabe der Reihe »Kurz
zum Klima« erneut auf den Handel mit CO2-Verschmut-
zungsrechten im Europäischen Emissionshandelssystem
(EU ETS). Dort ist derzeit eine sich verschärfende Situati-
on zu beobachten. Zum einen notieren die Preise für Ver-
schmutzungsrechte auf einem historisch niedrigen Niveau
– ca. 4 Euro je Tonne CO2, nachdem dieser Preis zu Be-
ginn der ersten und zweiten Handelsperiode bei ca. 30 Euro
lag. Zum anderen nimmt die Diskussion über eine Reform
des EU ETS an Schärfe und Geschwindigkeit zu. Dieser
kurze Artikel fasst den aktuellen Stand zusammen und
kommentiert ihn aus ökonomischer Sicht.1

Wie bereits von Barre, Gronwald und Lippelt (2012), aus-
geführt wurde, gibt es starke Anzeichen dafür, dass das
EU ETS mit Zertifikaten überversorgt ist. Der Überschuss
wird derzeit auf ca. 1,5 Mrd. Zertifikate geschätzt. Es ist
davon auszugehen, dass dieser Überschuss bis zum 
Ende der dritten Handelsperiode im Jahr 2020 nicht aus-
geglichen sein wird. Aus diesem Grund hat die EU-Kom-
mission bereits Mitte vergangenen Jahres vorgeschlagen,
einen Teil der Zertifikate aus dem Markt zu nehmen, um
so eine Stabilisierung der Preise zu erreichen. Konkret wird
derzeit unter dem Stichwort »Backloading« der Vorschlag
diskutiert, im Zeitraum 2013–2015 900 Mill. Zertifikate aus
dem Markt zu nehmen und diese zu einem späteren Zeit-
punkt – in den Jahren 2019 und 2020 – wieder auf den
Markt zu bringen. Begründet wird dieses Vorgehen damit,
dass die derzeit zu beobachtenden niedrigen Preise einen
unzureichenden Anreiz für die Investition in Technologien
zur Vermeidung des Ausstoßes von CO2 bieten. Zudem
wird der Energie- und Klimafonds der Bundesregierung
ausschließlich aus Erlösen des Zertifikatehandels gespeist.
Folglich ergeben sich Probleme bei der Finanzierung der
Energiewende (vgl. Süddeutsche Zeitung 2013). Einge-
stellt hat sich der Rekordtiefpreis, nachdem der Indus-
trieausschuss des Europäischen Parlaments gegen den
derzeit diskutierten Reformschritt votiert hat. Die Bundes-
regierung streitet derzeit über das Backloading. Während
das von Peter Altmaier geführte Umweltministerium die
Ansichten der EU-Kommission teilt, dass ein Eingriff in den
Markt aus den genannten Gründen sinnvoll ist, lehnt das
Wirtschaftsministerium unter Philipp Rösler einen solchen
Eingriff ab (vgl. CO2-Handel.de 2013; Financial Times
2013).

Die aktuelle Diskussion deutet darauf hin, dass ein fun-
damentales Missverständnis vorliegt. Aus ökonomischer
Sicht liegt der zentrale Vorteil eines Emissionshandelssys-
tems darin, dass ein gewünschtes Umweltqualitätsziel 
– hier eine gewünschte Reduktion der CO2-Emissionen –
mit Sicherheit erreicht wird. Durch die Festlegung der ge-

samten Ausstoßmenge erfolgt gerade eine Beschränkung
des Ausstoßes nach oben. Auf dem Markt für Emissions-
rechte werden die Verschmutzungsrechte so gehandelt,
dass diese Emissionsreduktion zu minimalen Kosten er-
reicht wird. Liegt nun derzeit das erwähnte Überangebot
vor und sind die Preise niedrig, deutet das darauf hin, dass
Europa seine Emissionsreduktionsziele tatsächlich errei-
chen wird. 

Die ökonomische Theorie besagt aber auch, dass die Zer-
tifikatemenge so gesetzt werden sollte, dass der Preis für
ein Zertifikat gerade den Grenzschäden aus der Umwelt-
externalität entspricht. Die Schätzungen für den Schaden
aus einer zusätzlich emittierten Tonne CO2 liegen im Durch-
schnitt deutlich über 4 Euro. Auch ist die optimale Menge
an Zertifikaten nicht grundsätzlich statisch. So können et-
wa durch technologischen Fortschritt die Vermeidungs-
kosten sinken. Erfolgt dieses Absinken der Grenzvermei-
dungskosten schneller als gedacht, müsste der Mengen-
pfad angepasst werden.

Aus diesen Gründen ließe sich ein Eingriff in das laufende
System durchaus rechtfertigen. Diese Argumente kommen
aber in der aktuellen Diskussion nicht zum Tragen, der Ein-
griff scheint eher ad hoc zu sein. Ein derartiges Eingreifen
würde aber einen Präzedenzfall schaffen. Erfolgt es einmal,
so wird es auch wahrscheinlich zukünftig wieder erfolgen –
sei es, weil die Preise immer noch als zu niedrig oder weil
sie vielleicht einmal als zu hoch angesehen werden. Es liegt
auf der Hand, dass dies nicht zur Erhöhung der Glaubwür-
digkeit des Systems und zur Entwicklung eines langfristi-
gen Vertrauens in das System beitragen kann. 

Ein Verlust des Vertrauens zu den Emissionshandelssyste-
men gilt es unbedingt zu vermeiden. Sieht man von der der-
zeitigen Situation im EU ETS ab, können Emissionshandels-
systeme als Erfolgsmodell bezeichnet werden. Weltweit sind
in mehreren Ländern Emissionshandelssysteme im Entste-
hen oder sind bereits entstanden – regionale Systeme in
den USA, nationale Systeme in China, Korea und Austra-
lien. Das australische System wird zudem mit dem EU ETS
verknüpft werden. Einen einfacheren Weg zu einer welt-
weit wirksamen Beschränkung des Treibhausgasaussto-
ßes als die Verknüpfung der derzeit bestehenden und in
Gründung befindlichen Emissionshandelssysteme und die
Festlegung einer gemeinsamen Emissionsobergrenze ist
kaum vorstellbar. 

Die gegenwärtige Diskussion bezüglich des EU ETS zeigt,
dass die Festlegung der Emissionsobergrenze von zent -
raler Bedeutung ist. Für die zukünftige Klimapolitik in
Europa nach 2020 wären grundsätzliche, langfristige Re-
visionen des Reduktionspfades geeignetere Maßnahmen
als kurzfristige Markteingriffe mit dem Ziel der Preisstabi-
lisierung.

Marc Gronwald

Kurz zum Klima: Neues vom Emissionshandel

1 Dieser Artikel berücksichtigt die öffentliche Diskussion bis zum Stand des
Redaktionsschlusses am 7. Februar 2013.
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Seit dem Jahr 2006 werden die am ifo Konjunkturtest teil-
nehmenden Handelsunternehmen in einer vierteljährlichen
Sonderfrage nach Beeinträchtigungen ihrer Umsatztätigkeit
gefragt.2 Die betroffenen Firmen können dabei als konkre-
te Faktoren die Kategorien »schwache Nachfrage«, »Finan-
zierungsschwierigkeiten«, »Mangel an Fachkräften«, »Man-
gel an geeigneten Räumlichkeiten/Gewerbeflächen«, »un-
zureichende Geschäftsausstattung, Fahrzeuge etc.«, »un-
günstige Wetterlage« sowie »Sonstiges« ankreuzen. Hier-
bei sind Mehrfachnennungen möglich.

Im Einzelhandel (ohne Kfz) gaben im Januar 42,7% der
Befragungsteilnehmer an, von Behinderungsfaktoren betrof-
fen zu sein (vgl. Abb. 1). Dieser Anteil liegt leicht über dem
Wert des Vorquartals (41,3%) und geringfügig niedriger als
zum gleichen Vorjahreszeitpunkt (43,5%). Allerdings klagten
mit 24,6% weniger Unternehmen als zuletzt über eine schwa-
che Nachfrage. Auch historisch gesehen ist dies ein verhält-
nismäßig geringer Wert: In den Jahren 2008 und 2009 be-
zeichneten zwischen 35 und 45% der Einzelhändler die
schleppende Nachfrage als Behinderungsgrund. Seit Mitte
des Jahres 2010 liegt dieser Anteil, der seinen bisherigen
Tiefststand im Oktober 2010 erreichte (19,0%), durchge-
hend unter der 30%-Marke.

An der Witterung hatten im Januar nur wenige Betriebe et-
was auszusetzen (7,2%). Im Juli vergangenen Jahres lag der
Anteil noch mehr als doppelt so hoch (14,7%), da angesichts
des eher mäßigen Sommerwetters zu diesem Zeitpunkt vor
allem die Bekleidungs- und Schuheinzelhändler vermehrt
angaben, dass sich die ungünstigen Witterungsverhältnis-
se negativ auf ihre Umsätze auswirken. Das Problem des
Fachkräftemangels hat in den vergangenen Jahren merklich
an Bedeutung gewonnen. Derzeit haben den Testergeb-
nissen zufolge 12,4% der Einzelhandelsfirmen Probleme,
geeignetes Personal zu finden. Dieser Wert hat sich im Ver-

gleich zum Beginn des vergangenen Jahres (April 2012:
16,2%) allerdings leicht verringert.

Mit Finanzierungsschwierigkeiten haben aktuell nur weni-
ge Unternehmen zu kämpfen. Mit 3,7% lag der Anteil der
betroffenen Unternehmen in etwa auf dem gleichen Ni-
veau wie bereits seit zwei Jahren. Dies spiegelt sich auch
in den Ergebnissen der ifo Kredithürde wider. Demzufolge
sieht sich die deutsche Wirtschaft – und im Zuge dessen
auch die Handelsunternehmen – in den vergangenen Jah-
ren sehr günstigen Finanzierungsbedingungen gegenüber
(vgl. Marjenko et al. 2012). Ebenso spielen der Mangel an
Räumlichkeiten sowie eine unzureichende Geschäftsaus-
stattung derzeit nur eine untergeordnete Rolle. Unter dem
Punkt sonstige Behinderungsfaktoren sind alle weiteren un-
günstigen Einflüsse auf die Umsätze zusammengefasst. Im
Januar waren 15,8% der Testteilnehmer von weiteren ne-
gativen Faktoren betroffen. Unter anderem klagten sie über
eine hohe Konkurrenzsituation (in besonderem Maße auch
durch Abwanderung von Kunden zum Online-Handel), Vor-
gaben des Gesetzgebers sowie über Unsicherheiten im Zu-
ge der Eurokrise.

Neben der rein deskriptiven Beschreibung stellt sich die
Frage, wie sich die Ergebnisse dieser Sonderfrage im Ver-
gleich zu anderen Indikatoren aus dem ifo Konjunkturtest
verhalten. Beispielhaft dafür ist der Anteil der von Um-
satzbehinderungen betroffenen Einzelhandelsunternehmen
in Abbildung 2 gegen die Geschäftslage im Einzelhandel
abgetragen.

Abbildung 2 zeigt, dass sich der Verlauf der Reihe mit den
Umsatzbehinderungen weitestgehend spiegelbildlich zur
Referenzreihe verhält. Das heißt, dass die Firmenmeldun-
gen zur Geschäftslage umso positiver ausfallen, je weni-
ger Testteilnehmer durch eine oder mehrere der oben ge-

nannten Ursachen in ihrer Umsatztätigkeit
beeinträchtigt werden. So berichtete etwa
Ende des Jahres 2010, als die Einzelhan-
delsunternehmen ihre Geschäftssituation
als überaus günstig empfanden, mit nur
38% der geringste Anteil seit Einführung der
vierteljährlichen Sonderfrage von Umsatz-
behinderungen. Dies deckt sich auch mit
weiteren Untersuchungen des ifo Instituts,
wonach die Entwicklung des Umsatzes der
bedeutendste Referenzfaktor bei der Be-
wertung des aktuellen Geschäftsverlaufs ist
(vgl. Abberger et al. 2011).

Umsatzbehinderungen im Einzelhandel

Stefan Sauer

Konjunkturtest im Fokus1: Sonderfrage zu 

Behinderungsfaktoren im Einzelhandel
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Quelle: ifo Konjunkturtest.

Abb. 1

1 An dieser Stelle soll künftig auf interessante Konjunk-
turtestergebnisse in ausgewählten Branchen eingegan-
gen und ein Vergleich zu anderen Indikatoren herge-
stellt werden.

2 1) Unsere Umsatztätigkeit wird derzeit behindert »ja«,
»nein«. 2) wenn ja, durch ...
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In diesem Zusammenhang kann es auch Gegenstand wei-
terer Untersuchungen sein, inwieweit die einzelnen Behin-
derungsgründe eine Rolle für die Geschäftslageurteile der
Firmen spielen und ob die Wichtigkeit der einzelnen Ein-
flüsse in den verschiedenen Groß- und Einzelhandelsspar-
ten variiert.
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Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft
Deutschlands ist das dritte Mal in Folge gestiegen. Die ak-
tuelle Geschäftslage wird nach einem Rückgang im Vor-
monat wieder etwas positiver beurteilt. Zudem haben sich
die Aussichten auf die kommende Geschäftsentwicklung er-
neut deutlich verbessert. Die deutsche Wirtschaft startet
hoffnungsvoll ins neue Jahr. 

Der Anstieg des ifo Geschäftsklimas ist vor allem auf die Ent-
wicklungen in der Industrie und im Bauhauptgewerbe zu-
rückzuführen. In beiden Sektoren stiegen sowohl der Index
der Lage als auch der der Erwartungen. Einen deutlichen
Dämpfer gab es im Großhandel. Dort gaben beide Klima-
komponenten nach. Im Einzelhandel dagegen zeigte sich
kaum eine Bewegung. Der minimale Anstieg des Ge-
schäftsklimas ist auf eine leichte Verbesserung der Lage-
beurteilung zurückzuführen, während die Erwartungen un-
verändert blieben. 

Das ifo Beschäftigungsbarometer für die gewerbliche Wirt-
schaft Deutschlands, inklusive des Dienstleistungssektors,
ist im Januar leicht zurückgegangen. Die Bereitschaft, neu-
es Personal einzustellen, ist weiterhin leicht positiv. Im Ver-
arbeitenden Gewerbe ist der Index gestiegen. Jedoch steht
weiterhin eine kleine Mehrheit Neueinstellungen skeptisch
gegenüber. Im Bauhauptgewerbe drehten die Beschäfti-
gungserwartungen deutlich in den positiven Bereich. Hier
ist mit weiteren Neueinstellungen zu rechnen. Im Einzel-
und Großhandel sank der Index. Es werden sich jedoch
kaum Änderungen im Beschäftigungsniveau ergeben. Die
Beschäftigungserwartungen im Dienstleistungsgewerbe
sind, wenn auch leicht abgeschwächt, weiterhin mehr-
heitlich positiv.

Im Verarbeitenden Gewerbe hat sich der Anstieg des Ge-
schäftsklimaindikators weiter fortgesetzt. Die Industriefir-
men sind mit ihrer aktuellen Geschäftslage zufriedener als
im Vormonat. Die Erhöhung der Erwartungen bezüglich des
weiteren Geschäftsverlaufs hat sich im neuen Jahr fortge-
setzt. Der Optimismus kehrt zurück. Dies ist vor allem auf
die verbesserte Nachfrage- und Auftragssituation zurück-
zuführen. Obwohl sich die Salden noch im negativen Be-
reich bewegen, ist hier eine Aufwärtstendenz zu beob-
achten. Darüber hinaus werden vermehrt Impulse vom Aus-
landsgeschäft erwartet. Auch die Kapazitätsauslastung ist
nach drei Rückgängen in Folge wieder gestiegen, befin-
det sich aber immer noch knapp einen Prozentpunkt un-
ter dem langfristigen Durchschnitt. Die Lager konnten wei-
ter abgebaut werden.

Klaus Wohlrabe

ifo Konjunkturtest Januar 2013 in Kürze1

1 Die ausführlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests, Ergebnisse von
Unternehmensbefragungen in den anderen EU-Ländern sowie des 
Ifo World Economic Survey (WES) werden in den »ifo Konjunkturpers -
pektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr
abonniert werden.
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Abb. 1

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Abb. 2

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Quelle: ifo Konjunkturtest.
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Der Optimismus im Verarbeitenden Gewerbe kehrte in vie-
len Teilbereichen zurück, insbesondere in der Vorleistungs-
und Investitionsgüterindustrie. Im Konsumgüterbereich sank
das Geschäftsklima dagegen. Auch im Ernährungsgewer-
be trübten sich die Lage und Erwartungen deutlich ein. In
der chemischen Industrie ist der Geschäftsklimaindikator
kräftig gestiegen. Die Unternehmen bewerteten ihre Ge-
schäftssituation sichtlich positiver als im Vormonat. Die Nach-
frage nahm spürbar zu, und Lagerüberhänge konnten re-
duziert werden. Den Unternehmensmeldungen zufolge ha-
ben sich die Geschäftsaussichten sichtbar aufgeklart. Im
Bereich Metallerzeugung und -bearbeitung waren die Fir-
men wieder zufriedener mit ihrer aktuellen Geschäftssitua-
tion. Die Unternehmen verzeichneten Zuwächse bei der
Nachfrage. Den Meldungen zufolge sollte diese positive Ent-
wicklung in den kommenden sechs Monaten anhalten. Im
Maschinenbau waren die Unternehmen mit ihrer aktuellen
Situation sichtlich zufriedener als im Vormonat. Mit 4,1 Pro-
duktionsmonaten war die Reichweite der Auftragsbestän-
de erkennbar höher als im Vorquartal (3,8 Monate). Im Fahr-
zeugbau setzte sich der Anstieg des Geschäftsklimas vom
Dezember fort. Sowohl bei der Lage als auch bei den Er-
wartungen nahm der Anteil der pessimistischen Antworten
weiter ab.

Im Bauhauptgewerbe ist der Geschäftsklimaindex deutlich
gestiegen. Dies ist vor allem auf erheblich optimistischere
Erwartungen zurückzuführen, die zuletzt im März 2012 die-
ses hohe Niveau erreichten. Auch die Einschätzung der ak-
tuellen Lage verbesserte sich. Der gestiegene Optimismus
ist wahrscheinlich auf einen deutlich verbesserten Auf-
tragsbestand zurückzuführen. Auch die Reichweite der Auf-
tragsbestände nahm zu. Die ausstehenden Aufträge wer-
den wahrscheinlich in den kommenden Monaten bei ver-
besserter Witterung ausgeführt werden, da die befragten
Bauunternehmer erwarten, dass ihre Bautätigkeit spürbar
zunimmt. Gemessen am langfristigen Durchschnitt erleben
die Bauunternehmen im Moment weiterhin eine sehr gute
Konjunktur. Aufgrund des starken Winterwetters berichte-
ten 67% der Firmen von Bautätigkeitsbehinderungen. Je-
des zweite Unternehmen gab Witterungseinflüsse für diese
Einschränkungen an. Im Hochbau hat sich das Geschäfts-
klima verbessert. In allen drei Teilsparten (öffentlicher und
gewerblicher Hochbau sowie Wohnungsbau) wurde die der-
zeitige Geschäftslage günstiger beurteilt. Zudem schätzten
die befragten Firmen spartenübergreifend die Perspektiven
für die kommenden sechs Monate zuversichtlicher ein. Im
Tiefbau hat sich das Geschäftsklima stark aufgehellt. Die be-
fragten Unternehmen waren mit ihrer aktuellen Geschäfts-
lage zufriedener als vor einem Monat. Hinsichtlich der Ge-
schäftsentwicklung in den nächsten sechs Monaten nahm
der Optimismus sogar erheblich zu.

Im Großhandel hat sich das Geschäftsklima hingegen ein-
getrübt. Die Großhändler sind mit ihrer aktuellen Lage we-

niger zufrieden und blickten zudem etwas pessimistischer
auf den weiteren Geschäftsverlauf. Die Unternehmen kor-
rigierten ihre Orderpläne leicht nach unten, und die Be-
schäftigtenpläne waren ebenfalls auf Einschränkungen aus-
gerichtet. Dies ist teilweise auf den gestiegenen Lagerdruck
zurückzuführen. Wie beim Verarbeitenden Gewerbe gab
das Geschäftsklima im Konsumgütergroßhandel weiter
nach. Insbesondere die Geschäftslage trübte sich stark
ein, während die Erwartungen für den weiteren Ge-
schäftsverlauf nicht mehr ganz so pessimistisch sind. Im
Produktionsverbindungshandel überwogen die positiven
Bewertungen zur aktuellen Geschäftslage weniger stark
als im Vormonat. Für das kommende halbe Jahr rechne-
ten die Testteilnehmer zudem vermehrt mit einer Ab-
schwächung der Geschäfte. Die Lager füllten sich wieder
stärker, so dass auch die Orderpläne nach unten hin an-
gepasst wurden. Im Großhandel mit Kraftfahrzeugen zeig-
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te nur eine leichte Aufwärtstendenz. Sowohl das Ge-
schäftsklima als auch seine Teilkomponenten liegen wei-
terhin deutlich unter ihrem langfristigen Mittelwert. Es wird
sich zeigen, ob sich die Aufwärtstendenz in der Industrie
hier bemerkbar macht. Die Geschäftserwartungen fielen
dagegen etwas zuversichtlicher aus als im Dezember. Für
die nahe Zukunft rechneten die Befragungsteilnehmer wie-
der häufiger mit Spielräumen für Preisanhebungen.

Im Einzelhandel ist der Geschäftsklimaindex geringfügig
gestiegen. Dies ist auf eine minimal bessere Einschätzung
der Geschäftslage zurückzuführen, während die Erwar-
tungen der Unternehmen unverändert sind. Auch die an-
deren Indikatoren (Umsatz, Lagerbestände, Bestelltätig-
keit) änderten sich nur marginal. Historisch betrachtet liegt
der Einzelhandel aber deutlich über den langfristigen Durch-
schnitt der jeweiligen Befragungsreihen. Im Kfz-Einzelhan-
del hat sich das Geschäftsklima aufgeklart. Die Lageurtei-
le fielen deutlich weniger unzufrieden aus, und den kom-
menden Monaten blickten die Unternehmen weniger pes-
simistisch entgegen. Den Betrieben ist es gelungen, einen
Teil ihrer Lagerüberhänge abzubauen, weshalb die Be-
stellpläne nicht mehr ganz so häufig Kürzungen beinhalte-
ten. Im Neuwagengeschäft verbesserte sich die Ge-
schäftslage, und die Einschätzungen des zukünftigen Ge-
schäftsverlaufs fielen weniger pessimistisch aus. Trotz ei-
ner Verringerung der Lagerüberhänge wollten die Unter-
nehmen ihre restriktive Orderpolitik beibehalten. Die Ge-
brauchtwagenhändler hatten in Anbetracht des spürbar
verringerten Lagerdrucks kaum noch etwas an der aktuel-
len Lage auszusetzen und beurteilten die Geschäftsaus-
sichten ebenfalls weniger pessimistisch. Insgesamt wird
sich zeigen, ähnlich wie im Großhandel, inwieweit sich das
steigende Geschäftsklima in der Fahrzeugindustrie auf die
weitere Entwicklung im Einzelhandel auswirkt. Im Einzel-
handel mit Unterhaltungselektronik ist die sich im Dezem-
ber ankündigende Entwicklung eingetreten. Während im
Vormonat die Lage als gut eingestuft wurde und die Er-
wartungen pessimistisch waren, lag der Lageindikator nun
im Januar deutlich im Minus. Darüber hinaus stieg der Pes-
simismus mit Blick auf die weitere Geschäftsentwicklung.
Der Lagerbestand nahm wieder leicht zu.

Der ifo Geschäftsklimaindikator für das Dienstleistungsge-
werbe2 Deutschlands ist erneut gestiegen. Die Einschät-
zungen zur aktuellen Geschäftslage sind zwar etwas weni-
ger zufrieden ausgefallen als im Vormonat. Jedoch sehen
die befragten Dienstleister ihre weitere Geschäftsentwick-
lung deutlich optimistischer. Auch die Beschäftigungser-
wartungen sind, wenn auch leicht abgeschwächt, weiter-
hin mehrheitlich positiv. Im Bereich Transport und Logistik
stieg der Geschäftsklimaindex merklich. Während die be-
fragten Unternehmer ihre Beurteilung zur aktuellen Lage nun
vermehrt leicht pessimistisch einschätzten, waren sie jedoch
deutlich optimistischer bzgl. ihrer weiteren Geschäftsent-

wicklung. Auch im Gastgewerbe trübte sich das Ge-
schäftsklima ein. Bei rückläufiger Nachfrage und sinkendem
Auftragsbestand zeigten sich die Firmen nicht mehr so zu-
frieden mit ihrer aktuellen Geschäftslage. Jedoch blickten
sie etwas optimistischer in die Zukunft. Die Reisebüros 
und Reiseveranstalter zeigten sich mit ihrer aktuellen Ge-
schäftslage weiterhin sehr zufrieden und liegen über ihren
langfristigen Durchschnitt. Letzteres gilt auch für die Erwar-
tungen, obwohl sich diese etwas eintrübten. Das Ge-
schäftsklima im Bereich Datenverarbeitung und Datenban-
ken stieg im Januar. Die bereits sehr gute Einschätzung der
Geschäftslage stieg nochmals leicht, und auch die Erwar-
tungen zeigten nach einem Rückgang im Vormonat wieder
nach oben. Im Bereich Personal- und Stellen vermitt -
lung/Überlassung von Arbeitskräften wurde die Geschäfts-
lage nicht mehr so ungünstig beurteilt. Die Firmen gingen

2 In den Ergebnissen für die »gewerbliche Wirtschaft« nicht enthalten.
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per saldo wieder von Umsatzzuwächsen aus und schätz-
ten auch ihre Aussichten für das kommende Halbjahr spür-
bar zuversichtlicher ein. Der Klimaindikator konnte daher
nach sechs Monaten im Minus wieder in den positiven Be-
reich zurückkehren. 50% der Personaldienstleister klagten
über Fachkräftemangel, 32% über eine unzureichende Nach-
frage. Im Bereich Mobilien-Leasing hat sich das Geschäfts-
klima erneut verbessert. Während die Leasinggesellschaf-
ten ihre Geschäftslage im Januar nur geringfügig günstiger
einstuften, waren sie hinsichtlich der Perspektiven für das
kommende Halbjahr spürbar zuversichtlicher.
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und mit über 200 vierfarbigen Abbildungen anschaulich illustriert. 
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Zum besseren Verständnis dieser Beiträge stellt das ifo Institut jetzt ein deutschsprachiges Glossar zur
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